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A. BERICHTERSTATTUNG 



I. Einleitende Bemerkungen des Ausschußvorsitzenden, 
Abgeordneten Dr. Furier 


Der Eintischiluß des Dieutschein Biuaidesta^es vom 9. Mai 1957, für 
;diie Beratung der Verträige über diie EuropäiLsiche Wirtsichiaftsgiemein- 
schaft und die Europtäischje Atomgemeinschaft einien Sonderaiusschuß 
zu bestellen, war weitgehend durch die Überzeugung bestimmt, daß 
sich den kommenden Ausischußberatunigen eine Aufgabe stellen 
würde, die nicht nach den herkömmlichen Regeln der federführen- 
den Zuständigkeit edniets Ibestimimten Ausschussies und der mitber'a- 
tenden Beteiligung (anderer iiniteressiierter oder betroffener Aus- 
schüsse bewältigt werden könnte. 

Keine der Debatten um ddie vioraaisgehenden europäischen Zusiam- 
menschlüsse dürfte von Anbeginn in einem solchen Maße von dem 
Gefühl beherrscht worden sein, daß hier — in jedem leinzelnen Be- 
reich (der V, erträglichen Abmachungen und :noch im kleinsten tech- 
nischen Detail — Verfahren und Methode, Anspruch und Leistung 
mit politistchen Wirkungen verbimden sind oder wirtschaftliche und 
soziale Entwicklungen vorzeichnen, die über diie materiielle Substanz 
der Verträge selbst weit hinausgreifen. 

So galt die Bildung des 3. Sonderausschusses nicht — wie im Ealle 
der beiden in der Konstituierung vorhergehenden Ad-hoc-Ausschüsse 
dieses Bundestages — dier Einmailigkeit oder der Neuheit der hier- 
bei gestellten Aufgaben: hier hiandelte es sich darum, auch in den 
einzelnen materiellen Erwägungen und den daraus folgenden Ent- 
schlüssen und Empfehlungen bestandiig und wirkiuingsvoll diesen 
Zmsammenhang mit der politiisdien Entscheidung unid den weiter- 
tragenden Auswirkungen erkennJbar zu machen und zu wahren. 

Auch der vor dem Abschluß der Vertragsvierhandlungen zustän- 
dige Auswärtige Aussichuß dies B.undestages ihatte (diese besonderen 
Notwendigkeiten lerkannt lund — obgleich es damials und in seiner 
Zuständigkeit vorwiegend um die politische Bedeutung der künf- 
tigen Vereinbarungen gehen mußte — zu den Sitzungen des von 
ihm gebildeten Unteraus Schusses Vertreter der betroffenen Fiach- 
ausschüsse geladen. 

Niaturgemäß konnten die SitZtungen dieses Unterausschusses im 
wesentlichen nur einer ersten Unterrichtung durch die Leiter der 
Verhandlungsidelegiatiion gewidmet sein. Dennoch ergiab sich schon 
au diesem Zeitpunkt, daß man der Bedeutung der vorgesehenen 
materiellen Einzelbestimmungen kaum gerecht Wierden würde, 
wenn man Siich nicht in die Laige versetzte, sie unter dem Gesichts- 
punkt ihrer umfassenden politischen B,edeutung oder ihrer weiiteren 
wirtschaftlichen oder sozialen Auswirkungen zusammeinzufassen 
und die so (gebildeten Komplexie gemeinsiam zu betrachten, mitein- 
ander in Beziehung zu setzen oder zu vergleichen. 

Diese Erwägungen bestimmten auch die Arbeitsmethode des 
Sonderausschusses, der Ihnen hiermit über die Beratungen der ihm 
zugewiesenen Verträge zu berichten hat. 

Ausgehend von den Erfährungein des Unterausschusses, dessen 
Materialien gerade wegen der nur begrenzt zur Verfügung stehen- 
den Zeit von großer Bedeutung waren, folgte der Sonderausschuß in 
seinen Beratungen (und infolgedessen auch in seiner Berichterstat- 
tung) nicht der Gliederuinig der Verträge, sondern (grenzte Problem- 
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kornplexe ab, diie den Schjwerpiiainkiten der sin Aiuis, sicht igienomimenen 
Maßniaihmien ent, sprechen und es erlieichtern, die Zußiammenh änige, 
Außjwiirkun'gen und Rücfowirkumgien der leinzelnen Besitiimmiungen 
lauch hei der abschließienden Entscheiidung des Hohen Hauises über 
den Antrag und die Emptehliunig'en des Ausschusses im Auge zu be- 
haiten. 

Bewußt wiurden hiiertbei die allgemeinen politischen Aspekte und 

Aufgaben der ibeiden Gemeinschaiftetn lals Ganzes betrachtiet und 
demgemäß auch das Rjesultait dier Ausschußberatungen in einiem Be- 
richt — ierstattet von Abg. Dr. E 1 b r ä c h t e r — zusammenigefaßt. 

In gleicher Weise wurde für die institutionellen Bestimmungen 
der Verträge verfahren, zumial rder organisatorische Aiufibau (der Ge- 
meinschaften ein im wesientliichem übereinstiimmiender ist, wodurch 
nach der Absicht der Vertragsdiliießenden das noitwiendige Zusam- 
menwiriken gefördert werden soll. Dier entsprechende Bericht wird 
nachfolgend von Abg. Dr. M o m m e r vorgelegt. 

Auch die finanziellen Bestimmungen beider Verträge wurden in 
den Beratungen .gemeinsam behandelt und ihiierüber in einem be- 
sonderen Teil der Auisschußberdchterstattung durch Abg. Ritzel 
berichtet. Diese zu;sa,mtm 0 nf assende Betrachtung hat den Vorzug, 
eine klarere Übersicht über die aus den Verträgen sich ergebenden 
Verpflichtungen zu ermöglichen. Hier findet auch die be deuten de 
Investitionsbank ihre Würdigung. 

Abg. G e i g e r (München) berichtet über die spiezi eilten Bieratun- 
gen des Ausschusses zu Euratom. Es zeigte sich, daß ihier — im Ab- 
grenzung zu den Bestimmungen des Vertrags über diie Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft — 'die sich ergebenden poliitisichiein Pro- 
bleme, die reditlichien und wirtschaftlichen Auswiirkunigen und die 
Fragen der Forschung zweckmäßigerweise bei iden Betrachtungen 
des Ausschusses nicht voneinander getrennt we,rdien sollten und 
auch in der Berichterstattung gememsam zu biehandiein waren. 

Die äußerst vielschichtige Materie des Vertrages über die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft, die Verschiedenartdgikeit der hier 
auftauchenden politischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
und ihre Wechselwirkung zwingen zu ieiner Aufgii:ed,eruinig in fol- 
gende Komplexe, denen ider Aufbau der Berich tsteiile entspricht, 
die den Fragen des Gemeinsamen Marktes und den damit verlbun- 
denen Fragen gewidmet sind. 

Die Bestiimmungem über die Freizügigkeit, .dein freien Dienst- 
leistungs- und Kapitalverkehr wurden mit den sozialpolitiscben 
Fragen, dem Problem der Sozialen Harmonisierung und der Be- 
trachtung des Sonderstatuts Frankreich zusammeinigefaßt. Den Be- 
richt über die entsprechenden Beratungen ides Ausschusses erstattet 
Abg. S a b e 1. 

Die zoll- und handelspolitischen Probleme: Zollunion und Beseiiti- 
gung mengenmäßiger Bieschränikungen, die Wettbewerbs regeln, fer- 
ner die Wirtschafts-, Konjunktur- und Handelspolitik der Gemein- 
schaft und Fragen dier Zahlungisbilanz bildeten in den Aussichuß- 
den in dem Bericht von Abg. Dr. H e d 1 fw li g ausführlich behänd, eit. 

Die beson deren Verhältnisse auf idem Gebiet der Landwirtschaft 
erforderten, auch m zoll- und handelspolitischer Hinsicht, eine ge- 
sonderte Beratung des Ausschusses — wie der Biericht von Abg, 
L ü c k e r (München) zeigt — , die von der allgemeinen Behandlung 
der Vereinbarungen über den Gemeinsamen Marikt getrennt durch- 
geführt wurde. 

Die Notwendigkeit eines Berichts über die Veiik ehrsfragen des 
Vertrages über die Buropäische Wirtschaftsgemeinschaft — Bericht- 
erstattung Abg. Dr. Blei ß — ■ dürfte sich laus der Natur ider Sache 
ergeben. 



Selbstverständlich bearbeitete der Ausschuß die Assoziierung der 
überseeischen Gebiete in leiingielheindein Beratnüngen lund «als beson- 
deres Sachgebiet — ider Bericht hojerüber wird von Abg. Dr. 
Leverkuehn vorgelegt. Dieser Bericht wurde im Auftrag des 
Ausschusses in Abwesenheit des im Ausland befindlichen Bericht- 
erstatters durch Abg. Dr. Pohle (Düsseldorf) üiberanbeitet und 
ergänzt. 

Das Problem der Freihandelszone war Gegenstand eingielhender 
Beratungen, die iden Ausschuß zu der Überzieugung führten, daß 
diese wirtschaftspolitisfche Erweiterung des Gemednsaimen Marktes 
für das gesamte Werk, tdas mit dier Unterzeichnaiinig dies Vertrages 
über die Europäische Wirtschaftsgeimeinsichaft begonnen wurde, von 
besonders großer Bedeutung ist. Diesen so wichtigien Komplex ibe- 
handeit der Bericht des Abg. S c h e e J. 

Dem Ausschuß stand für seine Arbeiten nur eine sehr ibemessene 
Zeit ziur Verfügung, dde jiedoch intensiv lauisgenutzt wuirde. 

Ungeachtet der igroßen 'anderweitigen VerpfMditungien, denen sich 
der Bundestag in den letzten Wochen gegenübergeistellt sah, tagte 
der Sonderausschuß in Permanenz, allein in der Zeit vom 21. bis 
29. Mai in msgesamt 11 Sitzungen. Die 10 vom Ausschuß benannten 
Berichterstatter stellten die Entwürfe ihrer Berichtsteile über die 
Pfingsttage her. Der Ausschuß trat zur Verabschiedung dieser Be- 
richte noch während der Pfingstpause in weiteren ganztägigen Sit- 
zungen zusammen. 

Die Bundesregierung stan<d während dieser Beratungen, trotz der 
gleichzeitigen Verhandlungen lim Interifmsausschuß und im Zusam- 
menhang mit den Plänen um die Freihandelszone, stets mit den 
leitenden Beamten der zuständigen Referate zur Verfüigung. 

Am Ende 'dieser 'die Technik der Ausschußtätagkeit erläuternden 
Einführung möchte ich allen Beteiligten für /die aulgeschJlossen'e und 
intensive Mitarbeit danken, d'ie allseitig von dem Willen getragen 
war, Europia eine bessere Zukunft tau ermöglichen. 


Bonn, den 28. Juni 1957 


Dr. Furier 

Vorsitzender 



11. Einzelberichte 


1. Allgemeine politisdie Aspekte, Grundzüge und Aufgaben der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 

(Präambeln, Grundsätze, Schlußbestimmungen, Schlußakte, 
Ratifikationsgesetz nebst Empfehlungen des Bundesrates) 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Elbräch ter 


Der Bericht ist vom Ausschuß in Abwesenheit des 
im Ausland befindlichen Berichterstatters über- 
arbeitet und ergänzt worden, 

A. Allgemeine politische Aspekte 

iBereits ibei Errichtung der Europäisdien Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl waren sidi die ver- 
tragschließenden sechs Begierungen darüber einig, 
daß der Wag hin zu einem wirtschaftlich und poli- 
tisdi geeigneten Westeuropa fortgesetzt werden 
müsse und daß dieses Ziel am ehesten erreicht 
würde durch den Ausbau der gemeinsamen Insti- 
tutionen, die fortschreitende Verschmelzung der 
nationalen Volkswirtschaften und die Schaffung 
eines großen gemeinsamen Marktes für alle Güter 
und alle Produktionszweige. 

Die Bemühungen um diesen engeren westeuro- 
päischen Zusammenschluß wurden daher von den 
sechs Mantangemeinschaftsländern auch nach dem 
Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft fortgesetzt. Die parlamentarischen Versamm- 
lungen der Montangemeinschiaft und des Europa- 
rats unterließen es auf keiner ihrer Tagungen, auf 
die Notwendigkeit einer Eortsetzung des einge- 
schlagenen Weges hinzuweisen. Die Regierungen 
der drei Beneluxländer unter Führung des belgi- 
schen Außenministers Spaak ergriffen im Frühjahr 
1955 die Initiative und schlugen ihren übrigen 
Partnern in der Kohle- und Stahlgemeinschaft die 
Gründung eines alle Waren umfassenden gemein- 
samen Marktes vor. Die Bundesregierung griff 
diese Anregung sofort auf, bejahte sie und gab 
dazu eigene konkrete Anregungen. 

Die Konferenz der sechs Montangemeinschaften 
in Messina im Sommer 1955 einigte sich auf die all- 
gemeinen Regeln, die diesem wirtschaftlichen Zu- 
sammenschluß zugrunde gelegt werden sollten. In 
der entsprechend den Messina-Beschlüssen einge- 
setzten, in Brüssel tagenden Sachverständigenkon- 
ferenz gewann dann der Gedanke einer Zollunion 


der sechs Montangemeinschaftsstaaten konkrete 
Gestalt. Diese Erigebnisse wurden durch die Mini- 
sterkonferenz von Venedig vom Mai 1956 bestätigt. 
Auf der Grundlage aller dieser Arbeiten hat dann 
seit Juli 1956 eine Konferenz bevollmächtigter Re- 
gierungsvertreter die Verträge über eine Europä- 
ische Wirtschaftsgemeinschaft und eine Europä- 
ische Atomgemeinschaft selbst ausgearbeitet. 

Der Gedanke, durch die Herstellung eines gro- 
ßen, einheitlichen Wirtschaftsraumes ohne innere 
Zollschranken die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung der westeuropäischen Staaten und Völ- 
ker voranzu treiben und diese im Vergleich zu den 
großen Mächtekonzentrationen der Gegenwart 
wettbewerbsfähig zu halten, spricht sozusagen für 
sich selbst und liegt schon lange in der Luft. Da- 
gegen ist der Gedanke der Zusammenfassung der 
westeuropäischen Arbeiten auf dem speziellen Ge- 
biet der Atomforschung ©in neuartiger, aber auch 
einer, der sich geradezu gebieterisch aufdrängt. Auf 
diesem hochspezialisierten Gebiet wissenschiaft- 
licher Arbeit und industrieller Fertigung, dessen 
Investitionskosten heute in allen seinen Bereichen 
schon so gewaltig sind, daß selbst die größten Welt- 
mächte diese Aufwendungen nur mit Mühe zu tra- 
gen vermögen, wird idie technische und damit auch 
die wirtschaftliche Zukunft aller Völker der Erde 
entschieden. Angesichts des unbestreitbaren Rück- 
standes der Bundesrepublik in diesem Bereich ist 
daher ihre gemeinschaftliche Betätigung mit ande- 
ren, gleichgerichteten Staaten besonders nahelie- 
gend und auch besonders vordringlich. 

B. Präambel 

In der Präambel zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft kommt das Bestreben der Mitglied- 
staaten 

— nach Schaffung der Grundlagen für einen enger 
werdenden Zusammenschluß der Völker, 
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— nach Sichersitellung des wiirtschaft Lichen und sio- 
zialen Fortschritts durch gemeinsames Vor- 
gehen, 

— nach 'Besserung der Löbens- und Beschäfti- 
gungsbe dingungen, 

— nach Gewährleistung der Ausweitung des 
Gleichgewichts im iHandelsverkehr und eines 
redlichen Wettbewerbs, 

— nach Hilfeleistung an" wenig begünstigte Lan- 
desteile der Gemeinschaftsstaaten, 

— • nach Beseitigung der Beschränkungen im inter- 
nationalen Wirtschaftsverkehr durch eine ge- 
meinsame Handelspolitik, 

— ■ nach Solidarität mit den überseeischen Ländern 
und nach Förderung ihres Wohlstandes gemäß 
den Grundsätzen der Charta der Vereinten Na- 
tionen, 

— nach Schutz und Stärkung des Friedens und der 
Freiheit unter Mitwirkung auch der übrigen 
europäischien Völker 

zum Ausdruck. 

In der Präambel der Europäischen Atomgemein- 
schaft erklären die Mitgliedstaaten, daß 

— die Kernenergie eine unentbehrliche Hilfsquelle 
für die Entwicklung und Belebung der Wirt- 
schaft und für den friedlichen Fortschritt dar- 
stellt, 

— ■ nur ein gemeinsames, ohne Verzug vorgenom- 
menes Vorgehen Aussicht bietet auf Verwirk- 
lichung der Leistungen, die der schöpferischen 
Kraft der Mitgliedstaaten entsprechen, 

— ■ sie entschlossen sind, die Voraussetzungen für 
die Entwicklung einer mächtigen Kernindustrie 
zu schaffen, welche die Energieerzeugung er- 
weitert, die Technik modernisiert und den 
Wohlstand der teilnehmenden Völker hebt, 

— sie die nötigen Sicherheiten gegen lebensge- 
fährdende Auswirkungen der Atomtechnik 
schaffen werden, 

— alle anderen interessierten Länder sich an die- 
sem Werk friedlicher Nutzung ider Atomenergie 
beteiligen mögen. 

Diese Aufstellung enthält nicht eine Aneinander- 
reihung unverbindlicher Postulate, sondern sie hat 
Rechtskraft in gleicher Weise und mit gleicher Wir- 
kung wie die übrigen Vertragsbestimmungen. Sie 
zeigt — wie der iBundesminiister des Auswärtigen 
am 20. Mai 1957 vor dem iSonde rausschuß erklärte 

— ganz konkret den Wieg, den die neuen Gemein- 
sdraften gehen sollen. Gerade angesichts der an- 
haltenden politischen Schwäche ider westeuropä- 
ischen Staaten und :ihrer stark eingeengten Hand- 
lungsfreiheit im weltpolitischen Kräftespiel, wie 
sie sich in den Ereignissen des Herbstes 1956 be- 
sonders eindringlich offenbart hat, kommt den 
Präambeln der Verträge als richtungsweisendes 
Programm für die Zukunft besondere Bedeutung 
zu. 


C. Grundzüge der Verträge 

I. Aufgabe der Wirtschaftsgemeinschaft ist es, 
durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes 
und die schrittweise Annäherung der Wirtschafts- 
politik der Mitgliedstaaten eine harmonische Ent- 
wicklung der Wirtschaft innerhalb der gesamten 
Gemeinschaft, eine beständige und ausgeglichene 
Wirtschaf tsauis Weitung, eine erhöhte Stabilität, eine 
beschleunigte Hebung des Lebensstandards und 
engere Beziehungen zwischen den iStaaten zu för- 
dern, die in dieser Gemeinschaft zusammenge- 
sdilossen sind. Die Errichtung einer Zollunion ist 
der Weg dazu. 

Die Erfüllung ider Aufgaben der Gemeinschaft 
obliegt bestimmten Organen, nämlich 

— einer Versammlung 

— einem Ministerrat 

— einer Kommission 

— einem Gerichtshof. 

Der Rat und die Kommission werden von einem 
Wirtschafts- und iSozialausschuß mit beratenden 
Funktionen ünterstützt. 

Der Vertrag wird auf unbegrenzte Zeit geschlos- 
sen. 

Um die erforderliche Anpassung der einzelnen 
Volkswirtschaften an die neuen Wettbewerbsbe- 
dingungen zu ermöglichen, vnrd der Gemeinsame 
Markt mittels Abschaffung der Zölle und Aufstel- 
lung eines gemeinsamen Zolltarifs im Laufe einer 
Übergangszeit von zwölf Jahren schrittweise er- 
richtet. Diese 'Übergangszeit kann bis zu einer Ge- 
samtdauer von fünfzehn Jahren verlängert wer- 
den. 

Die Übergangszeit besteht aus drei Stufen von 
je vier Jahren. Jeder Stufe entspricht eine Gesamt- 
heit von Maßnahmen, die zusammen eingeleitet 
und durchgeführt werden müssen. 

Eines der wesentlichsten Merkmale ides Verfah- 
rens für die Errichtung des Gemeinsamen Marktes 
ist sein unumstößlicher Charakter. Ist der Mecha- 
nismus für die Verwirklichung dieses Marktes in 
Gang gesetzt, so muß sein Ziel in jedem Falle er- 
reicht werden. Es handelt sich hierbei um eine be- 
deutungsvolle Gewähr dafür, daß die von den Mit- 
gliedstaaten in Anpassung an die neuen Bedingun- 
gen erbrachten Opfer und Aufwendungen nicht 
umsonst sein werden und nicht mit dem Risiko 
eines vollkommenen Stillstands und einer anschlie- 
ßenden Rückkehr zur früheren Lage nach einer 
Reihe von Jahren verbunden sind. Der Übergang 
von einer iStufe zur nächsten erfolgt also grund- 
sätzlich automatisch. Die Unumstößlichkeit des Ver- 
fahrens schließt naturgemäß nicht aus, daß die Er- 
reichung des Gemeinschaftszieles auf anderem 
Wege, z. B. durch die divergierende Währungs- 
oder Handelspolitik eines Mitgliedes lerschwert 
oder gar durchkreuzt werden kann. 

Der Übergang von der ersten zur zweiten Stufe 
hängt von der Feststellung ab, daß die für die erste 
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Stufe im Vertrag speziell festgelegten Ziele im 
wesentlichen tatsächlich erreicht und daß die Ver- 
pflichtungen vorbehaltlich der im Vertrag vorge- 
sehenen lAjusnahmen und Verfahren eingehalten 
worden sind. Diese Feststellung wird vom Rat am 
Ende des vierten Jahres einstimmig getroffen. Ein 
Mitgliedstaat kann die Einstimmigkeit jiedoch nicht 
verhindern, indem er sich auf die Nichterfüllung 
seiner eigenen Verpflichtungen beruft. Kommt 
keine Einstimmigkeit zustande, so wird die erste 
Stufe ohne weiteres um ein Jahr verlängert. 

Die Übergangszeit darf in keinem Fall fünfzehn 
Jahre überschreiten. 

Nach dem gleichen Verfahren werden auch die 
mengenmäßigen Beschränkungen zwischen den 
Mitgliedstaaten beseitigt. 

— • Die Mitgliedstaaten koordinieren ferner ihre 
Wirtschaftspolitik in dem für die Erreichung 
der Ziele des Vertrags erforderlichen Umfang; 

— die Organe der Gemeinschaft sorgen dafür, daß 
die innere und äußiere finanzielle Stabilität der 
Mitgliedstaaten nicht gefährdet wird; 

— unbeschadet der (in den emzelnen Kapiteln des 
Vertrags vorgesehenen besonderen Bestimmun- 
gen ist jede auf die Staatsangehörigkeit gegrün- 
dete Diskriminierung veiiboten. 

Grundsätzlich gilt für den Gemeinsamen Markt 
der freie Wettbewerb, dessen Aufrechterhaltung 
durch bestimmte gemeinsame Regeln gewährleistet 
wird. 

Für die Landwirtschaft geltenSonderbestimmxm- 
gen. Diese sind (durch (die biesondere soziiale Struk- 
tur der Landwirtschaft in den Mitgliedstaaten be- 
dingt. Das für die Landwirtschaft vorgesehene 
System gründet sich auf die Einführung einer ge- 
meinsamen Agrarpolitik, die bis zum Ende der 
Übergangszeit zu verwirklichen ist. Sie soll die 
Produktivität der Landwirtschaft steigern, einen 
angemessenen Löbensstandard der landwirtschaft- 
lich tätigen Bevölkerung sicherstellen und die Sta- 
bilisierung der Märkte, die Sicherstellung der Ver- 
sorgung und die IBelieferung der Verbraucher zu 
angemeissenen Preisen gewährleisten. 

Hinsichtlich des Verkehrs enthält der Vertrag 
Bestimmungen über die Ausarbeitung einer ge- 
meinsamen Verkehrspolitik (und ferner besondere 
Regeln, durch die eine Verfälschung der Wettbe- 
we rlbs'be dingungen auf dem Verkehrs gebiet mög- 
lichst unterbunden werden soll. 

Die sehr lockere Regelung 'der Landwirtschaft 
und des Verkehrs zeigt, wie stark gerade auf die- 
sen Geibieten ,die wirtschaftlichen Interessen der 
einzelnen Mitglieder divergieren. Es mußte daher 
eine elastische Vertragsfassung gefunden werden, 
die dem mit diesen Fragen befaßten Ministerrat 
die Möglichikelt zu Kompromißlösungen bietet. 

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer wird inner- 
halb der Gemeinschaft (bis zum Ablauf der Über- 
gangszeit hergestellt. Die Mitgliedstaaten sind sich 
über die Notwendigkeit einig, die Lebens- und Ar- 


beitsbedingungen der Arbeitskräfte zu verbessern 
und auf dem Wege des Fortschritts aneinander an- 
zugleichen. Sie gehen dalbei davon aus, daß sich 
eine solche Entwicklung sowohl aus dem eine An- 
gleichung der Sozialordnungen begünstigenden 
Arbeiten des Gemeinsamen Marktes als auch aus 
den im Vertrag vorgesehenen Verfahren sowie laus 
der fortschreitenden praktischen Vereinheitlichung 
der Gesetze, Rechtsverordnungen undVerwaltungs- 
anordnungen der Mitgliedstaaten ergeiben wird. 

Mit einigen Ausnahmen unter Beachtung be- 
stimmter Verfahrensregeln werden die Beschrän- 
kungen der freien Niederlassung von Staatsange- 
hörigen eines Mitgliedstaates im Gebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaates während der Übergangszeit 
schrittweisie aiufgöhoben. Das gleiche gilt für Be- 
schränkungen der Gründung von Agenturen, 
Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften 
durch Angehörige eines Mitgliedstaates, die im Ge- 
biet eines anderen Mitgliedstaates ansässig sind. 

Der Vertrag sieht die Errichtung einer Europä- 
ischen Investitionsbank vor, die Rechtspersönlich- 
keit besitzt und von der Gemeinschaft rechtlich un- 
abhängig ist. .Ihre Mitglieder sind die Staaten, die 
Vertragsparteien sind. Die Europäischie Investi- 
tionsbank hat die Aufgabe, zur ausgeglichenen und 
reibungslosen Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes im Interesse der Gemeinschaft beizutra- 
gen; hierbei bedient sie sich des Kapitalmarktes 
sowie ihrer eigenen Mittel. 

Die Verfasser des Vertrages über die Wirtschaf ts- 
gemeinschaft hatten schließlich die Probleme zu 
lösen, die sich aus den ibesonderen politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen ergeben, welche be- 
stimmte Mitgliedstaaten mit außereuropäischen 
Ländern und Gebieten unterhalten. Die Lösung 
dieser Prolbleme erschien ihnen um so wichtiger, 
als die meisten dieser Gebiete als weniger entwik- 
kelte Länder anzusehen sind, die einer umfang- 
reichen Hilfe von außen bedürfen, da sie nur hier- 
durch rasch genug zu einer befriedigenden wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung gelangen 
können. 

iBei der Wahl der Lösungen, welche die Mitglied- 
staaten im gemeinsamen Einvernehmen gefunden 
haben, ließen sie sich daher in erster Linie von 
der Sorge leiten, diese Entwicklung im gemein- 
samen Interesse der Staaten der Gemeinschaft und 
der überseeischen Länder und Gebiete im Einklang 
mit der Oharta der Vereinten Nationen zu ermög- 
lichen. 

Als wirksamste Mittel zur Erzielung des ge- 
wünschten Ergöbnisses wird die besondere Form 
einer Assoziationslösung angesehen, die in einer 
Beteiligung an Investitionen als zusätzlichem Bei- 
trag zu den Anstrengungen, welche die Staaten mit 
überseeischen Verpflichtungen bereits unternom- 
men haben und weiterhin unternehmen werden, 
und ferner in der Entwicklung der gegenseitigen 
Handelsbeziehungen zwischen den Staaten der Ge- 
meinschaft und den überseeischen Ländern und 
Gebieten besteht. 
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II. Die Atomgemeinschaft hat die gleichen Organe, 

— eine Versammloing, 

— einen Rat, 

— eine Kommission, 

— einen Gerichtsihof. 

Die Kommission hat die Kernforschung in den 
Mitgliedstaaten zu fördern und zu erleichtern. Sie 
errichtet eine Kernforschungiss teile, arbeitet zur 
Ergänzung der Forschimgen auf nationaler Ebene 
Programme aus und gibt alle für die friedliche 
Nutzung der Atomenergie erforderlichen Hilfen, 
Sie übt die Aufsicht über die Investitionsvorhaben 
in den einzelnen Mitgliedstaaten aus, die ihr zu 
diesem Zweck anzuzeigen sind. 

Unternehmen, die für die Entwicklung der Kern- 
industrie in der Gemeinschaft von hervorragender 
Bedeutung sind, können durch Ratsentscheidung 
zu gemeinsamen Unternehmungen mit besonderem 
Status erhoben werden. 

Im Vertrag wird deutlich das Streben der Mit- 
gliedstaaten siichtbar, die Initiative der einzelnen 
Unternehmen und der Forschung in ihren Ländern 
nicht zu hemmen, sondern die Eingriffsrechte der 
Gemeinschaftsorgane auf ein Mindestmaß, das mit 
der freien Entfaltung der schöpferischen Kräfte 
vereinbar ist, zu ibeschränken. 

Die Versorgung der Gemeinschaft mit Erzen und 

besonderen spaltbaren (Stoffen wird nach dem 
Grundsatz des gleichen Zugangs zu den Versor- 
gungsquellen und durch eine gemeinsaime Versor- 
gungspolitik sichergestellt. 

Die Versorgungsaufgaben obliegen einer Agen- 
tur mit kaufmännischer Geschäftsführung, die 
Rechtspersönlichkeit besitzt, finanzielle Autonomie 
genießt und unter der Kontrolle der Kommission 
steht. 

Die Agentur verfügt über ein Bezugsrecht für 
Erze, Ausgangsstoffe imd besonders spaltbare 
Stoffe, die im Gebiet der Mitgliedstaaten erzeugt 
werden, sowie über das lausschließliche Recht, alle 
Verträge über die Lieferung dieser Erze und Stoffe 
aus Ländern innerhalb oder außerhalb der Gemein- 
schaft abzuschließen. 

Die Gemeinschaft ist Eigentümerin der beson- 
deren spaltbaren Stoffe, die in den Mitgliedstaaten 
erzeugt oder in diese Staaten eingeführt werden. 
Die Mitgliedstaaten und ihre Staatsangehörigen 
haben an den spaltbaren Stoffen, die in ihren Be- 
sitz tgelangt sind, das weitestgehende Nutzusrigs- 
und Verbrauchsrecht, soweit nicht Verpflichtungen 
auf Grund der Sicherheitsüberwachung, des Be- 
zugsrechts der Agentur und der für den Gesund- 
heitsschutz geltenden Vorschriften entgegenstehen. 

Die Mitgldedstaaten beseitigen alle lauf die 
Staatsangehörigkeit gegründeten Beschränkungen 
des Zugangs zu qualifizierten Beschäftigungen auf 
dem Kemgetoiet und der Bieteillgung am Bau von 
Atomanlagen. 


Abkommen der Gemeinschaft mit dritten Län- 
dern, deren Staatsangehörigen oder zwiischenstaat- 
lichen Einrichtungen werden von der Kommission 
ausgehandelt und geschlossen. 

Das wesentliche Merkmal der Atomgemeinschaft 
ist der strikt .begrenzte Zweckdiarakter dieses Zu- 
sammenschlusses, der die Erfüllung des wirt- 
schaftspoldtischen Zieles, iSchaffung einer einheit- 
lichen, leistungsfähigen, westeuropäischen Atom- 
industrie erleiditern und idoch eine möglichst weit- 
gehende Handlungs- lund Entwicklungsfreiheit der 
einzelnen Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet si- 
cherstellen soll. Tatsächlich kann dieses Ziel, unge- 
achtet der Befugnisse der Kommission, nur durch 
einträchtiges Zusammenarbeiten der Mitglieder im 
Ministerrat erreicht werden. 


D. Deutschland-Probleme 

Nachstehende Punkte sind insbesondere für die 
deutsche Stellungnahme zu den Verträgen von Be- 
deutung. 

a) Interzonenhandel 

Dem Vertrag ist als Anhang das „Protokoll über 
den innerdeutschen Handel und die damit zusam- 
menhängenden Fragen** beigefügt; dieses Protokoll 
ist gemäß Art. 239 Bestandteil des Vertrages. 

Das Protokoll stellt klar, daß auch nach Inkraft- 
treten des Vertrages die Handelsbeziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik und der Sowjetzone in- 
nerdeutsche Handelsbezieihungen bleiben. Die 
Zonengrenze wird also nicht zur Zollgrenze. 

In Ziffer 1 des Protokolls heißt es, daß die An- 
wendung des Vertrages keinerlei Änderung des be- 
stehenden Systems des innerdeutschen Handels be- 
dingt. Das bedeutet, daß auch der Umfang dieses 
Handels vom Vertrage igrundsätzlich unberührt 
bleibt. Die Bundesregierung ist in der Gestaltung 
des Interzonenhandels frei. Durch die Worte „in- 
nerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes“ 
und „den deutschen Gebieten außerhalb dieses Gel- 
tungsbereichs“ wird ferner jede Handhabe für die 
Anerkennung .des Zonenregimes vermieden. 

Die Bundesrepublik ist, wie gesagt, in der Hand- 
habung des Interzonenhandels nach Art und Um- 
fang völlig frei. 'Sie ist aber verpflichtet, die übri- 
gen Mitgliedstaaten über Änderungen des Inter- 
zonenh'andels zu unterrichten, diesen Handel nach 
den Grundsätzen des Gemeinsamen Marktes zu 
handhaben und jede iSchädigung innerhalb der 
VoLkswirtschaften der übrigen Mitgliedstaaten zu 
vermeiden. Dieser Verpflichtung steht aber eine 
gleichlautende Verpflichtung der übrigen Mitglied- 
staaten gegenüber. 

Ziffer 3 des Protokolls verhindert die Aushöh- 
lung des Interzonenhandels durch Dreiecksge- 
schäfte über andere Mitgliedstaiaten. Dadurch ist 
der Bundesrepublik die Möglichkeit gegeben, not- 
falls die Einfuhr sowjetzonaler Waren über an- 
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dere Mitgliedstaaten ziu verhindem. Andererseits 
war es selbstveriständliich, daß den übrigen Mit- 
gliedstaaten das Hecht eingeräoimt werden mußte, 
sich dagegen zu wehren, daß ihnen durch das im- 
göhemmte Einströmen von Östlichen Waren über 
den Markt der Bundesrepublik wirtschaftliche 
Schwierigkeiten entstehen. 

Es bleibt also festzuh)alten, daß die Bundesrepu- 
blik in der Gestaltung des innerdeutschen Handels, 
d. h. des Handelsverkehrs zwischen Westdeutsch- 
land und der sowjetisch besetzten mitteldeutschen 
Zone nach Art und Umfang völlig frei bleibt, daß 
aber Dumpings und unlautere Handelspraktiken 
hinsichtlich des gesamten Ostens für alle Vertrags- 
mitglieder ausgeschlossen sind. 

b) Wiedervereinigung 

Der Leiter der deutschen Delegation bei den 
Brüsseler Verhandlungen hat bei der Delegations- 
leitersitzung vom 28. Eebruiar 1957 folgende Er- 
klärung zu Protokoll gegdben: 

„Die Bundesregierung geht von der Möglich- 
keit aus, daß im Falle der Wiedervereinigung 
Deutschlands eine Überprüfung der Verträge 
über den Gemeinsamen Markt und Euratom 
stattfindet.“ 

Die Formulierung „Überprüfung der Verträge“ 
deckt alle Möiglichkeiten, die sich im Falle der Wle- 
dervereinigun/g ergeben können. Sie läßt die Mög- 
lichkeit der Beteiligung oder Nichtbeteiligung des 
wiedervereinigten Deutschlands an den Verträgen 
völlig offen. 

Die Erklärung gibt die Auffassung der Bundes- 
regierung wieder, nach der ein wiedervereinigtes 
Deutschland volle politische Handlungsfreiheit in 
bezug auf vorher für einen Teil Deutschlands lab- 
geschlossene Verträge haben muß. Gegen diese Er- 
klärung wurde von seiten der übrigen Vertrags- 
partner kein Widerspruch erhoben, ihr Inhalt 
wurde vielmehr als selbstverständildi angesehen. 

Gegen die Aufnahme einer entsprechenden Be- 
stimmung lin den Vertrag selbst, wie nach Auffas- 
sung der Opposition verfahren werden sollte, be- 
standen rechtliche Bedenken. Die Aufnahme einer 
solchen Klausel in den Vertrag könnte den Um- 
kehrschluß zulassen, daß sich das wiedervereinigte 
Deutschland an alle übrigen von der Bundesrepu- 
blik geschlossenen Verträge, in denen eine solche 
Klausel nicht steht, gebunden hält. Nicht nur die 
Bundesregierung, sondern auch ihre Vertragspart- 
ner stehen aber .auf dem (Standpunkt, daß ein 
wieder vereinigtes Deutschland und ln bezug auf 
große politische Verträge, die für die Bundesrepu- 
blik geschlossen sind, Handlungsfreiheit besitzen 
muß, obwohl in diesen Verträgein — außer im 
Deutschlandvertrag, der eine Sonderstellung ein- 
nimmt — keine besonderen vertraglichen Bestim- 
mungen dieser Art getroffen sind. 


£. Berlin 

Die gemeinsame Erklärung der sechs Regierun- 
gen betreffend Berlin besagt, daß die Vertrags- 
partner alle Maßnahmen treffen werden, lUm die 
wirtschiaftliche und soziale Lage Berlins zu er- 
leichtern, seine Entwicklung zu fördern und seine 
wirtschaftliche Stabilität zu sichern. Diese Er- 
klärung ist ein ermutigendes Zeichen für das An- 
wachsen der europäischen Solidarität und gewinnt 
daduroh besondere politische Bedeutung. 

Die Abgabe der Erklärung der Bundesregierung 
bezüglic'h der Anwendxuxg des Vertrages auf Berlin 
war notwendig, weil zu dieser Frage auf Grund 
der duTöh das Statut über Berlin geschaffenen 
Lage noch völkerrechtliche lUnd verfassungsrecht- 
liche Fragen zu klären sind. Die Erklärung bringt 
aber bereits deutlich den Willen der Bundesregie- 
rung zum Ausdruck, daß 'beide Verträge 'auf Berlin 
Anwendung finden sollen. 


F. Allgemeine- und Schlußbestimmungen 

Hierunter fallen insbesondere: 

1. Die Rechtspersönliohkeit der Gemeinschaft 
(Art. 210—211 EWG) 

(Art. 184—185 EAG) 

2. Sitz der Gemeinschaft, Sprachenfrage, Vorrechte 
der Gemeinschaft 

(Art. 216—218 EWG) 

(Art. 189—191 EAG) 

3. Das Auskunftsrecht der europäischen Kommis- 
sion 

(Art. 213—214 EWG) 

(Art. 187, 193 EAG) 

4. Die Gerichtsbarkeit 
(Art. 215 EWG) 

<Art. 188 EAG) 

5. Die Amtshaftung der Gemeinschaft für Schäden 
nach den allgemeinen Grundsätzen der Mitglied- 
Staaten. 

6. Der örtliche Geltungsbereich der Verträge 
(Art. 227 EWG) 

(Art. 198 BAG) 

7. Außenbeziebungen der Gemeinschaft 
(Art. 228«--231 EWG) 

(Art. 199^201 EAG) 

8. Auswirkung des Vertrages auf Montanunion, 
Euratom und auf frühere von den Mitglied- 
staaten geschlossene Verträge (z. B. GATT) 

(Art. 232 EWG) 

(Art. 228—231 EWG) 

(Art. 199—201 BAG) 

9. Inkrafttretensvorschriften 
(Art. 247—248 EWG) 

(Art. 224—225 EAG) 

Die Revision 'beider Verträge (Art. 236 EWG 
Art. 204 EAG) ist jederzeit möglich. Sie erfolgt 
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auf Antrag der Kommission oder eines Mitglied- 
staates nach Stellungnahme des Rats unter An- 
hörung der Versammlung auf eine vom Präsiden- 
ten des Rats emzuberufenden Konferenz der 
Regierungen der Mitgliedstaaten. 

Jeder europäische Staat kann heantragen, Mit- 
glied einer oder ibeider Gemeinschaften zu werden 
(Art. 237—238 EWG Art. 205—206 EAG). Zur 
Aufnahme ist einistimmige Entscheidung des Rates 
erforderlidh. Ebenso kann jede Gemeinschaft mit 
einem dritten Land oder einer internationalen 
Organisation Abkommen über eine besondere 
Assoziierung treffen. 

G. Schlußakte 

Die Schlußakte enthält die Texte, die von der 
Regierungskonferenz für den Gemieinsamen Miarkt 
und Euratom nach Abschluß ihrer Arbeiten am 
25. März 1957 festgesetzt wurden. 

Die Schlußakte selbst ist nicht ratifizierungs- 
bedürftig. Es sind auf geführt unter I: 

1. Der Vertrag zur Gründung d^er Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft mit den dazugehörigen 
Anhängen. 

Ferner 12 Protokolle (gemäß Art. 239 Bestand- 
teil des Vertrages). Weitere zwei Protokolle, und 
zwar das Protokoll über die Satzung des Ge- 
richtshofes der Europäischen Wirtschaftsgemiein- 
schaft und das Protokoll über die Vorrechte und 
meinschaft sind mit der Drucksache 3615 nach- 
gereicht worden. 

Unter II sind auf geführt: 

1. Der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft mit den dazugehörigen An- 
hängen. 

2. Protokolle über die Anwendung des Vertrages 
zur Gründung der Europäischien Atomgemein- 
schaft auf die außereuropäischen Teile des 
Königreiches Niederlande. 

Mit Drucksache 3615 sind nachgereicht wor- 
den: das Protokoll über die Satzung des Ge- 
richtshofes der Europäischen Atcmgemieinschaft 
und das Protoikoll über die Vorrechte und Be- 
freiungen (der Europäilschen Atomgemeinschaft. 

III. lenthält das Abkommen über gemeinsame 
Organie für die Europäischen Gemeinschaften. 

In der iSchlußakte sind folgende politisch erheb- 
liche aber nicht ratifizierungsibedürftige Erklärun- 
gen auf geführt: 

1. Erklärung über die Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten der internationalen Organisa- 
tionen 

2. Berlinerklärung 

3. vier Absichtserklärungen im Hinblick auf die As- 
soziierung überseeischer Länder 


4. Erklärungen der Bundesregierung über den 

Staatsangehörigkeitsbegriff und die Geltung der 

Verträge für Berlin 

5. Erklärung Frankreichs zu Patentverfahren im 

Zusammienhang mit Verteidigungsmaßnahmen. 

H. Eatifikationsgesetz 

Die Bundesregierung hat in Ausführung des 
Artikels 247 dem Haus den Entwurf eines Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft zugeledtet (Druck- 
sache 3440). 

Artikel 2 dieses Gesetzentwurfs soll der Bundes- 
regierung die Ermächtigung geben, ohne Zustim- 
mung des ßundesrates bestimmte Zolltarifände- 
rungen vorzunehmen, die mit der Schaffung des 
Gememsiamen Marktes bzw. der Verwirklichung 
der Atomgemeinschaft notwendig würden. 

Eine solche Ermächtigung ist nach Auffassung 
des Vertreters der Bundesregierung erforderlich, 
weil die notwendigen zahlreichen und in sehr kur- 
zen Abständen aufeinanderfolgenden innerstaat- 
lichen Maßnahmen sonst nicht termingemäß vor- 
genommen werden können. 

Der Bundestag habe prinzipiell aber das Recht, 
die erlassenen Verordnungen wieder außer Kraft 
zu setzen. (Hierbei wies der Vertreter der Bundes- 
regierung auf das Sechste Gesetz zur Änderung des 
Zolltarifgesetzes hin.) 

Von seiten der Opposition wurden Bedenken 
gegen die vorgesehene Ermächtigung vorgelbracht. 
Der Ausschuß beschloß daher, die Bundesregierung 
zu bitten, für Artikel 2 eine Änderung der Fas- 
sung vorzuschlagen, die den Ansichten beider 
Seiten gerecht würde. 

In der daraufhin angenommenen Neufassung 
wird zunächst das grundsätzliohe Zustimmungs- 
recht des Bundestages zum Erlaß der im folgenden 
aufgeführten Rechtsverordnungen festgelegt. Es 
heißt dann jedoch in leinem neuen Absatz 2 wört- 
lich: 

i(2) Die Zustimmung des Bundestages zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 
ist nicht erforderlich, wenn der Bundestag 
innerhalb von 3 Wochen nach- Eingang des von 
der Bundesregierung als dringlich bezeich- 
neten Verordnungs ent Wurfs beim Bundestag 
keinen die Zustimmung aussp rech enden oder 
verweigernden Beschluß gefaßt hat. 

Ein neuer Absiatz 3 soll außerdem ausdrücklich 
feststellen: 

(3) Rechtsverordnunigen nach Absatz 1 und 
Absiatz 2 bedürfen nicht der Zustiminiung des, 
Bundesrates. Ihm ist Gelegenheit zu geben, 
binnen 14 Tiagen Stellung zu nehmen.“ 

Artikel 3 Abs. 2 sieht vor, daß die Verträge 
ab Ende der Übergangszeit auch im Saargebiet 
gelten. Die notwendigen Maßnahmen im Saarge- 
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biet während der Dauer der Übergangszeit sind 
zwischen der Bundesregiierung und der französi- 
schen Regierung a'bgesprochen worden. 

Der Bundesrat hat in seinen iBeratungen zum 
Ratifikationsgesetz vorgeschlagen, dem Ratifika- 
tionsgesetz einen Artikel 2 a einzufügen, wonach 
sich die 36 Deilegierten der Bundesrepuiblik in der 
gemeinsamen Versammlung aus 25 Abgeordneten 
des Bundestages und 11 Vertretern des Bundes- 
rates zusammensetzen sollten. 

Der Ausschuß ließ sich in seiner 11. Sitzung vom 
29. Mai 1957 über die Auffassung der Bundesregie- 
rung zu diesem Vorschlag unterrichten. Die Bun- 
desregierung enthält sich in der Sache jedoch ihrer 
Stellungnahme, da nach ihrer Auffassung in erster 
Linie die ibeiden Häuser der Legislative betroffen 
seien. Der Bundesminister des Auswärtiigen hat zu- 
dem in der Sitzung des Sonderausschusses vom 
19. Juni 1957 positive Bedenken gegen die Auf- 
fassung des Bundesrates zum Ausdruck gebracht. 

Der Aiuss'chuß vertrat einstimmig den Stand- 
punkt, im Rahmen dieser Beratungen von einer 
materiellen Stellungnahme äbzusehen. Der Antrag 
des Bundesrates soll vielmehr erst behandelt wer- 
den im Zusammenhang mit den iBeratungen eines 
Gesetzes, lauf Grund dessen die Entsendung der 
Delegierten in der Versammlung erfolgen werde. 

Demgegenüber wies der Vertreter des Bundes- 
rates auf den eimmütigen Willen des Bundesrates 
hin, die mit diesem Vorschlag angeschnittene Frage 
zugleich mit der Veraibschiedung des Ratifikations- 
gesetzes zu klären. Der Ausschuß nahm diese Er- 
klärung zur Kenntnis, ohne jedoch von seiner Stel- 
lungnahme abzugehen. 

Der Bundesrat hatte sodann die Einfügung eines 
Artikels 2 b beantragt, wonach die Bundesregie- 
rung verpflichtet werden solle, Weisungen an ihre 
Vertreter ini Ministerrat zuvor mit dem zustän- 
digen Gremium des Bundesrates zu beraten. Der 
Bundesrat bezog sich dabei auf Artikel 53 GG und 
Artikel 33 GG. 

In den^ letzten Beratungen des Ausschusses zum 
Ratifikatiansgesetz wurde dieser Gedanke von den 
Vertretern der FDP-Fraktion in gewisser Abwand- 
lung für die Belangie des Biundestages 'aufgegriffen 
und ider Antrag gestellt, einen Artikel 2 b in das 
Ratifikationsgesetz einzufügen, (durch den die Bun- 
desregierung gehalten sein soll, 

a) daß (der Vertreter der Bunid^esrepublik im Rat 
seine Weisungen nicht nur von dem gegebenen- 
falls V orzius^endein Resso rtminis ter , sondern 
durch das gesamte Kabinett erhält, 

b) daß vor ider We!isungse;rteilung die Zustimmung 
des Bundesrates in all den Fällen eingeholt 


werden muß, in denen (diese Weisungen Bindun- 
gen dier Bundesregierung beinhalten, die inner- 
deutsche Gesetze erforderlich miachien. 

Vörfassungsrechtlichie und praktische Bedenken 
machten es der Mehrheit ides Ausschusses nicht 
möglich, diesem Vorschlag zu folgen. 

In eiiner weiteren Sitzung einigte man sich aus 
diesem Grunde darauf, im Antra,g des Auss'chusses 
eine Ergänzung ides Gesetzes dahingehend vorzu- 
, sehen, diaß durch die Einfügung eines neuen Ar- 
tikels 1 a festgelegt wird: 

„Artikel 1 a 

Die Bundesregierung hat Bundestag und Bun- 
desrat über die Entwicklungen im Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und im 
Rat der Europäischen Atomgemeinschaft lau- 
fend zu unterrichten. Soweit durch den Be- 
schluß eines Rats innerdeutsche Gesetze erfor- 
derlich werden oder in der Bundesrepublik 
Deutschland unmittelbar geltendes Recht ge- 
schaffen wird, soll die Unterrichtung vor der 
Beschlußfassung des Rats erfolgen. 

Mit diesem Vorschlag sollte Ziugleich viersucht 
werden, den zuvor erwähnten Wünschen des Bun- 
desra tes entg egenzukommen. 

Im weiteren beschloß der Ausschuß, den Ände- 
runjgsvorschilag des Buodesrates zu übernehmen, 
den Artikel 3 Abs. 1 dahingehend zu lergänzen, daß 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnunigen auch in Berlin gelten. Außerdem be- 
schloß idier Ausschuß, der Vorlage der Ergänzung 
zum Ratifikationsgesetz vom 24. Mai 1957 — Druck- 
sache 3615 — diurch eine Änderung des Artikels 1 
des Gesetz entwurf es zu entsprechen, durch die die 
damit vorgelegten Protokolle über die Satzungen 
der Gerichtshöfe und die Vorrechte und Befreiun- 
gen (der Gemeinschaften in (die Ratifikation durch 
den Bundestag einibezogen sind. 

Eine letzte Änderung ibeschloß der Ausschuß, die 
sich auf die Hinterlegung der Ratifikatioris urkunde 
bezieht. Im Artikel 4 des Ratifikationsgesetzes soll 
es demnach unter Absatz 2 heißen: 

(2) Die Ratifikationsurkunden sollen erst 
hinterlegt werden, wenn die Parlamente der 
anderen Unterzeichnerstaaten den Verträgen 
zugestimmt haben. 


Bonn, den 28. Juni 1957 

Dr. Elbrächter 

Berichterstatter 
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2. Die institutionellen Bestimmungen beider Verträge und die allgemeinen und Sdiluß- 
bestimmungen, soweit sie sich nicht auf andere Sachkapitel der Verträge beziehen 

(Artikel 137 bis 198 des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft; Artikel 107 bis 170 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinsdiaft; Abkommen über 
gemeinsame Organe für die europäischen Gemeinschaften; Artikel 
210 bis 248 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft; Artikel 184 bis 225 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft) 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Mommer 


Zomi Verstäiiidiiiß dies Aiufibaus der Institutionen 
der beiden Gemeinschaften ist es notwemidiig, sich 
aaich den Aoifibaiu dier bestöhjenden EiLrQpäii&cheai 
Gemedinisichaft ifür iKohle imid Stahl izu vergegeaiwär- 
tigen. Ans der Lefctüre der Artikel von drei Ver- 
trägen ifüigt sich miT schwer ein Bild des Ganzen 
ziusaiminen. Desihaillb ist ddesetm Teil des Berichtes 
ein Origans'chema bedigegeiben, das «den Anfbaiu der 
drei Gemednschaften klar erkennen lund dabiei die 
Idenitität lund Paraillelität gewisser Oirgane ihervor- 
treten läßt. 

Beide neue Gemeinsehiaften haben vier Haaipt- 
organe: 

die Versiaiminlunig (identisch für beide und für 
die EGKS), 

den Rat (j-eweils für jede der drei Gemeinschaf- 
ten laus je einem MitgRed der Regierunigen der 
Mitgliadstaaten zusammengesetzt), 

die Kommission (miit 9 Mitgliedern für die EWG 
unid 5 Miitgliedem für die EAG; lentsprdcht der 
neunköpfigen Hohen Behörde der EGKS), 

den Gerichtsihof (identisch für die drei Gemein- 
schaften). 

Die Versammlung 

Die Versiammlung (besteht aus Abgeordneten, 
die nach einem von jiedem MitgMedstaat bestimm- 
ten Verfahren von den Parlamenten aus Ihrer 
Mitte ernannt werden. Die 142 Abgeordneten ver- 
teilen sich folgendermiaßen: 

für Deutschland, Erankreich und Italien je 36, 
für Beigiien und die Niederlande je 14, 
für Luxemburg 6. 

Die Beratung im Ausschuß bestätigte, daß inner- 
politische Rücksichtnahmen die französische Regie- 


rung veranlaßten, sich dem Einbau der Organe der 
neuen Gemeinschaften in diej einigen der EGKS zu 
widersetzen. Es gelang jedoch dem Drängen der 
Vertreter der bestehenden Europäischen Versamm- 
lungen, des Europarates, der Westeuropäischen 
Unk>n und ider Montanunion, 'die Schaffung einer 
vierten Versammlung zu verhindern. Dias Abkom- 
men über gemeinsame Organe für die Europäis'chen 
Gemeinschaften, das ein Teil des Vertragswerkes 
ist, legt fest, daß die Befugnisse und Zuständigkeiten 
ider Versammlung der ibeiden neuen Gemieinschaf- 
ten idurch eine lednzige Versaonmlung ausgeübt 
werden und daß mit Aufnahme ihrer Tätigkeit 
diese Versammlung an die Stelle der Gemein- 
samien Versammluing der EGKS tritt. Der Ar- 
tikel 21 EGKS- Vertrag wird 'durch einen Text er- 
setzt, der mit den die Versammlung beitreffeniden 
Artikeln der beidm neuen Verträge identisch ist 
(Artikel 138 EWG- Vertrag lund 108 EAG- Vertrag). 
In diesen Artikeln wird der Versammiung die Auf- 
gabe übertragen, Entwürfe für läUgememe unmit- 
telbare Wahlen nach einem einheitlichen Verfahren 
in allen Mitglieds taaten laus'zuar'beiten. Aber nicht 
die Versamnulung, sondern der Rat muß einstimmig 
die Entscheidung fällen und tdie entsprechenden 
Biestimmungen den Mitgliedstaaten zur Annahme 
gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften 
empfehlen. 

Die neue Versammlung hat 142 gegenüber den 
78 Mitgliedern der bisherigen Gemeinsamen Ver- 
sammlung der EGKS. Die Zahl der Mitglieder für 
Deutschland, Frankreich und Italien wurde — von 
18 lauf 36 — verdoppelt, die Belgiens und der Nie- 
derlande von 10 lauf 14 erhöht, die Luxemburgs 
von 4 auf 6. Diese Zaihlen sind jetzt die gleichen 
wie die Zahlen (der Mitglieder amd stellvertretenden 
Mitglieder ider sechs Staaten in der Beratenden 
Versiammlung des Euiroparates. 

Die Versammlung hält jährlich eine Sitzungs- 
I>eriode ab, kann (aber auf Antrag der Mehrheit 
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ihrer Mitglieder, wie auf Antriag des Rats oder dar 
Koiinirn.issic>n, ziu iaAißer^rdentlicheai Sitzomgein ^u- 
sanirnientreten. Die Mitglieder der Kommission 
können an allen Sitzaingen teilnjehmen und müssen 
jederzeit gehört werden. Der Versammlung sind 
Beratungs- lund Kontroltbefugnisse gemäß den Ver- 
trägien zugewlesen. .Sie erörtert den jährlichen Ge- 
samtbericht, der ihr von der Kommission bzw. der 
Hohen Behörde der drei Gemeinschalten zugeleitet 
wird. Sie kann den Kommissionen (und der Hohen 
Behörde) mündliche oder schriftliche Fragen stel- 
len. Als Zensurmaßnahme gegenüiber den beiiden 
Kommissionen (und der Höhen Behörde) kann sie 
mit der Mehrheit von der läbgegebenen Stimmen, 
die mindestens die Mehrheit der Mitglieder der 
Versammlung darstellen müssen, der Kommission 
(bzw. der Hoben Behörde) das Mißtrauen aus- 
sprechen. Die Mitglieder der Kommission müssen 
dann geschlossen zurücktreten. 

In zafhlreichen Fällen, die in den Verträgen ge- 
nannt sind, ist eine Konsultation der Versammlung 
zwingend vorgeschrieben. So heißt es z. B, in Ar- 
tikel 7 EWG- Vertrag: „Der Rat kiann mit quali- 
fizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhörung der Versammlung Regelungen 
für idas Verbot“ von Diskriminierungen aus Grün- 
den der Staatsangehörigkeit treffen. Oder ein an- 
deres Beispiel — Artikel 63 EWG- Vertrag: „Vor 
dem Ende der ersten Stufe stellt tder Rat einstim- 
mig auf Vorschla,g der Kommission und nach An- 
hörung des W^irtschafts- und Sozialausschusses und 
der Versammlunig leLn lallgemeines Programm zur 
Aufhebung der Beschränkungen des freien Ddenst- 
leistungsverkehrs tinnerhaib der Gemeinschaft auf.“ 
Bei 'der Aufnahme neuer Mitglieder (Artikel 237 
EWG-Vertraig und 205 EAG- Vertrag) braucht die 
Versammliung nicht gehört zu werden, wohl aber 
bei der Assoziierung dritter Staaten (Artikel 238 
EWG- Vertrag und 206 EAG- Vertrag). 

Die Regierung eines jeden Mitgliedstaates und auch 
die Kommission können die Initiative zur Revision 
der beiden Verträge ergreifen, nicht aber die Ver- 
sammlutng. Bei der -Revision ist die Anhö,rung der 
Versammlung nicht vorgeschrieben. Die Versamm- 
lung hat dagegen ein spezielles Mitwirkungsrecht 
bei der Aufstellung des Hausbaltsp.lans der beiden 
neuen Gemeinschaften (Artikel 203 EWG- Vertrag 
und 177 EAG- Vertrag). Die Versammlung kann 
dem Rat Äniderungen der Entwürfe der Haushiälts- 
pläne Vorschlägen, Der Rat berät über vorge'schla- 
gene Anderurngen mit der Kommission und stellt 
die HaU’shialtspläne mit qualifizierter Mehrheit end- 
gültig fest. Im EGKS- Vertrag stellt jedes Organ 
der Gemeinschaft seinen Haushaltsvoranschlag auf; 
der lallgemeine Hauishalftsvoranschlag wird vom 
Auisschuß der Präsidenten der Oirgane verab- 
schiedet. 

Die Versammlung hat also nicht das alte — und 
die Stellung eines Parlaments erst begründende — 
Recht der Bewilligung der Einnahmen lUnd Aus- 
gaben. Noch untragbarer wird dies zu dem Zeit- 
punkt, da gemäß der im Vertrag eröffneten Mög- 


lichkeit die Matrikularbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Einnaihmen der Gemeinschiaft ersetzt 
werden. 

Bei den Beratungen im Bundestag und dm Aus- 
schuß wurde von Sprechern aller Fraktionen an 
diesen Bestimmjuingen des Vertrages heftigste Kri- 
tik geübt, weil sie nicht nur dem europädscherx Par- 
lament eine schwache Position gegenüber dem 
mächtigen föderativen Orgian, idem Rat, einräuimen, 
sonidem lauch einem Grundsatz nicht Rechnung 
tragen, der in den Beratungen im Bundestag wie 
auch in iden Europäischen Versamanlungen immer 
wieder aulgestellt wurde: Rechte, die dem natio- 
nalen Parlament durch Zustiimmring zur Schaffung 
üibemationaler Instaoazen entzogen werden, müssen 
in dem 'internationalen Parlament tei diesen In- 
stanzen wieder finden. In den Verträgen über die 
drei Gemeinschaften ist dies sicher nicht der Fall. 
Der aus den Vertretern der Regierungen be- 
stehenide Rat erhält idie Vollmacht, durch Verord- 
nungen, Richtlinien und Entscheidungen bindeaides 
Recht für die Mitgliedstaaten zu setzen, d. h. Ge- 
setze zu machen, ohne daß die europäische Ver- 
sammilung dabei anders als — günstigenfalls — 
durch Anhörung mitgewirkt hätte. Es ist bei der 
Ausschußberatung darauf hingewiesen worden, daß 
in iinserem Staatsrecht weniger als in demjienigen 
anderer beteiligter Staaten die Möglichkeit ibestehe, 
den Regierungsvertreter im Rat zu kontrollieren 
und gegelbenenfalls zu stürzen. Es wurde die Ver-*1 
fassungsmäßigkeit der in den Verträgen imgenü- 
genid vorgesehenen GewialtenteUung ibezwieifelt. 
Der Artikel 24 des Grundgesetzes gibt in klarer 
Form das Recht zur Übertragung von Höheitsrech- 
ten auf zwischenstaatliche Einrichtungen. Es wurde 
jedoch dazu bemerkt, daß bei solcher Übertragung 
elementare Verfassungagrundsätze wie derjenige 
der Gefwaltenteilunjg und 'der Stellung der Voilks- 
vertretung zu wahren seien. Dem wurde von Re- 
gierungsselte entgegengehalten, daß der Artikel 24 
des Grundigesetzes toter Buchstabe bleiben m'üsse, 
wenn mian es mit solchen Prinzipien sehr streng 
nähme. Die Partnenstaaten seien nicht iberedt, in 
diesem Anfangsstadium der Entwicklung über- 
nationaler Orgiane etwa (dem europäischen Parla- 
ment und der europäischen Exekutive so viel Macht 
zu übertragen wie diese Organe lin der nationalen 
Verfassungsstruiktur besäßen. Nur widerstrebend 
und Stück für Stück gäben sie Souveränitätsrechte 
aus der Hand, was zu der überstarken Stellung des 
Ministerrates iführe Es sei Aufgabe der Entwick- 
lung, zu der Ausgewogenhieit der Koimpetenzver- 
teilung zu kom^men, die der nationalen Verfassungs- / 
Struktur entspreche. 

Wie schon angedieutet, entspricht in der Tat der 
schwachen Stellung der europäisichen Legislative 
eine schwache Stellung der europäischen Exekiutive, 
der Kommission. In ider Vorlberatung der Verträge 
äußerte sich der verstorbene Abgeordnete Dr. 

L en z (Godesberg) zu dem Mißtrauensvotum der 
Versammlung (gegen die Kommission: „. . . frage ich 
mich, was eigentlich dais Mißtrauensvotum gegen 
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die Koimiriiisisiian (bedeuten soll. Die Koamnissiooi hat 
pj:akit-isch ikeinie leigenen Befuignisse, sondern ist 
mehr oder weniger darafuf langewiesen, daß der 
M'inisterrat das akziepitiert, wias sie vorschlägt. Man 
richtet hier laiso das Mißtrauiensvotum (gegen den 
Falschen — man schläigt den Sack und meint den 
Esel. Mir scheint diese Konstruktion des Miß- 
trafuensvotums sehr künstlich au sein, aber viel- 
leicht irre ich mich.“ — Der Vertreter dier Bundes- 
regierung antwortete darauf, der Einwand sei 
theoretisch berechtigt, man könne aber erwiarten, 
daß in der Praxis die Gewichte sich verschieben 
würden, weil in der Ko>mmission in stärkerem 
Maße als sim Ministerrat idie Gesamtimteresisen der 
Gemeinschait vertreten würden, weil sich weiter 
die Koimm'ission (in stärkerem Maß^e als der 
Ministerrat einen Apparat von Sachverständigen 
und Hilfskräften zuliegen würde, idie ihr Gewtkht 
steigern würden. Weiter Wierde die Steilung der 
Kommission durch idie Bestimmung über die Be- 
handlung ihrer Vorschläge im Rat gestärkt: Sie 
könnten vom Rat bei Zwei-Drittel-Mehirheit nur 
unve rändert angenommen werden. Eine Änderung 
o-der -eine Ablehniunig der Vorschläge ist dem Rat 
nur bei Einstimmigkeit möglich. 

Es kam bei (den Bieratungen auch die Meinung 
zum Ausdruck, daß les Sache der VersaonmlUing sein 
Wierde, .ihr Gewicht zu erhöhen. Mit der oben an- 
geführten Vertragsbestimmunig, die von (der Ver- 
sammlung die Ausarlbeitunig eines gemeinsamen 
Wahlgesetzes verlangt, wiird der Versiammlung die 
Möglichkeit gegeben, ihre eigene Stellung zu über- 
prüfen. In der Begründung der Bundesregierung 
zu dem Vertragswei^k ist zu lesen: „Die Einsetzung 
der aus lallgemeinen, (direkten Wahlen hervorge- 
henden Versammluinig wird voraussichtlich auch 
eine Erweiteruinig lihirer Befiugni'sse und diamit einie 
Vertragsänderunig erforderlich machen.“ Ein Abge- 
ordneter der Koalitionsparteien hat eine richtige 
Oharakteriis’tik der B,ehanidlu!ng des leuropäischen 
Parliaments bei der Ausarbeitung des Vertrages 
gegeben, als er sagte: „Wir haben in vierjähriger 
Erfahrung in Straßburg /und Luxemiburg sicher alle 
die Tatsachie festgestellt, daß die Vollmachten der 
Höhen Behörde einsichließlich des Beratenden Aus- 
schusses sehr groß sind, dagegen von keiner Stelle 
dafür giBsorgt ist, (daß die Vollmachten der Montan- 
versammlung gegenüber ider Hohen Behörde sich 
haben verstärken können. Das liegt einfach daran, 
daß solche Verträge von den Regieirungen, von 
der Exekutive, gemiacht werden und diaß man hier 
vielleicht kein allzu großes Interesse hät, diese Par- 
lamente mit übermäßigen Vollmachten auiszu- 
statten. . . . Wir haben da jia die Erfahrung, daß 
wiir (Ungehe(Uer viele Berichte entgegtennehmen und 
viele Entschließunigen fassen, daß wir laber nicht 
richtig aktiv werden können.“ 

Diesen Zustand zu ändern, wird Aufgabe der 
Zukunft, insbesondere der iParlamentarier selbst 
sein. Im Ausschuß kam der einmütige Wille zum 
Ausdruck, daran zu aribeiten und auch im natio- 
nalien Parlament jede Gelegenheit Wiahrzunehmen, 


um den Einfluß auf den Regierunigsveirtreter im 
Rat der Minister zu verstärken. Es wiurde dazu 
angeregt, im kommienden Bundestag einen zwieck- 
dienlichen Ausschuß öder (gemeinsamen Unteraus- 
schuß der interessierten Ausschlüsse einzusetzen, 
vor dem lunsere Vertreter im Rat lauifend , berichten 
L müßten. Es wurde aus densielben Eirwägungen ge- 
beten, das Ratilikationsigesetz dahingiehend labzu- 
ändern, daß die Bundesregierung das Parliament 
beim Erlaß von Rechtsverordinungen über abgaben- 
rechtliche Vorschriften, den Zolltarif (Und die Aus- 
fuihrzolMste einschalten müsse und nicht ermächtigt 
werde, ohne den Bundestag die entsprechienden 
Bestimmungen des Vertrages in Kraft zu setzen. 
Wie die Ausschiußiempfehlung zur Ergänzung des 
Art. 2 des Ratifikationsgesetzes zeigt, soll hierbei 
allerdinigs die Möglichkeit igegeben sein, diaß der 
Bundestag auf sein Mitwirkungsrecht verzichtet. 
Es imuß noch erwähnt werden, daß die Vertreter 
der Bundesregierung im Ausschuß mehrfach be- 
tont haben, (daß sich die Bundesregierung bei den 
Verhandlungen immer für idie Stärkung der Stel- 
lung der Versiammlung eingesetzt habe amd z. B. 
der Versammlung statt des bloßen Anhörungs- 
rechtes beim Erlaß von Normen generell en Cha- 
rakters durch andere Organe der Gemeinschaft das 
Zusttimmungsrecht zu gejbien. Andere Regierungen 
seien nicht bereit gewesen, so weit zu gehen wie 
di(e B(U(ndesregierung. 


Der Rat 

Der Rat ist also /das entscheidende Organ der 
Gemeinschaften. Jede Regierung der Mitglied- 
staaten entsendet eines ihrer Mitglieder. Es steht 
ihr frei, einmal /den Wirtsichaftsminister, einmal den 
Landwirtschaftsminister, den Verkehrsminister, den 
Atomminister Oider lauch den Regierungsichef zu 
entsenden. Der Vorsitz geht reihum. Es gibt vier 
Abstimmungsmodd im Rat der beiden neuen Ge- 
meinschaften. So weit im Vertrag nichts anderes 
bestimmt (ist, wird mit der Mehrheit der Mitglieder 
beschlossien. Wenn die qiualifizierte Mehrheit er- 
forderlich ist, so werden die Stimmen gewogen. 
Deutsciilland, Frankreich und Italien haben je vier, 
Belgien und die Niederlande je /zwei, Luxemburg 
eine Stimme. (Sind Beschlüsse lauf Vorschlag der 
Koimmission zu fassen, so ist die qualifizierte Mehr- 
heit miit 12 Stimmen erreicht. In allen anderen 
Fällen nötiger qualifizierter Mehrheit muß in 
diesen 12 Stimmen iaußerdem die Zustimmung von 
mindestens vier Mitgliedern enthalten sein. Die 
Beschlüsse, die nach den Bestimmungen ider Ver- 
träge einsitimmig zu fassen sind, kommen auch dann 
zustande, wenn Mitglieder isich (der Stimme (ent- 
halten. Im Verhältnis des Rates zur Kommission 
ist vorgeschrielben, daß Beschlüsse, .die auf Vor- 
schlag der Komm'ission zu fassen sind, nur dann 
den Vorschlag der Kommission ändern können, 
wenn ider Rat einstimmiiig votiert. 

Jedes Mitglied kann sich das Stimmrecht höch- 
stens eines anderen Mitgliedes übertragen lassen. 
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Eme ibesondere WäigiHiig der Stimmen im Rat 
tritt in dreii FäiLLen ein. Für ,die Feststelluing dets 
Teils des HaaislualtsptLans, der sich aoif den eoiro- 
päisdien SoKiialfonds bezii^t, werden die Stimmen 
entsp rechend den Beiträgien zu diesem Fonds ge- 
wogen (Artikel 200 und 203 EWG- Vertrag). Die 
Dundesrepuiblik verfügt dalbei über 32 von 100 
Stimmen. Die qiulalifizderte Mehrheit beträgt 67 
Stimimen. Wenn über die tBeträige, die für die 
Pinanzieriung von Projekten in iden assoziierten 
überseeischen Gebieten bereitgesitellt werden sollen, 
abgestimmt wird, tritt ebenfalls eine Wägung ent- 
sprechend den finanziellen Beiträgen ein. Die 
Bimidesrepublik hat däbei 33 von 100 Stimmen; die 
quialifizierte Mehrheit bieträgt 67 Stimmm. Es fehlt 
der Biundesrepubliik eine Stimme lan der Sperr- 
minderheit. Mit Lux-emiburg izusiammm (1 Stimme) 
könnten bestimmte Zuteilungen verhindert werden. 

Btei der BAG erfolgt die Feststellung des For- 
schungs- und Invesititiooishaushalts ebenfalls unter 
Wäigunig der Stimmen nach den Beiträgen, wobei 
die Bundesrepublik 30 von 100 Stimmen hat und 
die qualifizierte MeHirheit 67 Stimmen umfaßt. 

Im Rat der EGRS gelten igemäß Artikel 28 er- 
iheblich abweichende Vorschriften über idie Ab- 
stimmunigsmo di . 

Der Rat ider EWG hat die wichtige Aufgabe, für 
die Abstimmung der Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten Sorge zu tragen. Auch im E AG- Ver- 
trag trifft ler ialle Maßnahmen, um die Tätigkeit 
der Mitgliedstaaten und ider Gemeinschaften mit- 
einander abzustinmiien. Der Rat setzt einstimmig 
das Statut der Beamten und die Beschäftiigungs- 
bestimmungen für die sonstigen Bediensteten der 
Gemeinschaft fest. 

Die Bestimmungen über idie Zusammenseitzung 
des Raites sind tin den beiden neuen Verträgen 
gleichliautend und dem I,nhalt nach auch mit den 
dieS'bezüglichen Bestimmungen des EGKS- Ver- 
trages identisch. Der Rat wird läber in den ver- 
schiedensten Besetzungen (verschiie diene Fach- 
minister) tagien. Es wurde lim Ausschuß gefragt, wie 
es um idas Sekretariat der drei Räte bestellt i3ci — 
eines oder gar drei? Die Vertreter ider Regiierung 
erklärten, daß daran gedacht sei, ein einziges, 
natürlich gegliedertes, Sekretardiat für die drei 
Räte zu schaffen. Einmütig traten die Mitglieder 
des Auss'chusses für diese und jede mögliche Ver- 
einheitlidiung und Rationalisierung bei den Or- 
ganm der Gemieins'chiaften ein. Es ist unbefriedi- 
gend, daß zwischen den drei Exekutivorganen, der 
Hohen Behörde und den beiden Koanmissionen, 
keine institutioneilen Verbindungen vorgesehen 
sind, obwohl alle drei sich mit bestimmten Aspek- 
ten der Wirtschaftspolitik der sechs Länder be- 
fassen. Hier liegen Aufgaben für kommendie euro- 
päische Organisiationsarbeit. 

Die Kommission 

Die Kommission der EWG besteht wie idie Hohe 
Behörde der EGKS laus 9 Mitgliedern, die Kom- 


mission der EAG «aus 5. Die Bestimmuaig,, «daß nicht 
mehr lads 2 von den 9 Mitgliediem gleicher Natio- 
nalität siedn dürfen, ibedeutet praktisch, daß die drei 
(großen Mitgliiedstaaten je 2 und .die drei anderen 
je 1 Mitglied stellen. Die Bestimmung, daß die 
5 Mitglieder der Kommission in der EAG verschie- 
dener Staatsangehörigkeit sein sollen, bedeutet, daß 
jedes Mitgliedsland mit Ausnahme von Luxem- 
burg 1 Mitglied stellt. Die Benennung durch die Re- 
gierunigen 'der Mitgliedstaaten (nicht durch den 
Rat) weicht in bestimmter Weise ab von der Be- 
nennung der Mitglieder ider Hohen Behörde nach 
Artikel 10 des EGKS- Vertrages. Die Mitglieder der 
Kommission der beiden neuen Gemeinschaften 
werden in gegenseitigem Einvemeihmen der Re- 
gierungen ernannt. Es sind im Gegensatz zum 
Montanvertrag kleine Bestimmungen darüber ent- 
halten, wie verfahren werden soll, wenn die Ein- 
stimimligkeit nicht zu erzielen ist. Der Präsident 
und die beiden Vizepräsidenten der Kommission 
werden nicht von ider Kommissiion selbst, sondern 
ebenfalls durch die Regierungen der Mitglied- 
staaten ernannt. Die Koanmiission ibeschließt mit der 
Mehrheit ihrer Mitglieder. Sie veröffentlicht jähr- 
lich einen Gesamtbericht über 'ihre Tätigkeit, sie 
wacht über die Anwendung des Vertrages und kann 
Empifehlungen oder Stellungnahmen auch aais eige- 
ner Initiative abgeben. Die Zusammenarbeit mit 
dem Rat soll besionders enig sein. Die Kommiission 
handelt Abkommen zwischen der Gemeinschaft und 
dritten Staaten und internationalen Organisationen 
arus. Nach Anhörung ider Versammluing werden 
diese Abkommen idann vom Rat heschlossen. 

Kritik an der schwiachen Stellung der Kommis- 
sion wurde schon oben bei der Erörterung der 
Stellung der Versiammlunig zum Ausdruck gebracht. 

Der Gerichtshof 

Der Gerichtshof ist ein gemeinsamer Gerichts- 
hof für idie beiden neuen Gemeinschaften und die 
ältere Koihle- und Stahl-Gemeinschaft. Er besteht 
aus 7 Richtern und taigt <in Vollsitzung, en. Br kann 
jedoch aus seiner Mitte Kammern bilden. Er wird 
von 2 Generalanwälten (unterstützt. Die Satzamg 
des Gerichtshofes ist in einem ratifikationsbedürf- 
tigen Protokoll als Teil /des Vertrages fesitgelegt. 
Wenn die Kommission der Auffassung ist, daß Oin 
Mitgliedstaiat igegen den Vertrag verstoßen hat, so 
kann sie sich nach eigener Stellamgnahme lund 
Unterrichtung des bieschuldigten Staates an den 
Ge,richtsihof wenden. Mitgliedstaaten können sich 
nach Befassung der Kommission mit (dem Vorwurf 
der Nicht-Bieachtung 'des Vertrages durch einen 
anjcieren Mitglledstaat lan das Gericht wienden. Die 
Entschei'dufng des Gerichtes verpflichtet den Mit- 
igliedstaat zur Durchführung des Urteils. Der Ge- 
richtshof überwiacht idie Rechtmäßigkeit des Han- 
delns des Rates und der Kommission. Jeder Mit- 
gli'ödstaat, der Rat ;und idie Komimissdon sind klage- 
berechtigt, auch jede natürliche oder jurisitische 
Person kann klagen, isoweit sich ergangene Ent- 
scheidungen für sie unmittelbar und individuell 
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auswimken. ßei betgriikideter Klagie erklärt der Ge- 
richts'hjQf die laingafDchtemjeLti ilianjdluin(g.ein für nsichtig. 
Der Gerichtshof ist zustänjcüg für die AoisIegUing 
des Vertrags und die Gültigikedt und die Auslegung 
der Hjanidlunig-en der Organe der Gemieinschiaft. 
Klagen bekn 'Gerichtshof halben kednie aufschie- 
benide Wirkung, der Gerichtshof kann jiedoch die 
Durchführung der acngefochtenien Handlung aus- 
setzen. 


Weitere Organe der Gemeinschaften 

Neben den vier Hauptorgainen verfügen die Ge- 
meinschaften über bestimmte zusätzliche Einrich- 
tungen. Wie die EGKS lemen Beratenden Ausschuß 
hat, so wierden die EWG und die EAG eiinen ge- 
meinsamen Wirtschafts- und Sozialausschuß bäben, 
der laus 101 Mitgliedern besteht. Die Biundesre- 
publik entsendet 'davon, wie Frankreich und Italien, 
24 Mitglieder. Der Ausschuß besteht laus Viertretem 
der verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen 
und sozialen Lebens unid ihat beratende Fiunktion. 
Seine Mitglieder werden vom Rat einstimmig auf 
vier Jiahre ernannt. Es ist bei den Ausschußibe- 
ratungen (darauf hing^ewiesen worden, daß sich hier 
wie bei dem Beratenden Ausschuß der EGKS Rei- 
bungen mit der Versammlung ergeben könnten, 
die jia auch auf dem weiten Feld der praktischien 
Betätigung der Organe der Gemeins'chaft mir be- 
raitendie Funktion hat. 

Die EWG wird außerdem einen Beratenden Ver- 
kehrstausschuß (Artikel 83) haben, einien Ausschuß 
für dien Sozialforuds (Artikel 124), -einen Handels- 
politischen Auisschuß (Artikel 113) un-d einen Be- 
ratenden Währungsausschuß (Artikel 105). Es ist 
die Frage aufgeworfen worden, warum im Vertrag 
kein solcher Ausschuß für (die Konjunkturpolitik 
vorgesehen sei. 

Über die Investitionsbank der EWG wird an 
anderer Stelle berichtet. 

Auch 'die EAG besitzt zusätzliche Hilfsorgane: 
die Agentur lund den Ausschuß für Wissenschaft 
und Technik, mit 20 Mitgliiedern. Darüber wird im 
Sachzusammenhang in diesem Bericht gesprochen. 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

In bezug auf Organisation und Kompetenzen 
zeigen die Verträge eine gewisse Gesichmeidiigkeit. 
Der Artikel 235 EWG- Vertrag ermöglicht die Auf- 
füllung von Lücken: „Erscheint ein Tätigwerden 
der Gemeinschaft ierforderlich, um ,im Rahmen des 
Gemjetinsamen Marktes -eines lihrer Ziele zu ver- 
wirklichen und sind in dem Vertrag 'die hierfür 
erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so ler- 
läßt der Rat einstimmiig auf Vors'Chlag der Kom- 
mission lund nach Anhörung der Veirsammloinig die 
geeigneten Vorschriften.“ Artikel 203 ist der ent- 
sprechende Artikel kn EAG- Vertrag. Die Revision 
der beiden Verträge kann sofort idurch diie Regie- 
runig jedes Mitgliedstaiates oder durch die Kom- 
mission in die Wege 'geleitet wierden. Die Entwürfe 
zur Änderung der Verträge, (die der Rat (dann aus- 
arbeitet, igehien nach Anhörung (der Versammlung 
an eine Konferenz dier Regierungen (der Mitglied- 
Staaten. Deren Vorschläge zur Änderu-nig des Ver- 


trages bedürfen dann der Ratifizierung in den Mit- 
gli'edstaaten. 

Im Gegensatz zu ider auf 50 Jiahre begrenzten 
Geltungsdauer des EGKS- Vertrages gelten die 
beiden neuen Verträge auf unbegreaizte Zeit. Über 
den Geltungsbereich ist zu stag'en, daß der Vertrag 
Über die EAG, soweit nichts (anderes in dem Ver- 
trag 'bestimmt ist, auf die eoiropäischen Hoheits- 
gebiete der Mitgliedstaaten sowiie lauf die ihnen 
unterstehenden außereuropäischen Hoheatsgebiete 
Anwendung findet. Die leingieschränkte Geltung 
des Vertrages über die EWG für Algerien ist in 
Artikel 227 geregelt; (die Bestirnmungen über die 
überseeisch'en Gebiete sind Gegenstand 'des Durch- 
führungsabkoonmens über 'die Assoziierung der 
übers eleischen Länder, dessen Geltung auf fünf 
Jiahre begrenzt ist. 

Beide Verträge sehen ausdrücklich (die Aufnahme 
(neuer Mitglieder vor. Man kann aber nicht sagen, 
daß diese Aufnahme erleichtert worden sei, denn 
sie bedarf (Artikel 237 EWG- Vertrag und 205 EAG- 
Vertrag) der einstimnügen Zustimmiing des Rates 
nach Stellunignahm-e (der Kommission und (des Ab- 
schlusses eines Abkommens, 'das mit (dein erforder- 
lich werdenden Anpassungen (des Vertragies der 
Ratifikation iln allen Vertragsstaaten bedarf. Die 
Assoziierung mit bestiimmten (gegenseitigen Rechten 
und Pflichten von dritten Staaten, Staatenverbin- 
■dungen lund internationalen Organisationen ist für 
beiide Gemeinschaften ausdrücklich vorgesehen. Sie 
ist iu. a. auch die Form für die Angliederung der 
Freihandelszone lan iden Gemeinsamm Markt. Die 
Abkommen über die Assoiziierung werden nach An- 
hörung der Versammlung vom Rat einsitimmig ge- 
schlossen. Sie bedürfen 'der Ratifizierung, soweit 
sie Änderungen des Vertrages erforderlich machen. 
Die Gemeinschaften sollen mit den int'emationalen 
Orgaimisationen, namentlich den Vereinten Natiionen 
und (ihren Fachorganisationen, dem GATT, der 
OEEC und 'dem Europarat, zweckdienlich Z'Usam- 
menar beiten. 

Der 'Sitz ider Organe der Gemeinschaft wird in 
beiden Verträgen wie lauch im EGKS- Vertrag von 
'den Regierungen der Mitgliedstaaten bestimmt. Es 
ist im Ausschuß mit Nachdruck darauf hingewiiesen 
worden, wie sehr 'die Möigldchkeit der engen Zu- 
sammenarbeit, der Vereinheitlichung der Politik 
und idier Rationalisierunig der Arbeit der euro- 
päischen Institutionen davon 'äbhängt, daß nicht 
'nur die Exekutivorgane .und das Parlament der 
Sechs, und nach Möglichkeit auch für die Zusam- 
menarbeit in Betracht kommende Organe der 
zwischenstaatlichen Gerne ins'chaften (Europarat, 
OEEC) ihren Sitz an eiineim Ort haben. Einzelne 
Institutionen, z. B. 'der Gerichtshof, dürften aller- 
dimgs von diesem Prinzip iausgenommien werden 
können. 

Die iSprachenfrage wird vo(m Rat einstimmig ge- 
regelt. Es wird so sein, daß Deutsch, Französis'ch, 
Italienisch und Niederlänidisch offizielle Sprachen 
der Gemieinschaft sein werden. Die Verträge sind 
in diesen vier Sprachen labgefaßt lUnd jeder Wort- 
laut ist gleichermaßen verbindlich. 

Bonn, 'den 28. Juni 1957 

Dr. Mommer 

Berichterstatter 
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Anlage 


Organ-Sdiema 

der Europäisdien Wirtsdiaftsgemeinschaft, der Europäischen Atomgemeinscfaaft 
und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
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3. Euratom 

a) Wirtschaftliche Bestimmungen 

b) Forsdiung, Technik und Gesundheitsschutz 

c) Sicherheitsbestimmungen und Eigentum 
Berichterstatter: Abgeordneter Geiger (München) 


Der Vieirtriaig zair Gründruing der Eoiropäisdien 
Atomgeirueinschjaft wiurde in den Sitzuingen des 
3. Sonder ansisichiUBses am 29. mid 30. Mai ibenaten. 
Hierbei woiirden folgende Punkte beihan'delt: 

Die Gründe, die zu dem Gedanken einer Atom- 
gemeinschiaift igefühnt haben, sind verschieden- 
artiger Niatur. Die Atomwirtschaft und Atom- 
wissenschaft ist bisher nur in einigen Ländern der 
Erde entwtickelt worden. Eine Anzahl europäischer 
Länder hat 'an dieser Entwicklung bisher nicht oder 
nur in geringem Umfang teügienommen. Die 
finanzielle Belastung, die für einen Staat entsteht, 
wenn er mit dieser Entwicklung Schritt halten 
will, ülbersteigt dias Viermögen des (einzelnen bei 
weitem. 

Der EURATOM-Vertrag beinhaltet aussichließ- 
lich die friedliche Nutzung der Atomkraft. Diets ist 

im Vertrag lausdrücklich festgelegt. 

Die Präambel des Vertrags faßt die Ziele zu- 
sammien und gibt auch den Weg an, iden die neue 
Gemeinschaft zusammen gehen will. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben sich 
bei der Schaffung des EURATOM- Vertrages von ge- 
wissen Erfahrungen leiten lassen, die im Bereich 
der Montanunion gesammelt worden sind. Es ist 
allerdings oft erst in langwierigen Verhandlufngien 
gelungen, Kompromissie zu finden, die für alle 
Bieteiligten lannehmbar waren. Ein Vertrag wie der 
vorliegende kann nur fruchtbar sein, wenn ein 
stänidiger Ausgleich zwischen den Partnern gesucht 
und erstrebt wird. Hiervon wird praktisich auch 
die Arbeit im Ministerrat bestimmt sein. Hierzu 
ist natürlich die Mitarbeit in der Kommission 
wichtig. 

Eingehend waren die Besprechungen über die 
Frage, weshalb man sich im EURATOM-Vertrag 
auf sechs Partnerstaaten beschränkte, währiend doch 
ganz zweifellos das Bedürfnis besteht, die Zusam- 
menarbeit aus der Niatur dier Dinge heraus mög- 
lichst (großräumig zu gestalten, zumal weitere 
europäische Staaten und auch nichteuropäische 
Staaten 'bereit sind, auf diesem Gebiet zusammen- 
zuaibeiten. iSo sehr im Grundsatz leine Zusammen- 
arbeit in einem möglichst (großen Rahmien wiün- 
schenswert wäre, hat sich bei den Beratungen dodi 
gezeigt, (daß si'ch zu leiner auch in irgendeiner 
Weise instdtutionell geordneten Zusammenarbeit 
bisher nur die sechs Partnerstaaten bereit erklärt 
haben. Wenn (dauijeben das OEEC-Programm läuft. 


das ja nicht vema'Chlässigt werden soll, so wird 
daimiit ein noch engerer Zusammenschluß, wie dies 
der EURATOM-Vertrag festlegt, nicht verhindert, 
und wenn sich im Rahmen des EURATOM- Ver- 
trages eine engere Zusiammenarbeit voliziieht, so 
schließt das nicht laus, daß die sechs Partnerstaaten 
gleichzeitig im Rahmien des OEEC-Programms zu 
einer wieiteren nur wünschenswerten Zusiammen- 
arbeit mit den anderen kommen. Bei iden Beratun- 
gen erklärte (der Vertreter dier Bundesregierung, 
daß gerade auf dem Gebiet ider Atomenergie mehr 
noch lals in jedem landeren Bereich eine Ausdeh- 
nung dieser Zus’ammenarbeit zu befürworten und 
mit allen Mitteln arLZUstreben sei. Im übrigen be- 
stehe vielleicht gerade von seiten der englischen 
Regierung eine gewisse Bereitsichaft, die Entwick- 
lung dier EURATOM-Gememschaft neben der Zu- 
saimmenarbeit in ider OEEC zu prüfen und evien- 
tuell eine Assoziierung mit der EURATOM- Ge- 
meinschaft iherbeizuführen, weil sie lauch Interesse 
daran habe, mit idiieser Gemeinschaft zusammen- 
zuarbeiten. 

Der Gesiamtkomplex des Vertragswerks kann in 
drei Hauptabschnitte gegliedert werden: 

1. Wirtschaftliche Biestimmungen, 

2. Forschung, Technik und Gesundheitsschutz, 

3. Sicherheitsbestimmiungen und Eigentum. 

Das Kernstück der wirtschaftlichen Bestimmun- 
gen stellen die Bestimmungen über die Versorgung 
mit Kemibrennstof fen dar. Die Versorgungsbestim- 
mungen stehen nämlich unter dem Leitsiatz, daß 
alle Verbraucher gleichen Zuigang zu den Versor- 
gunigisqu eilen haben sollen und weiter sehen sie 
vor, daß die Versorgung igemeinsam sein soll. Das 
Ptrdnzip der zentralen Versorgung ist im Vertrag 
lall'erdings mit ein-er Reihe von wichtigen Aus- 
nahmen (angenommen worden. Zur Durchführung 
der Versorguingsm'aßnahmjen ist im Vertrag die so- 
genannte Agentur gebildet worden, die neben den 
vier Hauptorganen (dem Rat, 'der Koommission, der 
giemjednsamien Versammlung und idem Gerichtshof 
als fünftes Hauptoigan auftritt. Drei Grundsätze 
sind der gemeinsamen Versorgung auiferlegt, näm- 
lich 

a) die Anbletungspflicht der Erzeuger in bezug auf 
gewisse Stoffe, 

b) (die laaisschließlkhe Berechtigung der Agentur zur 
Belieferung der Verbraucher, 
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c) das aussdiliießtMtche Recht der Agienitur ziur Ein- 

fuhr und Auisfuihr von spaltbarem Material. 

Der Anbietungspflicht lunteriliegen Erze, Aus- 
ganigsstoffe und ibesondere spaltbare Stoffe. Sie 
müssen, sorsveit sie im Hoiheitsgeibiet ider Mitglied- 
staaten erzieugt werden, der Agentur angeboten 
werden. 

Das Eigentum mit den besonderen spaltbaren 
Stoffen gebt im Augenibldck ihrer Entstehaing, (bei 
Einfuhr in das Gebiet der Gememschiaft mit dem 
Überschreiten der Gebietsgrenzen auf die Gemein- 
schaft über. Daher komnit bezüglich der ;im Gebiet 
der Gemeinschaft erzeugten ibesonderen spaltbaren 
Stoffe eine AinlbietunigspfiMicht nur hinsichitlidi der 
Nutzung in Betracht, während bei Erzen und Aus- 
gangsstoiffen der Agentur lauch das Eigentum an- 
'geboten wird. Da ider Agentur das Einfuhrmonopoi 
für Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare 
Stoffe zustebt, gilt die Anbietungspflichit für 
importiertes Material insow/eit nicht. Die Erzeuger 
im Gdbiiet der Gemeinschiaft können bei Abgabe 
ihrer Angebote vorsehen, idaß sie Dauer vertrage 
über einen bestimmiten Zeitraum abzuschließen 
wünschen. 

Die bereits erwähnten Ausnahmen bezüglich der 
Anbietungspflicht des Erzeugers sind folgiende: 

Ein Untemehmien, welches verschiedene Produk- 
tionsstufen umfaßt (vom Erz über das natürliche 
Uran bis zu iFormen des lausigereicherten Urans), ist 
nur verpflichtet, lan einer Stelle diieser Kette an- 
zu bieten, und zwar an derjenigen Stehe, die es 
selbst bestimmen kann. Diie zwiei'te Ausniahme be- 
zieht sich auf solche Stoffe, die der Erzeuger mit 
Genehmigung der Agentur lagert. Die dritte Aus- 
nahme betrifft das Recht des Erzeugers, solche 
Stoffe zum eigenen Bedarf zu ibehalten, die er 
innerhalb seines eigenen Bedarfs verweinden muß. 
Der vierte Fall bezieht sich darauf, idaß mehrere 
Unternehmen ein giemednschaftliches Programm be- 
treiben, dieses Proigramm ider Koonmission ord- 
nungsgemäß mitgeteilt ist und dieses Programm 
nicht zu imißbräuchlichen Ungleichheiten in der Be- 
lieferunig führt. Die fünfte Ausnahime bezieht sich 
auf die Verwiendung kleiner Mengen von Erzen 
sowohl wiie von Ausgangsstoffen und besonderen 
spaltbaren Stoffen für Zwecke der Forschung. Die 
sechste Ausnahme behandelt iden Lohn veredelungs- 
verkehr mit idem Ausland. Selbstverständlich bleibt 
in allen Fällen die Kcintrolle aufrechterhalten, 
lediglich die Anbietungspf licht entfällt. Eine Ver- 
pflichtung der Agentur zur Ausübung des Bezugs- 
rechts Ibesteiht nicht. Der Erzeuger kiann lalso tdie 
Stoffe weiter verarbeiten oder auch laus führen, mit 
Ausnahme von biesonderem spaltbarem Material, 
bei diem die Agentur das ausschließliche Ausfuhr- 
recht biesitzt. 

Dias ausfs'chließliche Recht der Agentur zur Be- 
lieferung der Verbraucher ist der zweite Haupit- 
grundsatz des Vertrages. Die Verbraucher geben Be- 
schaffenheit, Preis und Lieferbedingung'en lan, zu 
denen sie beziehen wollen. Die Agentur muß 


diese BedkDgungen berücksichtigen. Nur wenn der 
Verbraucher ieinen Hterkunftsort im Ausland wählt, 
kann die Agentur den Herkunftsiort ihrer sei ts 
anderweitig besitimmen. Kann 'die Nachfrage nicht 
befriedigt werden, so teilt die Agentur die ihr zur 
Verfügung stehenden Stoffe nach idem Verhältnis 
der bei ihr eingeg,angenen Aufträge zu. Auch hier- 
bei ibestiimmen sich die Preise nach dem Prinzip von 
Angebot und Nachfrage. Die Mitglieds, taaten dür- 
fen keine Eingriffe in die Preisgestaltung -vor- 
nehmen. Dagegen kann der Rat die Gemeinschaft, 
wenn dies lerforderlich ist, einstimmig Preise fest- 
setzen. 

Das ausschließlidiie Recht der Agentur zur Ein- 
fuhr und Ausfuhr von Erzen, Ausgangsstoffen und 
besonderen spaltbaren Stoffen ist das dritte Kaupt- 
prinzip, das der Vertrag festgelegt hat. Biestimmte 
Ausnalhmen sind vorgesehen. So kann ein Ver- 
braucher direkt aus d‘em Ausland bezieh'en, wienn 
die Agentur nichit oder nur zu mißbräuchlichen 
Preisen liefern kann und die Koimmission eine ent- 
sprechiendie Feststellung trifft. In diesem F,alie 
können idie Verbraucher direkt mit den auslän- 
dischen Erzeugern oder Exporteuren iabschliießen. 
Allerdings müssen die Verträge der Kommission 
vorgelagt werden. Die Kommission kann liihre Ge- 
nehmigung zu diesen Verträgien dann vterwieigern, 
wienn die Lieferverträge den Zielen des EURATOM- 
Vertrages zuwiderlaufen. Auch bezüglich kleinerer 
Mengen, die für Forschungszwecke benützt werden 
oder zu der bereits erwähnten Lohn Veredelung, 
sind Ausniahmebestimimu'ngen vorgiesehen. 

Bei iden zwei wichtigen Ausnahmen von dem 
Prinzip der gemeinsamen und gleichmäßigen Ver- 
sorgung der Verbraucher handelt es sich um fol- 
gende: 

Die Kommission kann leinem Mitgliedstaat 
empfehlen, bestimmte Schürfungen vorzunehmen 
und Erze aufzubauen, wenn ein lohnender Abbau 
möglich eirschieint. Kommt ider betreffende Mit- 
gliedstaat idieser EmpfehliUng nicht nach, wird 
unterstellt, daß dieser Staat für sich und die 
Unternehmen seines Gebietes auf idias Aufkommen 
raus den übrigen Qemeinschaftsstaaten verzichtet 
hat. Die weitere Ausnahme ^ist in Artikel 223 ent- 
halten, daß während ieines Zeitriauims vom zehn 
Jahren ab Inkrafttreten des Vertrages die Staaten 
eine gewisse Bievorzugung hinsichtlich 'des lin ihrem 
Gebiet erzeugten Aufkommens für die Reaktoren 
igenießen, die in ihrem Gebiet ierrichtet worden 
sind. Diese Bievorzugsteliung bezieht sich sowohl 
lauf Erze, wie lauf Ausgangsstoffe, 'wie auf natür- 
liches Uran. Für iden gleichen Zeitraum von zehn 
Jahren list eine bevorzugte Lieferung von Aus- 
gangssitoiffen und besonderen spaltbaren Stoffen 
aus idem Ausland eingeräumt, sowieit hierübier vor 
Inkrafttreten des Vertrags bilaterale Uiberein- 
kommen bestehen. Diese Biestimmung des Ver- 
trags wird wahrscheinlich keine Wiesientliche prak- 
tische Bedeutung haben, wenn ein derartig-es bila- 
terales Übereinkornmen mit den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika abgeschlossen ist. Verhiandlungen 



über dein Abschluß biliaiteraler Abkommen sind m 
dem Vereimigten Staaten, Deutschlanld, Italien und 
Frankreiich lim Gange. Es ist damit zu rechnein, daß 
die Vereinigten Staaten zur Bedingung miachen 
werden, daß die Hechte und Pflichten aus diesen 
bilateralen Verträgen auf die Europätische Atom- 
gemeilnschafit ülbergeleitet wierdenj sobald diiie Ge- 
meinschaft entstandien ist. 

Bei den Bestimmungen über Investitionen ist 
vorgesiehen, idjaß idie Kommission gewisse Hinweise 
und Empfehlungen in ibezug auf die Inviestitions- 
politiik der Unternieihmungen igebien kann. Eirugriffs- 
rechte hat sie jiedoch insoweit nicht. Sie kann ledig- 
lich (die Investitionsvorhaben imit den Unternehmen 
erörtern und ihnen Hinweise und praktische Hat- 
sdiläge erteilen. 

Bei den Biestimmungen über die gemeinsamen 
Unternehmungen der Gemeinschaft handelt es sich 
um reine Rahmenbestimmungen. Es kann sich hier- 
bei um Isotopentrennanlagen, auch ieine gemein- 
same Anlage zur chemischen Aufbereitung han- 
deln. In jedem Fall list hierbei ein Bieschluß des 
Rates Voraussetzung, der, soweit es sich um finan- 
zielle Fragen handelt, einstimm, ig zu fasisen ist. 

Nach iden Bestimmungen des EUR ATOM- Ver- 
trags sollen die Bestimmungen dies Vertrags' über 
den Gemeinsamen Markt auf tdem Gebiet des Aus- 
tausches von Waren, die für die Gewinnung der 
Kernenergie erforderlich sind, vorzeitig Anwen- 
dung finden können. Daher müssen z. B. die Zölle 
der Vertragsstaaten bereits innerhalb eines Jahres, 
nicht erst nach einem Zeitraum von 12 bis 15 Jah- 
ren nach Inkriafttreten ;des EURAT OM- Vertrags 
beseitigt sein, soweit es sich um Materialien han- 
delt, die für die Gewinnung der Kernenergiie er- 
forderlich sdnd. 

Der Vertrag enthält weitgehende Bestimm'U!n!gen 
über die Förderung der Forschung, über den 
Kenn tnlsiaus tausch und den Gesundheitsschutz. 

Die Förderung der Forschung ist ein wichtiges 
Anliegen sämtlicheir Mitgliiedstaaten und wird es 
auch künftig bleiben. Die Staaten haben die Ini- 
tiative auf idem Gebiet der Forschung. Die Aufgabe 
der Gemieinschaft besteht in einer Koordinierung 
der vorhandenen Forschung, um Doppel arbeiten 
zu vermieiden und die Mitgliedstaaten auf unbe- 
arbeitete neue Gebiete hinzu wie isen. Die Kommis- 
sion ist mit einer Koordiniierung beiauftragt. Sie 
kann die Forschungsstellen und Forschungsdnsti- 
tute auf fordern, ihre Forschungsprogramme zu 
übermitteln; einen Zwang ikann sie jedO'ch nicht 
ausüben. Auch gibt les keine Sanktionen, wenn 
einer Aufforderung nicht entsprochen wird. 

Die Gemeiinsichaft kann finanzielle Hilfe durch 
Geldledstungen geben, tajber nur im Rahmen von 
Forschungsverträgen. Zusichüsse ohne einen beson- 
deren Forschungsauftrag sind nicht zulässig. Neben 
den Geldhilfen kann Material, z. B. Ausgangsstoffe 
oder besondere spaltbare Stoffe, insibesondere lauch 
Ausrüstungen, Reaktorteile usw., geliefert werden. 


Die Gemeinschaft gründet ein Forschvingszeil- 
trum, wo in erster Linie die gemeinschaftlichen 
Forschungen durchgeführt werden. Das Zentrum 
kann -aber dezentralisiert werden. Man hat es für 
billiger gehalten, als solche Dezentralisierung ins 
Auge zu fassen. 

Die Kommission kann Schulen für die Bildung 
von Fachkräften bilden; vor allem soll eine Anstalt 
im Range einer Universität errichtet werden. Die 
Einzelheiten ihrer Gründung wierden vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit beschlossen. 

Das Forschungsprogramm der Gemeinschaft wird 
j,eweils für fünf Jahre aufgestellt. Wegen dier 
außeroridentllchen finanziellen Tragweite bedarf 
seine Festlegung der Einstimmigkeit des Minister- 
rats. In dem Vertrag ist das erste Fünfjahrespro- 
gramm veranikert und mit seinen Einzelheiten 
festgeiegt. Es beläuft sich auf 215 Millionen Dollar. 

Die Bestimmungen ides Vertrages über die Ver- 
breitung von Kenntnissen sind für die weitere 
Entwicklung der Atom Wirtschaft und Atomwissen- 
schaft von besonderer Bedeutung. In Artikel 12 
und 13 ist festgeleigt, daß die Kienntnis,se, über die 
die Kommission verfügt, grunidsät 2 jMich allen Inter- 
essenten zugänglich gemiacht werden, natürlich zu 
angemiessenen Bedingungen. Das ist ein wichtiges 
Prinzip des Vertrags. Auch die Kenntnisse, die ider 
Kommission nicht zur Verfügung stehen, sondern 
nur privaten older öffentlichen Unternehmen oder 
Personen sollen grundsätzlich auf igütlichem und 
friedlichem Wege zugänglich gemacht und verbreitet 
werden. Wenn ein gütlicher Austausch nicht zu- 
stande kommt, idann sieht dier Vertrag die Möglich- 
keit von Zwaingsliizenzen vor. Es kann die Gemein- 
schaft oder ein gemeinies Unternehmen eine Zwangs- 
lizenz anfordern, w.enn idie Erte'iliung dieser Lizenz 
für die Fortfiührung ihrer eigenen Forschung not- 
wendig oder für den Betrieb ihrer Anlagen unerläß- 
lich ist. Des weiteren kiann eine ZwangsHiizenz 
erwirkt werden für den Fall, daß eine Erfindung 
ungenutzt bleibt und der BewerbieT beiabsichtigt, 
die Erfindung ^ur Deckung eines Bedarfs^ a'US'zu- 
nutzen. In beiden Fällen ist lalso das allgemeine 
und gemieinsame Interesse in dien Vorder, grund ge- 
stellt. Eine Nutzung list nur dann zulässig, wenn 
der Inhaber zustimmt oder wenn Zwangslizenzen 
erteilt werden. 

Auf die Frage, ob es EURATOM möglich sei, 
ZwangsMzenzen über Patente oder sonstige ge- 
werbliche Rechte der Europäisichen Organisation 
für Kernforschung (CERN) zu verhängen, er- 
widerte der Vertreter des AA, dies sei grundsätz- 
lich nur mit Zustimmuing dieser zwischienstaat- 
lichen Organisation möglich. Einmal sei die 
EURATOM-Kommission verpflichtet '(Artikel 199 
Abs. 2), Bezieihungen zu lallen linternationalen 
Organisationen zu unterhialten. Die Verwirklidiung 
dieses Prinzips gegenüber CERN, auf d, essen Mit- 
arbeit die Forschungseinrichtungen der Europä- 
ischen Atomgemeinschiaft nicht verzichten können, 
werde erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht, 
wenn ein Mitgliedstaat oder EURATOM gegen den 
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Willen der Genfer Or,gain;isatio!n eine Lizenz an 
deren Immateriialgiit er reichten erwerbe. Znm 
anderen ergelbe sich aiuis Artikel 105, daß bei Kolli- 
sionen zwischen dem EURATOM- Vertrag nnd vor- 
her abgeschlossenen Übereinkünften von Priviat- 
personen im Gebiet der Gemeinschaft und von 
Mitgliedstaaten mit internationalen Organisiationen 
die vor Inkrafttreten ides EURATOM-Vertrags 
zustande gekommenen Übereinkünfte vorgiingen. 
Die einzige formelle Vorausisietzung für diesen Vor- 
rang der vor Inkrafttretein des EURATOM- Ver- 
trags abgeschlossenen Übereinkünfte sei deren 
Mitteilung lan die Kommission binnen 30 Tagen 
nach Inkrafttreten des EURATOM-Vertrags. Im 
Hinblick auf Artikel 105 Abs. 1 sei daher EURA- 
TOM nicht befugt, die Ausführung von Verträgen 
mit linternationalen OrganiSiationen zu unterbin- 
den, die, wie etwa Anstellungsverträge deuts'cher 
Wissens^iaftler mit CERN, das alleinige Ver- 
fügungsrecht djieser Organisation über Erfindungen 
solcher Wissenschaftler vorsehe. 

In dem Vertrag ist eine Verpflichtung Z'ur Mit- 
teilung der Patentanmeldungen festgelegt, und 
zwar zu Dokumentationszwecken. Hierbei genügt 
es zunächst, wenn nur stich wortarttg der Inhalt der 
Erfindung ganz allgemein benannt wird. Nach 
Ablauf bestimmter Fristen muß laber auch ider 
technische Inhalt der Erfindung an EURATOM 
mitgeteilt werden. Mitteilungen dieser Art sind 
jedoch vertraulich zu behandeln und werden nur 
zu Dokumentationszwecken verwendet. Nun 
besteht die Möglichkeit, daß andere Länder aus 
Gründen der Landesverteidigung Erfindungen 
strenger Geheimhaltung unterwerfen und der Bun- 
deisrepuiblik gerwisse Erfindungen, die zwar in 
erster Linie militärisichen Charakter tragen, aber 
auch für die friedliche Verwendung der Atomener- 
gie von Bedeutung sind, nicht zur Verfügung stel- 
len. Die deutsche Delegation hat sich dafür einge- 
setzt, Zutritt auch zu solchen Erfindungen zu er- 
halten. Daraufhin sind im Vertrag Bestimmungen 
über die Mitteilung geheimer Erfindungen zu 
Dokumentationszwecken aufgenommen worden. 
Hiernach werden auch geheime Erfindungen, genau 
wie die landeren, an EURATOM gemeldet; aller- 
dings muß dabei die Geheimhaltung gewährleistet 
werden. Da es sich nur um eine Mitteilung zu 
Dok umentationsz wecken handelt, ist eine Nutzung 
nicht ohne weiteres möglich. 

Bei den Vereinbarungen über den Gesundheits- 
schutz (Artikel 30 ff.) war von vornherein bei den 
V er triagsp ar tnern weit gehende Übier eins timmunig 
festzustellen, die als Mindestvoraussetzungen für 
den Bevölkerungs- und Arbeitsschutz festgelegt 
werden. Die Grundnormen werden von der Kom- 
mission als Vorschläge ausgearbeiitet und vom Rat 
nach Anhörung 'der Versammlung beschlossen. Die 
Mitgliedstaaten haben dann diese Griindnormen in 
ihr eigenes Recht aufzunehmien. Für besonders ge- 
fährliche Versuche sind zusätzliche Sicherheitsvor- 
keihrungen zu treffen und Vorschriften zu erlassien. 
Hierzu ist eine Stellungnahme der Kommission 


einzuholen, und wenn die Auswirkungen über den 
Bereich des Landes hinausgehen, ihre Zustimmung 
zu erbitten. 

Die Einhaltung der Normen wird durch die Ge- 
meiinschaft kontrolliert. Die Kontrolle erfolgt aber 
nicht durch Abgesandte an Ort und Stelle, sondern 
die Gemeinschaft kontrolliert nur die Kontrolle 
der Regierungen. 

Auch die ständige Überwachung der Ver- 
seuchung der Luft, des Wassers und des Bodens 
wird kontrolliert. Jeder Staat ist verpflichtet, sei- 
nen eigenen Bereich zu überwachen. Die Kommiis- 
sion kann ihrerseits eingreifen und eine verbind- 
liche Weisung erteilen, wenn sich Verseuchungen 
und Einflüsse heraussitellein, die den Bereich des 
Einzelstaates übersteigen. Bei Nichtbeachtung der 
Weisung kann die Kommission den Gerichtshof 
anrufen. 

Es wird eine Studien- und Dokumentationsabtei- 
lung für Fragen des Gesundheitsschutzes gegrün- 
det, wölb ei der Rahmen ider se'chs Mitgliedstaaten 
überschritten werden soll. Ein Abkommen inner- 
halb der 17 OEEC-Staaten wird angestrebt. 

Die in dem Vertrag enthaltenen Sicherheits- 
bestimmungen sollen verhindem, daß die Materia- 
lien zu anderen als den von ihren Benutzern 
angegeibenen Zwecken verwendet werden. Außer- 
dem soll angestrebt werden, tdaß, soweit Materia- 
lien aus dem Ausland bezogen werden, diese Stoffe 
in Übereinstimmunig miit den in den internationa- 
len Abmachungen vorgesehenen Biestimmungen 
verwendet werden. Der Zweck dieser Sicherheits- 
kontrolle besteht also darin, eine Kontrolle durch 
die internationalen Organisationen oder die frem- 
den Staaten id'urch die Kontrolle seitens EURATOM 
zu ersetzen. Zum Zwecke ider Kontrolle sollen 
Inspektoren der Gemeinschaft Zutritt zu den An- 
lagen halben. 

Nach Artikel 78 'ist idie Errichtung und der Betrieb 
einer Anlage zur Erzeugung oder Verwendung 
von Kernmaterial meldepflichtig. Eine Genehmig, 
gungspfldicht besteht nicht. Werke, die der chemi- 
schen Aufbereitung ibestra'Mter Stoffe dienen, be- 
dürfen jedoch einer Genehmigung. 

Die Unternehmen Siind verpflichtet, die Betriebs- 
vorgänge, die sich auf Kernstoffe beziehen, buch- 
mäßig zu erfassen und die so geführten Büchieir 
der Kommission vorzulegen. Das Nähere wird 
durch spätere Verordnungen geregelt. Zum Zwecke 
der Kontrolle hat die Kommission eigene Inspek- 
toren, die das Recht haben, jiöderzeit an allen 
Orten Unterlagen zu verLangen, die sich mit Kiern- 
stoffen befassen. Der Zugang kann gegebenenfalls 
über den Gerichtshof erzwungen werden. 

Die Staaten haben eine gewisse Elnwirkungs- 
möglichikeit auf die Auswahl der Kontrollinspek- 
toren. Im übrigen sind hei den Kontrollen Vertre- 
ter der zuständigen Behörden des betreffenden 
Staates zu beteiligen. 
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Der Vertreter des AA vertrrat die Auffiassung, 
die Erkläruntg der Verbnaxicher gegenüber der 
Agentur über den Vierwenduingszweck der Erze, 
Außigangsstoffe und besonderen spaltbaren Stoffe 
(Artikel 60) igelte auch für die Erzeugnisse, die aus 
dem von der Agentur gelieferten Material gewon- 
nen würden. Hsabe ein Verbraucher der Agentur 
mitige teilt, Auagangsstoffe und Rohstoffe würden 
für friedliche Zwecke verwandt, so bdnde diese 
Erklärung den Verbraucher auch hinsichtlich der 
Nutzung der aus diesen Ausgangsstoffen und Erzen 
gewonnenen Kernbrennstoffe. Es s^ei also etwia 
nicht möglich, daß Kernibrennstoffe, die in einer 
deutschen Anlage (Karlsriuhe) aus von der Agen- 
tur zugeteilten Erzen und Ausgangsstoffen gewon- 
nen werden, 'einem and'eren Mitgliedstaat zum 
Zwecke militärischer Verwendung überlassen 
würden. Insoweit sei der d'euts'che Verbraucher 
durch Sieine Erklärung gegenüber der Agentur 
gebunden, daß die von ihr gelieferten Erz^e unid 
Ausgangsstoffe nur friedliche Verwendung finden 
sollten. 

Auf 'die Frage, ob dies auch für spaltbares Mate- 
rial igelte, das nur zu kriegerischen Zwecken Ver- 
wendung finden könne, vertrat der Vertreter des 
Auswärtigen Amts die Ansicht, die von dem Ver- 
braucher angegebene Zielsetzung erstrecke sich 


auch hierauf. Ein anderes Verfahren sei auch des- 
halb nicht möglich, weil der Entwurf ides deuts'chen 
Atomigesetzes in der Fassung der Drucksache 3502 
(Ausschußfiassung) vom 9. Mai 1957 nach seiner 
Überschrift ledi^ich die friedliche Verwendung 
der Kernenergie vorsehe. Verbraucher im Bundes- 
gebiet seien «daher gehalten, im gesamten Verwen- 
dungszyklus, der von den Erzen über 'die Aus- 
gangsstoffe bis zum spaltbaren Material führe, die 
Verpflichtung zur nichtmilitärischen Verwendung 
zu beachten. 

Ülberdies werde nach den Vorschriften über die 
Sicherheitskont rolle die Kommission darüber 
wachen, daß idie Erze, Ausgangsstoffe und Kern- 
brennstoffe nur zu den von ihren Benutzern ange- 
gegeibenen Zwecken verwendet würden (Artikel 77). 
Die Kommissiein könne di'e Verletzung der Vor- 
schriften über die Beaditunig des Verwendungs- 
zwecks durch Sanlktlonen ahnden, die unter ande- 
rem auch im Entzug der zw'eckwidrig genutzten 
Ausgangs- und Kernbrennstoffe bestünden. 

Bonn, den 28. Juni 1957 

Geiger (München) 

Berich terst a t ter 


4. Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, Soziale Harmonisierung — 

Sonderstatut Frankreich, Sozialpolitik 

(Artikel 38 bis 73, 100 bis 102, 117 bis 128 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Protokoll 
über bestimmte Vorschriften betreffend Frankreidi, Protokoll 
über die Mineralöle und einige Mineralölerzeugnisse) 


Beriditerstatter: Abgeordneter Sabel 

Vorbemerkung 

Der Bericht enthält vorwiegend die Erläuterung 
d'er Vertragsbestimmungen, idie sich aus den Bera- 
tungen des 3. Sonderaussdiusses ergaben. Soweit 
in diesem Bericht die sozialpolitischen Fragen im 
Vertrag zur Gründung ider Europäischen Wirt- 
schaf tsgemeins'chaft angesp rochen werden, sei dar- 
auf verwiesen, daß die betreffenden B'estimmun- 
gen im Vertrag verstreut untergebracht sind. Kern- 
stück sind die Artikel 117 bis 128 über die Sozial- 
politik und den Europäischen Sozialfonds. Weiter- 
hin die Artik'el 48 bis 51 über diie Freiziügigkeit der 
Arbeitniehmer sowie Teiil II des ProtokoLLs über be- 
stimmte Vorschriften betreffend Frankreich, in 
welchem die Frage der Arbeitszeit bzw. der Über- 
stunden angesprochen wird. 


Die Arbeitskräfte 

(Artikel 48 bis 51) 

In den bezei ebneten Artikeln sind des näheren 
die Bedinigungen geregelt, lunter denen für den Be- 
reich des Gemeinsamen Marktes — und zwar zu- 
nächst unter Ausschluß Algeriens und der lassozi- 
ierten Gebiete (Artikel 135, 227) — jede auf der 
Staatsangeihörigkeit beruhendie unterschiedliche 
Behandlung der Arbeitnehmer ider Mitgliedstaaten 
in Ibezug auf B'eschäftigiung, Erutlotoung und son- 
stige Arbedtsibedinigunigen entfällt. Der Gemein- 
same Markt soll nach dem Ende der Übergangs- 
periode nicht nur idurch einen freien Warenverkehr, 
sondeam .auch durch eine Beschäftigungsfreiheit 
charakterisiert sein. Würden nur die Hindernisse 
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füir einen freiien Warenaustaiusch fallen, nicht je- 
doch ia<uch solche, die einer Wiandieiruii^g der Airbedt- 
nehmer ans Gebieten unznreichenider Beschäfti- 
gnngismöglichkedten in solchie mit wachsender Nach- 
frage nach Aribeitslkräiften entgegenstehen, so würde 
diies zu einer sozialen Desintegration führen unid 
dem Gedaniken einer wachsend'en Einheit Europas 
widersprechien. An sich werden schon nationale und 
menschliche Eigenarten, unterschiedliche Sprachen, 
Sitten und Gebräuche, menschliche und geographi- 
sche Bindungen usw, die nach Fortfall der jetzt 
noch bestehenden Schrianken tmögliche Wande- 
rungsbewegung in Grenzen halten, so daß es ver- 
tretbar erscheint, die Freizügigkeit unter den im 
Vertrag gesetzten Beddnigungen bis zum Ende d'er 
Üfbergangszeit herzustellen (Artikel 48). Man wird 
auch annehmen können, daß sich bis dahin inner- 
halb der Gemeinschaft die Lebens- und Arbeits- 
bedingungen angenähert haben, so daß sich nicht 
aus zu erheblichen Unterschieden dieser Art nicht 
vertretbare Wianderungsbewiegungen ergeben. 

Unter dieser bis zum Ende der Übergangszeit 
herzustellenden Freizügigkeit wird im Vertrag im 
wesentlichen die freie Wahl des Arbeitsplatzes ver- 
standen. Dagegen bleiben die laus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sichierheit und Gresundheit 
bestehenden Einreisebeschränkungen bestehen. 
Dies bedeutet für die Bundesrepublik, daß die Aus- 
länderpolizeiveroondnuing vom 22. August 1938 
(RGBl. I S. 105) insowmt Gültigkeit behält. Die 
vorgesehene Freizügigkeit gibt (darüber hinaus den 
Arbeitnehmern (auch das Recht, nach Beendigung 
einer Be:schäftigung — sei es, daß dies durch Ar- 
beitislosigkeit, Invalidiität oder Erreichung der Al- 
tersgrenze eintritt — in (dem Land der letzten Be- 
schäftigung zu verbleiben. Die Bedingungen dieses 
Verbleibens werden allerdings im einzelnen noch 
durch die Kommission festzusetzen sein, der inso- 
weit das Recht zugestanden ist, Durchführungsver- 
ordnungen zu erlassen. 

Die Bestimmungen über idde Freizügigkeit finden 
auf die Beschäftigung in der Öffentlichen Verwal- 
tung keinie An Wendung. Der Begriff „öffentliche 
Verwialtung“ wird hierbei einschränkend auszu- 
legen sein. Auf kemen Fall ist hierunter auch die 
Beschäftigung in Wirts chaftsunterneihmungen der 
öffentlichen Hand zu verstehen. 

Die Freizügigkeit in d'em bieschriebenen Ausmaß 
wird schrittweise während der Übergangszeit edn- 
geführt. Der Vertrag sieht (allerdings im Gegen- 
satz zu der Regelung auf anderen Gebieten (z. B. 
Abbau ider Zölle und der Kontingente) kein ge- 
naues Schema für den schrittweisen Übergang zur 
Freizügigkeit vor. Es ist Aufgabe des Rates, auf 
Vorschlag der Konmiission und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialaussch'usses in Form von 
Richtlinien und Verordn'ungen die zur schrittweisen 
Herstellung d^er Frelziügigkeit erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen. Diese Ermächtigung ist dm Ver- 
trag (Artikel 49) zu konkretisieren versucht, Indem 
beispielhaft die Wege aufgezählt werden, die be- 
sch ritten werden i^ollen. 


Ziel 'der Maßnahmen wird »es insbesondere sein, 
die Verwialtungsverfahren und -praktiken allmäh- 
lich auifzxjlockem, die den Zuiganig zu verfügbaren 
Arbeitsplätzen für Arbeitnehmer landerer Mitglied- 
Staaten hemmen Oder den Wechsiel des Arbeits- 
plartzies 'erschwieren, sei es auf Grund linnerstiaat- 
licher Rech'tsvorschriiften, sei es auf Grund zwischen- 
staatlicher Abkoanmen. (Soweit es sich um Be- 
dinigungen und Fristen aus zWischenstaiatlichien Ab- 
kommen handelt, deren lallmähliche Auflockerung 
beafosi'Chtilgt list, isit insbesondere an diiejientiigen ge- 
dacht, die iin dem Ratsbeschluß des Europäischen 
Wirtschaftsrates (OEEC) zur Regelung der Be- 
schäftigung von Angehörigen der Mitgliedstaaten 
vom 30. Oktober 1953 in der Fassung der Ände- 
rungen vom 5. März 1954, vom 27. Januar 1956 
und 7, Dezember 1956 gesetzt sind. 

Die vom Rat izur schrittweisen Herstellung der 
Freizügiglkeit -durchzuführienden Maßnahmen haben 
wieiter in der Sicherstellung (einer engen Zusam- 
menarbeit zwischen den Aibeitsverwaltungen der 
Mitgliedsstaaten und in der Schaffung geeigneter 
Verfahren für (die Zusammenführung und den Aus- 
gleich von Angeibot und Nachfrage auf idiem Ar- 
beitsmiarkt zu bestehen. Hierbeit ist zuimindjest ziu- 
(nächst lan keinen iengeren organlsatoris'chen Zu- 
sammenschluß 'der (einzelnen Arbeitsverwaltiungen, 
sondern lediglich tan eine lockere Zusamimieniarbeit 
ln der Form eines Erfahrungs- und Gedankenaus- 
tausches und gegensieitiger Beratungen und Be- 
sprechungen gedacht. Bei jder Z'usiaanmenführung 
und dem Ausgleich von Angebot und Nachfrage 
soll darauf geachtet werdien, daß keine ernstliche 
Gefährdung der Lebenshaltung und (des Bieschäfti- 
guingisstandets in 'einzelnen Gebieten und InduiS'trdten 
entsteht. Diese — ihsbe sondere von den Ländern 
mit leiniem bereits relativ hoihein Anteil an lauälän- 
dischen Arbeltskräfteai gewünschte — B'ediingung 
soll les lermöiglichen, Maßniahmen 'zu treffen^ die 
einer solchen emstlich'en Gefäihrd^xing lentgegen- 
wirken. 

Artikel 51 ermächtigt den Rat, auf Vorschlag 
der Kommission durch einstimmigen Beschluß 
notwendilge Maßnahmen, zu treffen, um sicher- 
Ziustellen, idaß den Wanderarbeitern keine Nach- 
teile laus einem Wechsel innerhalb der Gemein- 
schaft von dem einen System der sozialen Sicher- 
hieit lin ein landeres entstehen. Die sechs Mitglied- 
staaten bemühen sich bereits sieit langem, in 
rcinem besonideren Abkommen diese Fragien zu 
lösen. Es ist nahiezu sichier, daß in Kürze (dieses 
Abkommen izaistande kommt, so daß, ohne daß sich 
der Rat bemühen imuß, der Wandierarbeiter Inner- 
halb dier Gemeinschaft ohne Verluste lan Renten- 
lansprüchen und ohne sonstige Nachteile von der 
Möglichkeit der Freizügigkeit Gelbrauch miachen 
kann. 

Das Niederlassungsrecht 

(Artikel 52 bis 58) 

Den Bestimmungen über dias Nlederliassungs- 
recht liegt (die Auffassung ziuigrunide, daß ln einem 
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Gemeinsamen Markt igrundsätzlich jedem die Mög- 
lichkeit gegiebien 'Wierden muß, sich dort wirtschaft- 
lich ziu betätigen, wo er es aus wirtschaftlichen 
Gründen für aingebracht ihält. Es ist daher eine 
schrittweise Beseitigung der Beschränkungen der 
ifreien Niederlassuinig der Sitaatsangehöriigen der 
Mitgliödstaaten in den lanideren Mitgliedstaaten b'is 
zium Enide der Ülberganjgszeit voirges*ehen. Dia die 
igeweribliche Betätigung iruur im Rahmen der für 
Inländer m den Mitgliedstaiaten igelten den Rechts- 
vorschriften zuigelassen werden kann, erstreckt stidi 
die Bieseitigung de:r Bieschränkungen lediglich auf 
die Ausländerdiskriminierungen. Neue Beschrän- 
kungen dieser Art dürfen grundsätzlich nicht mehr 
einigeführt werden. 

Die Hjerstellung der Niederlassiungsfreiheit in 
dem dargeliegten Sinne ist den Organen der Ge- 
meinschaft übertragen. Vor idem Ende dier ersten 
Stufe hat -der Rat laiuf Vorschlag dier Kommissiion 
und mach Anhörung des Wirtschafts- und Soziial- 
ausschusses sowie der Versiammlumg leinstimmig ein 
allgemeines Proigraimim iziur Aufhebung dier Be- 
schränkuinigen der NiederlassungSifreiheit auifzu- 
stellen. Bis zu dem gleichen Zeitpunkt erläßt er 
außerdem in iderselben Weise einstimmig und da- 
nach mit qualifiziierter Mehrheit nähere Richt- 
linien zur Verwirklichung dieses Proigramms. Da- 
bei sind verschiedene bieisonders laufgeführte Grund- 
sätze, die für eine vollständige Bes'eitigiunig der 
Auisländerbeischränkungen von Bedeutung sind, zu 
beachten. 

Von den Biestimmunsem des gesamten Kaipiitels 
werden Tätigkeiten, die mit der Ausübung öffent- 
licher Gewiailt verbunden siind, nicht erfaßt; der 
Rat kiann mit qualifizierter Mehiiheit weitere Aus- 
nahmen bieschließien. Unbierührt bleiben außerdem 
Ausl änderdiBikriminierun gen, die laus Gründien der 
öffentlichen Oirdmung, Sicherheit oder Gesundheit 
gerechtfertigt sind. Derartige Sonderreigelungen 
müssen jedoich koordiniert werden, um eine unter- 
schiedlidhe Biehiandlung dier Angehörigen ider Mit- 
gliedstaiaten lin den einzielnen Mitgiliedstaaten aus- 
zuschließen. Es ist außerdem vorgesieihen, daß der 
Rat aiUif Vorschlag der Kommission und nach An- 
hörung der Versiammlung im Laufe der Über- 
gangszeit Richtlinilen für die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähliguntgsnachwieise erläßt. Das gleiche 
(gilt für Richtlinien des Rates zur Koordiniierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorscbriift'en dier 
Mitgliedsitaiaten über die Aufnahme und Ausübung 
selbständiger Tätigkeiten. Hierbei ist 'allerdings 
Emstimmligkeit erforderlich, wenn es sich um 
Sachgebiiete handelt, die in mindestens eiinem 
Mitgliedstaat durch Gesetz geregelt sind. Eis kann 
deshalb insowieit eine Majorisierung nicht erfol- 
gen, worin lein Schutz für die Aufrechterhaltung 
der einze;lnien i,nn er staatlichen Rechtsvorschriften 
liegt. 

Vorstehende Bestimmungen finden lauch auf die 
Gesellschaften Anwendung, 'die nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates gegründet sind 


und innerhalb der Gemeinschaft ihiren Sitiz, ihre 
H'auptV'ersammilung Oider ihre Hauptnieiderlassung 
haben. 

Dienstleistungen 

(Artikel 59 bis 60) 

Während das Kapitel' Niederlassung nur die 
selbständigen Tätigkeiten erfaßt, die ein Angehö- 
riger eines Mtigliedstaates in einem anderen Mit- 
gliedstaat von einer idort errichteten Niederlassung 
aus betreibt, regielt das Kapitel Dienstleistungen 
die Leistungen, die von einem Mitgliedstaat aus 
über diie Grenze in eiinem landeren Mitgliieidstaat 
erbracht werden. Alle Beschränkunigen, idie der Er- 
bringung derartiger Dienstleistungen entgeigen- 
stehen, Sind während der Übergangszeit zu besed- 
tigfen. Zur Erbringung von Dienstleiistungen is't 
auch eine vorübergehende Tätigkeit in 'dem Land, 
für das die Leiistung bestimmt ist, unter den für 
Inländer gel tenden Voraussietziungien zulässig. Neue 
Beschränkunigen der genannten Art dürfen nicht 
mehr eingefüigt werden. 

Für die Hersteillunig eines freien Dienstle'istungs- 
verkehrs ist ieine ähnliche Regelung wie im Kapitel 
Niederliasisiungsrecht vorgesehen. Danach stellt der 
Rat vor idem Ende der ersten Stufe auf Vorschlag 
.der Kommiisisiion und niach Anhörung 'deis Wirt- 
schafts- und Soziialiaussichuissies sowie ider Versiamm- 
lung ekistimmiig lein allgemeines Programm zur 
Aufhebung 'der Beschränkungen der Diienstleistun- 
igen auf. Bis izu demsielben Zieitpiunlkt erläßt er 
außlerdem in dierseliben Weise einstiinumiig und da- 
nach mit qiuialifizierter Mehrheit nähere Richtliniien 
zuir Verwdirkiliichung idieses Programms. Dabei sind 
vor allem dietj'enigen Dienstleistungen zu berücksich- 
tigen, die die Produlktiiansk osten unmitteilbar be- 
einflussen oder deren Liibaralisiierung zur Förde- 
ruing des Warenveiilkehrs beiträgt. Diie Mitglied- 
staaten wierden die Liberalisierung beschileunigen, 
wenn ihre wirtschaftliche Laige es ziuläßit. Solange 
die BeiSchränkungen nicht biesei.tigt sind, werden 
sie gleichmäßig 'auf die Angehörigen der Mitgli'eid- 
staaten angewendet. 

Die Biestimmunigen des Kapiiitels Ndetderlaissiungs- 
rechit über den Ausschluß bestimmter Tätigkeiten, 
die Anerkennung der Befähigungsnachweise und 
die Koordiniiierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vOirschriften sowie die Anwendung auf Gesiellschiaf- 
ten gelten für das Kapitel Dienstleistungien ent- 
sprechiend. 

Regelung des Kapitalverkehrs im Rahmen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(Artikel 67 bis 73) 

Diie Vorschriften über den Kapital verkehr in den 
Artikeln 67 bis 73 des Vertrajgies zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehen davon 
aus, daß izur Errichtung eines Gemeinsamien Mark- 
tes grundsätzlich auch die Beseitigung der Be- 
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Schränkungen des Kapitalverkehrs gvhört. Die 
Mitgliedstaaten verpflichten sich daher, während 
der Übergangszeit untereinander schrittweise alle 
Beschränkungen des Kapitalvt?rkc?'hrs aurznheben, 
soweit dies für das Funktionieren des Gemeiii- 
samein MarkU -5 notwendig ist. Die innerstaatlichen 
Vorschriften der Mitgliedslaaten für den Kapital- 
markt und das Kreditwesen fallen nicht unter diese? 
Regelung, jedoch verpflichten sich die Mitglied- 
Staaten, von Diskriminierungen abzusehen. Um 
dem Boidenken Rechnung zu t-ragen, di(' einzelne 
Mitgliedstaaten gegen eine völlig freizügige woch- 
selscütige Inanspruchnahme ihrer Kapitalmärkte 
äußerten, Lst vorgesehen, daß Anleihen, die zur 
Finanzic^ng eines Mitgliedslaates oder .seiner Ge- 
bietskörporschaflen dienen, in einem anderen Mil- 
gliedstaat nur aufgelegt wc?rdtm dürfen, wenn sich 
die boteiligten Staaten darüber verständigt haben. 
Eine Sonderrc\goiung wurde für dit' Liberalisierung 
der laufenden Zahlungen dos Kapital Verkehrs 
(hierunter fallen vor allem Zinsen, sonstige Er- 
trägnisse und Gewinne und vertragliclie Amorti- 
.satronsz-ahlungen), die die Vorstufe für eine allgc*- 
moine Befreiung dos Kapital Verkehrs von devise;!- 
r(‘chl.lichen Besehränkungen bilchd, geli’olfen. Die 
Liberal isi'e rung di esc* r laufen d en Za hlu ngen d(.'.s 
Kapital verkehr.s, die von den Mitglu\Llaaten Ire- 
reits weitgehend verwirklicht ist, soll nach dein 
Vertrag bis zum Ende dt'r ersten Stufe restlos 
clurchgeführt sein. 

Ang es i ch.ls d es a u ße i '.s t un 1 e r s cii i e d 1 i ch c? n S 1 a n d es 
cU?r Liberaiis-ierung des Kapilalverkehrs in den 
emzelnen T.ändern sowie die Unmöglichkeit, auf 
diesem Gebiet bereits jetzt feste Fristen für oiiu' 
etappenweise Liberalisierung ähnlich wi(' bei den 
Zollsenkungen vorzuschon. soll die schrittweise 
Libcrali.sierung des Kapilalvcrkehrs auf Grund von 
Richtlinien erfolgen, die der Rat während der bL-i- 
den ersten Stufen einstimmig und danach mit qua- 
lifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission, 
die zu diesem Zwc'ck den Währungsaussehuß hört, 
erläßt. 

Für dein Fall, daß die fortschreitende Liberali- 
sierung des Kapitalverkc^hrs den Kapitalmarkt 
olnos Mitgliodstaai.es .stört, ist omo Schiitzklausel 
vorge^s-ehen, ^nach der die Kommission den bc^tred- 
fenen Staat nach Anhörung de.s Währung.saus- 
isch, uss.es ermächtigen kann. \'ün ihr ‘fe.-tgelegt(? 
Maßnahmen zii treffen. In Sonderfä-Ilen kann der 
Mitglied st aast, der sich in Schwierigkeiten befindet, 
Maßnahmen d-ieser Art von sich aas treffen. Neben 
diesen Vorschriften von grün dsälzli eher Bedeutung 
enthält das Kapitel über den Kapitalverkohr noch 
eme Reihe ergänzenideT Vorschriften. So ist u. a. 
bezüglich des Kapital Verkehrs zwischen den Mit- 
gliedstaaten un.d dritten Ländern vorgesehen, daß 
die Kommission dem Rat Maßnahmen zur ‘:chrilt- 
weisen Koordinierung der Devisenpolitik der Mil- 
gliedstaaten vorschla.gen kann. DieSf.' Be.stimmun- 
gon beruh<m auf der ^Überlegung, daß die I/ibera!i- 
.sierung dc-s Kapitalvcrkc'hr.s innL?rha'.b der Ge- 
mein.vchaft zu einer Umgehung nationaler Vor- 


schriften des Kapitalvta'kohrs mit dritten Ländern 
führen kann, solange dic'se Vorschriften in den 
Mitglieclst.aaten voneinander abweichen. Etwa not- 
wendig werdende Abwehrmaßnahimen der betrof- 
fenen Mitglied.staalen sind be.sonders geregelt. Des 
ferneren ist in c-M.riigen ergänzenden Vor.sehriften 
noch bestimmt, daß die Mitgliedstaaten nach In- 
krafttreti?!! di\s Vertrages noch erforderliche devi- 
SL-n rechtliche- Genehmigungen so großzügig wie 
möglicli t'rtt'ilen werden. Die Mitgliedstaaten wer- 
den bestrebt sein, weder neue devisen rechtliche 
Beschränkungen des Kapital Verkehrs und der da- 
mit zusammonhängenden laufenden Zahlungen 
innerhalb de.r Gemeinschaft einzufühnm, noch be- 
.slehende Vorschriften zu verschärfen. Sie erklärcMi 
sich überdies ausdrücklich bereit, ziisälzliche Libe- 
ral isi.eni.n.gsmaßnah men zu ergreifen, soweit ihre 
Wirtschaf l.slage dies zuläßt. Die Kommission kann 
hierzu nach Anhörung dccs Währimg.sausschu'-'.se.s 
entsprechende Empfehluiigen -an die? iVUitgliedstaa- 
fen richten. 

Angleichung der Rechtsvorschriften 

(Artikel 100 bis 102) 

Die Artikel 100 bis 102 des Vertrags zur Grün- 
dung d e 1 ’ E u rop ä i.sch en W i r ts ch a f tsg c' m c' in s ch a f l 
bc-fassen sich mit der sogenannten Angleichung der 
Rechts- und Verwa-ltungsvoi ‘schrillen der Alitglied- 
slaalen. Soweit eint* derartige Angleichung sich 
unmittelbar auf die Errichtung oder das Funklio- 
nit'ren de.s Gemeiinsamen Marktc'S aiiswirkt, Lst der 
Rat ermächtigt, auf Vor.sch.lag der KommLssion i'-nt- 
sprechendc Richtlinicm zu erlassen. Dabei ist vor- 
gesehen, daß die Versammlung sowie der Wirt- 
schaft.s- und Sozialaus'^chuß vorher zu hören sind, 
r.'dls die Durchführung der Angleichung in ei nenn 
oder mehreren Mitgliedstaaten eine Änderung von 
Rechtsvorschriften zur Folge haben würde. Für die 
Angleichung der Verwaltungsvorschriflen ist von 
einer solchen Einschaltung der Versammlung .sowie 
des Wirtschafts- -und Sozialaus.schu.sses abgesehen 
worden, um das Verfahren nicht zu langwi(M‘ig zu 
gestalten. Die EnUscheidung des Rates hat (uns-llm- 
mtg zu geschc^hen. um zu vermeiden, daß in dieser 
allgemt'Inen Weise gegen den Willen eines Mit- 
gliedslaales din'ch die Organe der Gemeinschaft in 
des-sen nationale Rechls-etzung und Venvaltungs- 
praxis (^Ingegriffen werden kann. 

Ein besonderes Verfahren ist vorgesehen, wemn 
Unler.schiede in den Rechts- und Verwaltung.svor- 
schriften der Mitglled.staaten z. B. auf dem Gebiet 
des Steuerrechts d.ie Wcttbcwcrbsbeclingiingen auf 
dem Gemeinsamen Markt verfälschen und dadurch 
eine Verzerrung hervorrufen, die zur Herstellung 
echter Wettbewerbsverhvältnisse zu be.seitLgeii ist. 
Stellt die Kommission einen solchen Tatbestand 
fe.st, so hat sie zuerst mit den beteiligten Mitglied- 
.--'l aalen in Beratung einzulreten. Führen die.se nicht 
zur Beseitigung der Verzerrung, so erläßt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission in der ersten Stufe 
einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit 



die erfo^rdenlichen Hiditliinien. Um zu ve,rmjeiden, 
daß derartiige Vierzerru'mgeai neu eutstehieai, ist 
außerdem vorgeseihen, daß die Mitigliiedßit'aatein sich 
mit der Koanmission ins Benehmen zu setzen haben, 
wienn zu befürchten ist, daß .durch den Einlaß oder 
die Änderiun^g einer Rechts- oder Verwaltungsvor-r 
Schrift eine denartdigie Verzerrung verursacht wird. 
In diesem Vorverfahren kann die Komaniission dien 
beteiligten Staaten unverbindlich Maßnahmen zur 
Vermeiidiing einer Verzier rung lempfehlien. Führt 
eine derartige Empfehlung nicht zu dem gewünsch- 
ten Erfoilig, so koimmt das normale Verfahren in 
Betracht. 

Sozialvorschriften 

(Artikel 117 bis 122) 

Der Vertrag sieht in bezug auf die sozialen Fra- 
gen keine gemeinsiame Politiik der sechs Mitglied- 
Staaten vor, wie dies z. B. lauf anderen Sektoren 
(Landwirtschaft und Verkehr) dier Fall iisit. E;r be- 
(gnügt sich damit, unter grundsätzlicher Aufrecht- 
erhaltuing der Z'uiständigkeit der MitgLiedstaaten, 
im wesentlichen .der Kommission die Aufgaben 
einer sehr weitgehenden Koordinierung zu über- 
tragen. Diese Auf gäben können nach Artikel 118 
alle Gelbiete ides sozialen Bereichs umfaissen; die 
Aufzähliunig im Artikel 118 ist nur beispielhaft. Die 
Kommiission kann dahier lauch auf allen übrigen, 
nicht ausdrücklich genannten Geibieten der Sozial- 
poMtik entsprechende, der Koordinieruing dienende 
Maßnahmien ergreifen, so z. B. auich die Situation 
der Vertriebenen und Flucht linige untersuchen und 
hierzu Empfe'hl.ungen und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialiausschusses Stelilunignahmen 
abgeben. 

Es wird sehr weitgehenid von dem Ansehen der 
Kommission und der Ausgewogenihreiiit ihrer Emp- 
fehlungen abhänigen, inwieweit sie Einfluß auf die 
Sozialpolitik 'der 'Mitgliedstaaten ausüben wird. 
Eine sichtbare Annäherung der sozdiaiem G^esetz- 
igebunig wird sich im Verlaufe d.er Zeit ebenso aus 
dieser Tätigkeit der Kommission wie un'ter dem 
Zwang der VerhältniLsise und der Anwen.dung der 
Bestimimungen über die Rechtsiangleichung (Arti- 
kel 100 ff.) ergeben. 

Der Gedanke einer „sozialen Harmonisierung“, 
deim offenibar lin den Verhandlungien überwiegend 
aus kos'tenpoliti'schen Ges'ichitspunkten erhebhche 
Bedeutung beigemessen worden ist, kling, t in Ar- 
tikel 117 des Vertrages an, 'doch hier nicht in dem 
Sinne, .daß in seiner Realisierung lednie Voraus- 
setzung ifür idie Schaffung 'des Gemeinsamen Mark- 
tes gesehen wird, sondern vieiLmehr 'Unter dem 
Aspekt, .daß über -die a^ls 'notwendig laner kannte 
Politik .des sozialen Fortschritts sich nicht nur eine 
Verbesserung ider Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
sondern zugleich auch aus dem Wirken des Ge- 
meiinsam.en Marktes eine zunehmende Annäherung 
dieser Bedingungen ergeben wird. 

Artikel 119 sieht vor, daß während der .ersten 
Stufe jeder Mitgliedstaiat den Grundsatz des glei- 


chen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher 
Arbeit und Leistung verwirklichen und diesen 
Grundsatz auch in der Zukunft beibehalten muß. 
Dieser Grundsatz ist bereits Gegenstand der in dier 
Bundesrepublik ratifizierten Konvention Nr. 100 
der IAO, deren Ratifikation lallerdinigs in noch drei 
Mitgliedstaaten der Geme-inschaft .ausistehit. 

Die Erfülilung der Verp'flichtuing des Artikels 119 
wird die Bundiesrepiuiblik nicht vor wesentlich neue 
Fragen stellen. Artikel 3 des Grundgesetzes schließt 
insbesondiere nach jder Rechtsprechung der letzten 
Zeit leine solche Qled'chstellung von Mann und Frau 
iim Lohn weitgehend be'reits 'ein. 

Nach Artikel 120 des Vertrags werden die Mit- 
gliedstaaten bestrebt sein, die bestehendie Gleich- 
wertigkeit .d.er Bestimmungen über die bezahlte 
Freizeit beiziuibehalten. Gedacht ist hierbei offenbar 
an zusammen letwa gleiche Dauer des Jahresurlaubs 
dier Arbeitnehmer zuzüglich der Zahl der bezahlten 
Wochen feiertage. Die Bestimmung ist 'elastisch ge- 
nug, um eine Weiiterenitwicklung des Urlaiubsrechts 
in den Mitgldedstaiaten zuzulassen 'Od,er einer Initi- 
ative der Sozialpartner in ihren Tarif vertragsver- 
handlungen Raum zu geben. Sie Wiill zum Ausdruck 
bringen, daß es jeder Mitgliedstaat viermeiden soll, 
die gegenwärtig linsbesond'ere für Frankreich und 
diie Bundesrepublik festgestellte .annähernde Gleich- 
wertigkeit mit der Absicht laufzuigeben, sich Wett- 
bewerb >vo.rteile zu verschaffen. 

Artikel 121 sieht vor, daß der Kommission zur 
Durchführung gemeinsamer sozialpolitischer Maß- 
nahmen auf Grund einstimmigen Ratsbeschlusses 
Aufgaben verwaltungsmäßiger Natur übertragen 
werden können. Vor allem ist daran gedacht, um 
die Entstehung von Sonderverwaltungen zu ver- 
meiden, gemeinsame Verwaltungsarb eiten aus der 
Durchführung von Abkommen über die soziale 
Sicherheit der Wand erarbeite r durch die Kommis- 
sion wahrnehmen zu lassen. Eine besondere Ver- 
waltungsstelle könnte so entbehrlich werden. Es 
handelt sich also um eine Bestimmung, deren 
praktischer Wert nicht verkannt werden kann und 
die in der Zukunft sich möglicherweise als recht 
nützlich erv/ eisen wird. 

Der Europäische Sozialfonds 

(Artikel 123 bis 128) 

In Artikel 123 bis 128 ist die Errichtung eines 
Europäischen iSozialfonds vorgesehen. Die ver- 
änderten wirtschaftlichen Verhältnisse des. Ge- 
meinsamen Marktes werden zu Betriebsumstel- 
lungen und -Verlagerungen führen, wenn auch 
deren Ausmaß durch das stufenweise Abbauen der 
Zölle nicht überschätzt werden sollte. Rückwirkun- 
gen auf den Arbeitsmarkt sind jedoch nicht aus- 
geschlossen. Die Entwicklung sozialer Hilfen 'der 
Mitgliedstaaten zugunsten von Arbeitnehmern zu 
fördern, die sich einer veränderten Arbeitsmarkt- 
situation gegenübergestellt sehen, ist das widi- 
tigste Anliegen dieses Fonds. 
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Der Fonds überiuimmt nicht die 'gesamte Arbeits- 
losenhilfe ider Mitgldedstaaten. Er runterscheidet 
aus sehr naheliegenden praktischen Erwägungen 
auch nicht nach der Ursache der Arbeitslosigkeit 
die Fälle, wo er eingreift und wo er den Mitglied- 
staaten allein die Verantwortung überläßt. Er zieht 
in seinen Wirkungsbereich einige genau aufge- 
zählte Hilfen ein, deren Entwicklung und Ausbau 
im Hinblick auf die Schaffung des Gemeinsamen 
Marktes besonders dringlich und sozial wünschens- 
wert erscheint. 

Die Fälle, in denen der Fonds eintritt, bezwecken 
vor allem eine möglichst schnelle Wiedereingliede- 
rung der arbeitslos gewordenen Arbeitnehmer in 
den Produktionsprozeß. Dies wird durch Berufs- 
umschulungs- und durch Umsiedlungsbedhilfen zu 
erreichen versucht, die jedoch nicht unmittelbar 
dem Arbeitnehmer, sondern den Mitgliedstaaten 
ausgezahlt werden, die Unterstützamigszahlungen 
dieser Art geleistet haben. Neben diesen beiden 
Formen der Beihilfen sind außerdem noch gleich- 
falls nicht unmittelbar gewährte Zuschüsse an 
Unternehmen vorgesehen, damit während der Um- 
stellung der Produktion auf andere Produktions- 
ziele auch bei einer dadurch ausgelösten vorüber- 
gehenden Betrie^bseinschränkung oder --Stillegung 
der bisherige Lohn weitergezahlt werden kann 
(Artikel 125). In allen drei Fällen ist die Beihilfe- 
gewährung des Fonds u. a. an die Voraussetzung 
geknüpft, daß die betreffenden Arbeitnehmer 
nach der Zeit der Arbeitslosigkeit wieder minde- 
stens 6 Monate produktiv eingesetzt oder in dem 
umgestellten Unternehmen 6 Monate in vollem 
Umfang beschäftigt worden sind. Diese Voraus- 
setzung bedeutet aber nicht, daß den einzelnen Ar- 
beitnehmern bzw. den Unternehmungen die Bei- 
hilfen erst dann gewährt werden, wenn die Frist 
VGrs-trichen ist. Es handelt sich hierbei vielmehr 
nur um eine Bestimmung, die für die Verrechnung 
der Beihilfen zwischen dem Fonds und den Mit- 
gliedstaaten von Bedeutung ist. Der Mitgliedstaat 
erhält 50 v. H. seiner Auslagen durch den Fonds 
nur dann erstattet, wenn er nachweist, daß seine 
Maßnahmen erfolgreich im Sinne dieser Bedingun- 
gen waren. Nicht der Arbeitnehmer, sondern der 
Mitgldedstaat trägt also das Risiko dieses beding- 
ten Eingreifens der Gemeinschaft. In der Bundes- 
republik dürfte sich z. B. die Notwendigkeit er- 
geben, die gesetzlichen Regelungen für den Fall 
der Arbeitslosigkeit und die Beru&umstellung so 
zu ändern, daß in den Fällen, in denen der Euro- 
päische Sozialfonds in Anspruch genommen wird, 
die betreffenden Arbeitnehmer während der Um- 
stellungszeit keine Einkommenseinbußen erleiden. 
Trotzdem ist zu erwarten, daß die Aussicht, zu 
50 v. H. lauf die Mittel des Fonds zurückgreifen zu 
können, für alle Mitgliedstaaten ein Anreiz sein 
wird, ihre sozialen Hilfen gerade in Richtung die- 
ser Unterstützungen zu entwickeln und a^uszu- 
bauen. 

Der Vertrag ermächtigt den Rat (Artikel 127), 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung des Wirtschafts- und 


Sozialausschusses sowie der Versammlung Durch- 
führungsvorschriften zu erlassen, in denen insbe- 
sondere die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Zuschüsse noch des näheren bestimmt und die 
Arten von Unternehmen bezeichnet werden, denen 
Zuschüsse zur Fortzahlung des Lohnes während 
einer Umstellungsperiode gewährt werden können. 

Artikel 126 sieht vor, diaß nach Ablauf der Über- 
gangszeit durch den Rat geprüft wird, ob die Bei- 
hilfengewährung des Fonds ganz oder teilweise 
wegfallen kann. Mit Einstimmigkeit kann der Rat 
außerdem dem Fonds neue Aufgaben übertragen, 
die sich jedoch im Rahmen der in Artikel 123 dem 
Fonds übertragenen Zweckbestimmung halten, d.h. 
in der Förderung der beruflichen Verwendbarkeit 
sowie der örtlichen und beruflichen Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte bestehen müssen. Zu Beschlüssen 
diesen Inhalts bedarf es einer Mitwirkung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie der Ver- 
sammlung. Auch die Kommission muß hierzu zu- 
nächst Stellung nehmen. 

In erster Linie wird im Falle der Überweisung 
neuer Aufgaben eine finanzielle Unterstützung der 
Berufsausbildung durch den Fonds in Frage kom- 
men. Aus dieser Verbindung des Sozialfonds mit 
der Berufsausbildung erklärt sich auch die Auf- 
nahme des Artikels 128. Dieser Artikel sieht vor, 
daß der Rat allgemeine Grundsätze zur Durchfüh- 
rung einer gemeinsamen Politik in bezug auf die 
Berufsausbildung aufzustellen hat. Diese Grund- 
sätze sind als Leitbilder für die einzelnen Mitglied- 
staaten anzusehen, werden jedoch keinerlei ver- 
pflichtenden Charakter tragen. 

Die Verwaltung dieses Fonds liegt in der Hand 
der Kommission (Artikel 124). Sie wird hierbei von 
einem Ausschuß unterstützt, dem Vertreter der Re- 
gierungen und der Sozialpartner angehören. Die- 
ser Ausschuß ist nicht identisch mit dem Wirt- 
schafts- und SozialauSvSchuß, wenngleich es aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit angezeigt sein kann, 
daß in gewissem Umfang Personengleichheit bei 
den Mitgliedern der beiden Ausschüsse besteht. 

Die finanziellen Mittel des Fonds werden im 
Rahmen des Gesamthaushaltes der Gemeinschaft 
verwaltet. Für die Finanzbeiträge 'der Mitglied- 
staaten gilt insoweit jedoch ein besonderer Sdilüs- 
sel (Artikel 200 Ziffer 2), dem auch die Wägung 
der Stimmen bei Beschlüssen über die Feststellung 
des Haushaltsplanes des Fonds (Artikel 203 Zif- 
fer 5) entepricht. 

Protokoll über bestimmte Vorschriften betreffend 
Frankreich 

Das Protokoll behandelt Bedenken Frankreichs 
betreffend die Abschaffung der Einfuhrausgleichs- 
abgaben und der Ausfuhrbeihilfen im Gemeinsa- 
men Markt mit Rücksicht auf seine gefährdete 
Währung. Weiterhin sind die Bedenken wegen un- 
terschiedlicher tlberstundenvergütung Grundlage 
des Protokolls, da Prankreich in der schlechteren 
Regelung dieser Frage in anderen Ländern einen 
Konkurrenzvorteil dieser Länder sieht. 
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I. Abgaben und Beihilfen 

In Ziffer 1 list die ZiUilässigkeit der französiischen 
Einfuhrtaxen und Exportbeihilfen festgelegt, aller- 
dings unter der Einschränkung, daß die Sätze an 
den Stand vom 1. Januar 1957 als Höchstgrenze ge- 
bunden sind. Um empfindliche Wettbewerbsver- 
fälschungen zu vermeiden, ist in Ziffer 2 vorge- 
sehen, daß der Rat auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die französische Regie- 
rung ersucht, bestimmte Maßnahmen zur Verein- 
heitlichung der Abgaben und Beihilfen zu treffen. 
Im Weigerungsfälle sind die anderen Mitgliedstaa- 
ten zu Schutzmaßnahmen ermächtigt, allerdings 
muß diese Ermächtigung durch iden Rat zugebiilligt 
werden. In Ziffer 3 ist vorgesehen, daß Einfuhr- 
taxen und Ausfuhrbeihilfen in Wegfall kommen, 
wenn idie französische Zahlungsbilanz auch ohne 
solche Hilfen ausgeglichen unid eine zufriedenstel- 
lende Währungsreserve vorhanden ist. Über den JBe- 
griff einer „zufriedenstellenden“ Währungsreserve 
ist im Protokoill nichts enthalten. 

II. Entgelt für Überstunden 

Die Frage einer Harmonisierung der Arbeits- 
zeit ist im Vertrag selbst nicht beantwortet wor- 
den. Hierüber gibt nur das Protokoll über be- 
stimmte Vorschriften betreffend Frankreich Aus- 
kunft. Doch wird auch hier keine unmittelbare 
Verpflichtung in bezug auf die Arbeitszeitgesetz- 
gefbung den übrigen fünf Mitgliedstaaten auferlagt. 
Frankreich wird aber zugestanden, daß nach Ab- 
lauf der ersten Stufe den Industrien besonderer 


Schutz gewährt wird, für die sich aus einer dann 
wider Erwarten noch bestehenden unterschied- 
lichen Arbeitszaitregelung wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten ergeben. Diese Sdiutzklausel wird also 
nur wirksam, wenn sich die Veiihältnisse in den 
übrigen fünf Mitgliedstaaten nicht denen im Jahre 
1956 tatsächlich in Frankreich geltenden Bedin- 
gungen angenähert haben, und wenn weiter die 
sich hieraus ergelbenden Belastungsunterschiede 
einzelner IndustriezweLge nicht durch eine unter- 
schiedliche Entwicklung der Löhne und Gehälter 
kompensiert werden. 

Bei dem gegenwärtigen Stand der Arbeitszeit- 
regelung in der Bundesrepublik — es kann damit 
gerechnet werden, (daß bis zum Ende dieses Jahres 
für rund 10 Millionen Arbeitnehmer auf Grund 
tarifvertraglicher Regelungen die 45-Stunden- 
Woche einigeführt wird — scheint es nicht un- 
wahrscheinlich, daß bis zum Ende der ersten Stufe, 
d. h. frühestens Ende 1961, zumindest im Verhält- 
nis Bundesrepublik/FrainJkreich keine so erhöb- 
lichen UntersAiede in der Arbeitszeit und in der 
Belastung durch Mehrarbeitszuschläge mehr be- 
stehen werden, daß Ansprüche auf die Anwendung 
solcher Schut^bestimmungen durch einzelne fran- 
zösische Wirtschaftskreise geltend gemacht wer- 
den können. 

Bonn, den 28. Juni 1957 

Sabel 

Berichterstatter 


5. Finanzielle Bestimmungen 

a) des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Fünfter Teil Titel II: Finanz Vorschriften) 

b) des Vertrages zur Gründung der Atomgemeinschaft 
(Vierter Teil: Finanzvorschriften) 

c) Europäische Investitionsbank 

(Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Dritter Teil Titel IV) 


Beriditerstatter: Abgeordneter Ritzel 

Vorbemerkung 

1. D'er folgeaide Biericht kamn sich hiiinsdchtlich 
beider Verträge micht nur auf die Finanzvor- 
schriftien stützen, er muß lauch die in anderen 
Vertrags teilen behandelten Fragen berücksiichtigen, 
soweit sie sich finanziell auswirken werden oder 
können. 


2. Der Biericht berücksichtigt sowohl die Wirkung 
der Finanz vor Schriften vom Standpunkt der beiden 
Gemeins'chaf ten als auch die haushaltsmäßigen Aus- 
wirkungen voim Stiandpunkt der Bundiesrepublik 
Deutschlaaid. 

Zur Vereinfachung wird in dem Bericht die Eu- 
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft abgekürzt Wirt- 
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Schaf tsgemeinschaft und die Europä'ische Atomige- 
meinschaift abgekürzt AtomgemeirLSchaft genannt. 

Beide Gemeinachaften geben sich eine Hiaushalts- 
ordnurug. 

Rechnungsjiahr ist das Kalenderjahr. 

Diie Bundesregiierung schätzt die Gesamtbe- 
lastiung für fünf Jahre auf rund 2000 Mio DM, sie 
hat hierbei jedoch lausdrücklich betont, daß alle 
Kalkulationen in dieser Rechnung mit einer solchen 
Zahl von unbekarmten Koimponenten belasteit sind, 
daß es nicht müglich tisf, die Richtigkeit solcher 
Schätzungen zu behauptein. 

Der Aussehuß kam grundsätzlich zu der Auf- 
fassung, daß finanzpolitisch zur Zeit keine Mög- 
lichkeit besteht, idiie ga^nze Tragweite der Aus- 
wirkung beider Verträge zu überblicken. Auch 
wenn durch die Verbindung mit der beabsichtigten 
Freihandelszone eine wirtschaftlich zu bagrüßende 
Fortentwicklung ein treten würde, erführe das 
finanzielle Engagement der Bundesrepuiblik und 
der übrigen Vertragspiartner hierdurch keine Ent- 
lastung. 

Wirtschaftsgemeinschaft 

Die entscheidenden finanzpolitischen Bestimmun- 
gen sind in Artikel 199 bis 209 des Vertrages ent- 
halten. 

Atomgemeinschaft 

Die entscheidiendien finanzpolitischen Bestiimmun- 
gen sind in Artikel 171 bis 183 des Vertrages ent- 
halten. 

Wirtschaftsgemeinschaft 

Die Wirtschaftsigemeinschaft wirtschaftet nach 
einem alljährlich aufzustellenden Haushalt, der in 
Einnahme und Ausgabe auszuglei eben ist. Die Ein- 
nahmen beruhen iin der Hauptsache auf Finanz- 
beiträigen der Mitglieds taaten, zu einem geringen 
Teil auch auf anderen Einnahmen. 

Unter den Begriff „andere Einnahmen“ fallen 
z. B. Geldbußen und Zwangsgelder (Artikel 87), 
Gerichtsgebüihren usw. 

Atomgemeinschaft 

Auch die Atomgemeinschaft wirtschaftet nach 
HaushaltS'plänen. Nach Artikel 171 werden alle Ein- 
nahmen und Ausgaben der Gemeinschaft mit Aus- 
nahme derjenigen der Agentur oder der gemein- 
samen Untemieihmen für jedes Haushaltsjahr ver- 
anschlagt und in den Verwaltungshaushalt oder den 
Forschungs- und Investitionshiaushailt eingesetzt. 
Jeder Haushaltsplan ist in Einnahme und Ausgabe 
auszu gleichen. — Die Einnahmen und Ausgaiben der 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten arbeitenden 
Agentur werden in einen eigenen Voranschlag auf- 
genoiinmen. 


Beide Gemeinschaften stellen bis auf weiteres 
keine Gemeinschaften zu politischen Zwecken dar. 
Die Aufgabe ider Wirtschaftsgemeinschaft ist die 
Errichtung eines Gemeinsamen Miarktes, die schritt- 
weise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten, die harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens usw. sowie die Förderung en- 
gerer Beziehungen zwischen den in der Gemein- 
sichaft zusamuiengeischloissenen Staaten. 

Aufgabe der Atomgemeinschaft ist es, durch die 
Schaffung der für die schnelle Bildung und Ent- 
wicklung von Kernindiustrien erforderlichen Vor- 
au'SiSetzungen zur Hebung ider Lebenshaltung in 
dem Mitgliedstaaten und zur Entwicklung der Be- 
ziehungen mit den landeren Ländern beizutragen. 

Budgetrecht und Struktur 

Daraus erhellt, daß beide Gemeinschaften nicht 
der Oharakter von Staiaten hiaben. Wohl aber sind 
sie Träger delegierter Souveränitätsrechte von Mit- 
giiedistaaten. Auf der Tatsache, daß sie — von zu- 
nächst geringen Ausnahmen abgesehen — nicht 
über eigene Einnahmen verfügen, sondern auf die 
Beiträge der Mitglieds taiaten angewiesen sind, die 
im Ausschuß mit Matri'kuilar bei trägen verglichen 
wurden, beruht nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Charakter der beiden Gemeinschaften. 
Trotz der Bildung einer „Versammlung“ und ihrer 
Mitwirkung an der Verabschiedung des Haushalts- 
plans kann weder von echten parlamenitarischen 
Institutionen noch von einem piarlamentarischen 
Budgetrecht gesprochen werden. Indes ist die Auf- 
fassung nicht unbegründet, daß mit steigenden 
eigenen Einnahmen und entsprechendem Abbau der 
Mitgliedsbeiträge der Vertragsstaaten auf die Dauer 
ein stärkerer parlamentarischer Einfluß und die 
Entstehung eines echten parlamentarischen Budget- 
rechts als möglich erscheinen. 

Die Hohe der Mitgliedsbeiträge der Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Leistungen zur Atomgemein- 
schaft wird jedes Jahr durch den Haushaltsplan 
bestimmt, die Beitragspflicht des einzelnen Ver- 
tragstaates ist in den Verträgen festgelegt. 

Nach Artikel 200 leisten die Mitgliedstaaten der 
Wirtschaftsgemeinschaft folgendie Finanzbeiträge: 


Belgien 

7,9 

Deutschland 

28 

Frankreich 

28 

Italien 

28 

Luxemburg 

0,2 

Niederlande 

7,9 


Genau der gleiche Maßstab gilt für die Finanz- 
beiträge der Vertragstaaten zur Atomgemeinschaft. 

Dieser deutsche Finanzbeitrag zum Verwaltungs- 
budget der WirtschaftsgemeirLSchaft und der Eura- 
tomgerneinschaft wird nach Mitteilung das Bundes- 
finanzministers für die nächsten fünf Jahre auf 
28 Mio Dollar oder 1] 7,6 Mio DM geschätzt. 
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Die Bundes reg ierumg ergänzte ihre zu Ai'tikel 203 
des Vertrages über die Bildung der Wirtschafts- 
gemeinschaft igegeibene Erläuterung — Druck- 
sache 3440 — dahin, daß bei Haushalts beschlüssen 
diie Stimmen in Anlehnung lan die Beitragsleistung 
gewogen würden. Von 17 Stimmen im Rat entfallen 
auf Deutschland, Frankreich und Italien je 4, auf 
Belgien 2, auf die Niiederlande 2 lund auf Luxem- 
burg 1 Stimme. Die qualifizierte Mehrheit erfordert 
12 Stimmen. 

Die Anforderung des Finanzbeitrags erfolgt, wie 
erwähnt, auf Grund des Haushaltsplans ider Wirt- 
schaftsgemeinschaft. Der Haushaltsplan wird zu- 
nächst in einer Vorentscheidung des Minister rates 
mit qualifizierter Mehrheit festgesitellt. Danach 
wird der Entwurf des HaushaltspLans der Ver- 
sammlung zugeleitet. Diese kann den Haushalts- 
plan ändern, annehmen oder ablehnen. Nunmehr 
beschließt der Ministerrat endgültig über den Haus- 
haltsplan, und zwiar mit qualifizierter Mehrheit. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
erste Leistung aus der oben erwähnten, auf die 
Bundesrepublik entfallenden Summe von 28 Mio 
Dollar oder 117,6 Mio DM frühestens iim Lahre 
1958 fällig werden wird. 

Die Hohe des Sozialfonds wird in gleicher Weise 
bestimmt, die Deckung erfolgt jedoch nach einem 
anderen Aufbringungsschlüssel (vgl. Artikel 200 
Ziff. 2). Danach leisten Finanzbeiträge zum Sozial- 
fonds 


Belgien 

8,8 

Deutschland 

32 

Frankreich 

32 

Italien 

20 

Luxemburg 

0,2 

Niederlande 

7. 


Befragt, warum der Beitrag Italiens wesentlich 
geringer isei, antwortete die Regierung, daß es sich 
um das Ergebnis politischer Verhandliungen handle. 

Der deutsche Beitrag zu dem auf 150 Mio Dollar 
geschätzten Sozialfonds soll bei 32 v. H. Anteil in 
den kommenden fünf Jahren 48 Mio Dollar oder 
201,6 Mio DM betragen. Der Sozialfonds soll in 
erster Linie zur Förderung der B.erufsumschulung, 
zur Umsiiedlung und zu Uimstellungsmöglichkeiten 
dienen. Seine Fixierung und seine Inanspruch- 
nahme bängt von der Aktivität des Ministerrates 
ab. 

Im Ramen der Wirtschaftsgememschaft ist die 
Bildung eines Entwicklungsfonds für die übersee- 
ischen Gebiete (ohne Tunis und Marokko) mit 
einem Fünfjahresansatz von insgesamt 581,25 Mio 
Dollar vorgesehen. Der deutsche Anteil hiervon soll 
34,4 oder 200 Mio Dollar oder 840 Mio DM betragen. 

Im einzelnen sollen die 581,25 Miio Dollar wie 
folgt aufgebracht werden: 

Frankreich 200 Mio Dollar 

Deutschland 200 Mio Dollar 


Niederlande 

Belgien 

Italien 

Luxemburg 

Davon sollen erhalten 
Frankreich 
Niederlande 
Bielgien 
Italien 


70 Mio Dollar 
70 Mio Dollar 
40 Mio Dollar 
1,25 Mio Dollar. 


511,25 Mio Dollar 

35 Mio Dollar 

30 Mio Dollar 

5 Mio Doillar. 


Zur Oharakterislerung dieses Vorgangs emcheiint 
es zweckmäßig, auf folgendes hinzuweisen: 

Frankreich gibt im Rahmen dieser Aktion für 
Investitionen iLm Gebiet der eigenen Staatshoheit 
200 Mio Dollar und erhält von den übrigen Ver- 
tragspartnern weitere 311,25 Mio Dollar, 

die Niederlande geben an den Fonds 70 Mio Dol- 
lar und erhalten 35 Mio Dollar zurück, 

Belgien gibt an djen Fonds 70 Mio Dollar und 
erhält 30 Mio Dollar zurück. 


Italien gibt an den Fonds 40 Mio Dollar und 
erhält 5 Mio Dollar zurück, 

Deutschland gibt 200 Mio Dollar, 

Luxemburg gibt 1,25 Mio Dollar, 

da beide keine überseeischen Gebiete haben, er- 
halten sie nichts aus dem Fonds. 

Die 200 Mio Dollar (oder 840 Mio DM) weisden 
von der Bundesregierung in steigenden Jahres- 
raten nach Maßgabe der Anlage A zum Durch- 
führungsabkommen über die Assoziierung dier über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der Ge- 
meinschaft aufzubringen sein. 

Die Europäische Investitionsbank: Im Rahmen 
des Gemeinsamen Marktes ist gemäß Artikel 129 ff. 
die Errichtung einer Europäischen Investitionslbank 
geplant. Sie wird eigene Rechtspersönlichkeit be- 
sitzen. Da idie Mitglieds taaten die Mitglieder der 
Bank sein werden, ist auch die Bundesrepubliik 
nacli dem Zustandekommen des Vertrags und mit 
Errichtung der Bank ihr Miitglied. 

Die Aufgabe der Bank: Artikel 130 bestimmt 
hierüber: 

„Aufgabe der Europäischen Investitionsbank ist 
es, zu einer ausgewogenen und reibungslosen 
Entwicklung des Gemeinsamen Marktes im Inter- 
esse der Gemeinschaft beizutragen; hierbei be- 
dient sie sich des Kapitalmarktes sowie ihrer 
eigenen Mittel. In diesem Sinne erleichtert sie 
ohne Verfolgung eines Erwerbszwecks durch Ge- 
währung von Darlehen omd Bürgschaften die 
Finanzierung der inachstehend bezeichneten Vor- 
haben in allen Wirtschaftszweigen: 

a) Vorhaben zur Erschlleßunig der weniger ent- 
wickelten Gebiete; 
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b) Vonhaben ziur Modernisierung oder Um- 
stellunlg von Untemeihmeai oder aur Schiadffung 
neuer i^beitsmöglichfceiten, .die sich laus der 
schrdttwiediaen Errichtung des Genieinsamen 
Marktes ergeben und wegm ihres Umfangs 
oder ihrer Art mit iden in den einzelnen Mit- 
igliedstaaiten vorhandenen Mitteln nicht voll- 
ständig finanziert werden können; 

c) Vorhaben von gemeinsamem Interesse für 
mehrere Mitgliedstaaten, die wegen ihres Um- 
fangs oder ihrer Art mit den ,in den einzelnen 
Mitgliedstaaten vorhandenen Mitteln nicht 
vollsitändig finanziert werden können.“ 

Der Sonderausschuß begrüßt idie Errichtung der 
Europäischen Inviestitionsbank. D'ie Bank wird mit 
einem Kapital von leiner Milliarde Rechnufligsein- 
heiten ausgestattet, das von den Mitgliedstaaten in 
folgender Höhe gezeichnet wird: 


Belgien 

86,5 

Mio 

Deutschland 

300 

Mio 

Frankreich 

300 

Miio 

Italieai 

240 

Mio 

Luxemburg 

2 

Mio 

Niederlande 

71,5 

Mio 


Der Wert der Rechnungseinheit beträgt 

0. 88867088 Gramm Feingold. 

Die Mitgliedstaaten haften nur bis zur Höhe ihres 
Anteils am gezeichneten und nicht eingezahlten 
Kapital. Die Erhöhung des Kapitals setzt eine ein- 
stimmige Entscheidung des Rats der Gouverneure 
voraus. An diesem Rat ist die Bimdesrepublik mit 
einem Vertreter beteiligt. 

Die Mitgliedstaaten sind nach Artikel 5 des Pro- 
tokolls über die Satzung der Europädschen Investi- 
tionsbank gehalten, 25 v. H. des gezeichneten Ka- 
pital in fünf gleichen Raten einzuzahlen, und zwar 
jeweils binnen zwei, neoin, sechzehn, dreiundzwan- 
zig und dreißig Monaten nach Inkrafttreten des 
Vertrags. 

Diese Belastung beträgt — auf fünf Jahre be- 
rechnet — 30 V. H. aus 1000 Mio Rechnungsedn- 
heiten = 300 Mio. Hiervon müssen 25 v. H. in fünf 
gledchen Raten einbezahlt werden — 25 v. H. eus 
300 = 75 Rechnungsednh eiten. Die Bundesregierung 
rechnet — unverbindlich — die Rechmungseinheit 
auf Doillar um und kommt so in runder Summe auf 
einen Anteil der Bundesrepublik von insgesamt 
75 Mio Dollar oder 315 Mio DM. 

Sollte das Vertragswerk mit Wiirkung vom 

1. Jianuiar 1958 in Kraft treten, ergibt sich nach dem 
Statut für die Investitionsbank ibereits für das 
Haushalitsjahr 1957 eine erste Bundesbelastung in 
einer Größenordnung von 15 Mio Dollar (etwa 
60 Mio DM). 

Der Rat der Gouverneure kann mit qualifizierter 
Mehrheit von den Mitgliedstaaten verzinsliche 
Son der dariehen verlangen, jedoch erst mit Beginn 
des vierten Jahres. Die Sonderdarlehen werden 


verzinst. Die Möglichkeit, daß sie den öffentlichen 
Haushalt belasten können, wird von der Regierung 
bejaht. 

Der Verwaltimgsrat ibesteht aus 12 Mitgliedern, 
auf Deutschland entfallen hiervon 3. Die quali- 
fizierte Mehrheit beträgt 8. 

Die Einnahmen des Verwaltungshaushalts der 
Atomgemeinschaft umfassen unbeschadet anderer 
laufender Einnahmen Finanzbeiträge der Vertrags- 
staaten nach folgendem Schlüssel (Artikel 172): 


Belgien 

7,9 

Deutschland 

28 

Frankreich 

28 

Italiien 

28 

Luxemburg 

0,2 

Niederlande 

7,9. 


Die si'ch daraus errechnende Leistung ist bereits 
in den oben erwähnten 28 Mio Dollar (oder 117,6 
Mio DM) für die beiden Gemeinschaften enthalten. 
Auch das Stimimgewicht im Ministerrat ist das 
gleiche. D:er Verwialtungshaushalt trägt insbeson- 
dere die Verwaltungskosten und die Ausgaben für 
die Überwachung der Sicherheit sowie die Kosten 
des Gesundheitsschutzes. 

Zugunsten des Forschungs- und Investitions- 
budgets der Euratomgemeinschaft sollen in fünf 
Jahren von den Vertragspartnern schätzungsweise 
215 Mio Dollar aufgebracht werden. Der Anteil der 
Bundesrepublik Deutschland hieran wurde auf 
30 V. H. festgesetzt. Im einzelnen bringen gemäß 
Artikel 172 Ziff. 2 auf: 


Belgien 

9,9 

Deutschland 

30 

Frankreich 

30 

Italien 

23 

Luxemburg 

0,2 

Niederlande 

6,9. 

In Zahlen umgesetzt, bedeutet 

der 30^/oige deut- 

sehe Anteil 64,5 Mio Dollar oder 270,9 Mio DM. 

Das Stimmengewicht verhält 
I^eistung: 

sich analog der 

Deutschland 

30 

Frankreich 

30 

Italien 

23 

Belgien 

9 

Niederlande 

7 

Luxemburg 

1. 


Die qualifizierte Mehrheit beträgt 67. Die Än- 
derung des Aufbringungsschlüssels kann durch den 
Rat nur einst irmnig erfolgen. Aus den bereitzu- 
stellenden Mitteln sollen Forschungsaufträge an 
nationale Forschungszentren erteilt, Forschungs- 
programme gemeinsam erarbeitet, ein Forschungs- 
zentrum errichtet iimd Ausbildungsstätten geschaf- 
fen werden. 
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Die fünfjährigen Forsch ungs- und Investitions- 
prograrame können nur niiit Einstimmigkeit be- 
schlossen werden. 

Der Hat kann Anleihen aufnehmen. Von beson- 
derer Bedeutung ist die Bestimmung in Artikel 172 
Ziff. 4: 

„Die Gemeinschaft kann auf dem Kapiitalmarkt 
eines Matgliedstaates Anleihen aufnehmen, und 
zwar entweder nach den dort für Inlandsemis- 
sionen geltenden Vorschriften oder in Erm'ange- 
lung solcher Voir Schriften auf Grund einer ent- 
sprechenden Vereinbarung zwiischen der Kom- 
mission und dem he treffenden Staat. 

Die zuständigen Stellen des Mitgliedstaates 
können ihre Zustimmung nur versagen, wenn 
-auf dem Kapitalmarkt dieses Staiates schwere 
Störungen zu befürchten sind.“ 

Eine ln Artikel 9 des Vertrags vorgesehene Grün- 
dung einer Anstalt im Range einer Universität 

stellt nach Auffassung der BuLndesregierung für die 
nächste Zeit noch keine nennenswerten finanziiellen 
Prohleme, doch hält es der Berichterstatter im Hin- 
blick lauf den soeben verabschiedeten Haushalits- 
plan für 1957 für seine Pflicht, auf idie Bestimmung 
des Artikels 35 des Vertrags hinzuweis, en, wonach 
j.eder Mitgliedstaat die notwendigen Einrichtungen 
zur ständigen Überwachung des Gehalts der Luft, 
des Wassers und 'des Bodens an Radiioaktivität so- 
wie zur Überwachung der Einhaltung 'der Grund- 
normen schaffen muß. Die Überwachung des Ge- 
halts der Luft, des Wassers und des Bodens an 
Radioaktivität wird nach den Erklärungen eines 
Vertreters des Bundesministeriums für Atomfragen 
durch ein Verordnungsrecht der Bundesregierung 
geregelt, das im Atomgesetz vorgesehen ist. 

Im Rahmen der Euratomgemeinschaft sind wei- 
tere Zweckausgaben zugunsten von Unterrichts- 
anstalten, Vorratskäufen usw. vorgesehen (ohne 
Isotop er trennanlage), für die ein Fünfjahresbedarf 
von 75 Mio Dollar veranschlagt wird. Die Bundes- 
republik Deutschland soll ihierzu mach dem Schlüs- 
sel 30 Anteile übennehmen oder 22,5 Mio Dollar 
oder 94,5 Mio DM. 

Zollfragen: Der Gemeinsame Markt stelle prak- 
tisch ,eiine Zollunion djar. Zunächst werden die 
Binnenzölle betroffen. Die Bundesregierung rech- 
net iinfo,lge der Aufhebung der Zollgrenzen inner- 
halb der Gemeinschaft imit einem Ausfall an 
Binnenzöllen von 360 Mio DM innerhalb von fünf 
Jahren. 

Die Erhebung von Außenzöllen tritt nicht alsbald 
in sichtbare Erscheinung und läßt sich zur Zeit 
materiell nicht berechnen. Die Komm-ission kann 
dem Rat (nach Artikel 201) zu .gegebener Zeit die 
Umwaindlung der Außenzölle in einen gemein- 
samten Zolltarif Vorschlägen. Sie erhalten damit 
den Charakter einer echten Einnahme der Gemein- 
schaft und geben die Möglichkeit zu prüfen, unter 
welchen Bedingungen die in Artikel 200 vorge- 
sehenen Finanzbeiträge der Mitgliiedstaaten durch 


diese Mittel zu ersetzen sind. Für entsprechende 
Beschlüsse im Rat gelten Einstimmigkeit, vor- 
herige Anhörung der Versammlung und Ratifi- 
kation durch die nationalen Parlamentie. Spätestens 
mit der Vorbereitung einer solchen Umstellung 
wird sich die Frage einer befrieddigenden parlamen- 
tarischen Mitwirkung stellen (Bewilligungsrecht, 
Budgetrecht). 

Da die Einführung eines gemeinsamen Außen- 
handelszolls in Deutschland nach dem heutigen 
Stand der Zollpolitik erhebliche Rückwirkungen 
ausiösen kann — auch durch eine Verteuerung der 
Lebenshaltung — , könnte ©ine Erhöhung sozialer 
und anderer Aufw.endungen im Bundeshiaiushalt 
befürchtet werden; hierzu wies die Bundesregie- 
rung darauf hin, daß solche Befürchtungen zur 
Zeit noch niclit berechtigt seien. 

Ausgleichsmaßnahmen: In Artikel 92 ff. sind 
staatliche Beihilfen grundsätzlich verboten, in 
einigen Fällen aber erlaubt. Auf Fragen erklärte 
die Bundesregierung im Ausschuß, ,daß die Maß- 
nahmen des Grünen Planes mit dem Vertrag über 
die Bildung der Europäischien Wirtschaftsgemein- 
schaft ziu vereinbaren sein lund nach Verabschiedung 
des Vertragswerkes nicht beeinträchtigt würden. 

St euerf ragen: Beide Gemeinschaften sehen die 
Erhebung von Einkommensteuern zu Lasten ihrer 
Beamten und Angestellten vor (Personalsteuer). 

K'n sichtlich der Steuersysteime der Vertrag- 
Staaten wird eine Harmonisierung angeßtrebt. 

Durch einen Ausgleichsmechanismus sollen die 
unterschiedlichen Steuersysteme aufeinander abge- 
stimmt werden (vgl. im übrigen Artikel 95 bis 99). 

Die Atomgemeinschaft siieht die Erhebung einer 
Umsatzsteuer vor. 

Umlagen der Versorgungsagentur: Im Rahmen 
der Atomgiemeinschaft wird ,ein,e Verso rgungs- 
agentur entstehen, die ein 'kaufmännisches Unter- 
nehmen darstellt, 'das sich selbst finanziert. Es ist 
vorigesehen, daß diese Agentur Umlagen (Provi- 
sionen) zur Entlastung der Mitgliedstaaten erheben 
kann. 

Währungsfragen: Besonders im Hinblick auf die 
zunächst nach Dollar berechneten Zahlungsver- 
pflichtungen Deutschlands wurde im Ausschuß die 
Frage der Währunigs Vereinheitlichung aufgeworfen. 
Die Antwort der Biundesregierung verwies unter 
Bezug auf Artikel 106 auf die Notwendigkeit frei- 
konvertierharer Währungen, die die Voraussetzun- 
gen für die erstrebte Freizügigkeit darstelle. Der 
Ausschuß ist mit der Bundesregierung der Auffas- 
sung, daß bei Anwendung der Verträge sich aus der 
Dynamik der Entwicklung eine Annäherung der 
Währungspolitiken der beteiligten Staaten ergeben 
könnte. 

Beistandsverpflichtung: In Artikel 108 ist im 

üabe von Schwierigkeiten eines Mitgliedstaates 
von einer Beistandsverpflichtung die Rede. Die 
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Bundesreigierung erklärte hierzu, daß es bei Zah- 
lunigsbilanzsehiwier igked t en g egeb e n en f al Is Au figabe 
der Gemeinschaft sei, dem icn Schwier igkeiteoi ge- 
ratenen Partner zu helfen. Diese Hilfe erfolge je- 
doch nicht .au tomia tisch und — soweit sie in Bereit- 
stellung von Krediten bestöhe — niemals gegen den 
Willen eines Mi^tgliedstaates. Für den HaiUshalt 
eines Mitgliedsitaates könnten sich somit aus einer 
solchen Beistandsleistung nur dann Auswirkungen 
ergeben, wenn der betreffende Minister einer sol- 
chen Beistandsgewähirung zugestimmt habe. 


Hier liegt wieder ein Fall vor, in dem der deut- 
sche Vertreter im Rat Verpflichtunigen für die 
Bundesrepublik e ingehen kann, die Konsequenzen 
für das Haushaltsrecht des deutschen Parlaments 
ergeben. 

Bonn, den 26. Juni 1957 

Ritzel 

Berichterstatter 


6. Gemeinsamer Markt 

Zollunion — Beseitigung mengenmäßiger Beschränkungen — Wett- 
bewerbsregeln — Wirtschaftspolitik — Protokolle (Übergangs- 
bestimmungen) 

(Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, Zweiter 
Teil Titel I, Dritter Teil Titel I und II — Anhänge zum Vertrag) 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Hellwig 

I. Zollunion — Freihandelszone 
Allgemeine Kennzeichnung 


1. Zollunion 

Die Bestimmungen über die Zollunion, welcher 
die Bundesrepublik, Frankreich, Italien und die 
Benelux-Länder beitreten wollen, bilden ein Kern- 
stück des vorliegenden Vertrages über die Schaf- 
fung einer Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG). Das Wesen dieser Zollunion besteht in der 
Beseitigung 

a) aller Zölle für den Warenaustausch der sechs 
Länder untereinander 

b) aller mengenmäßigen Beschränkungen (Kon- 
tingente und sonstigen Hemmnisse) für diesen 
Warenaustausch 

c) der Einführung eines gemeinsamen Außen-Zoll- 
tarifs, auf Grund dessen nach Ablauf der Über- 
gangszeit alle noch zollpflichtigen Einfuhren der 
Mitgliedstaaten aus dritten Ländern gleich- 
mäßig verzollt werden. 

Auf die Einzelheiten dieses Vorhabens sowie auf 
die Probleme, die sich bei seiner Verwirklichung 
ergeben, wird an anderer Stelle dieses Berichtes 


eingegangen. Hier sei zunächst die Frage behan- 
delt, die im Hinblick auf die weitere wirtschaft- 
liche Integration Europas und die von uns erstrebte 
weltoffene Handelspolitik von größter Bedeutung 
ist: das Problem der Schaffung einer Freihandels- 
zone in Europa, die sich um die Zollunion der sechs 
Länder herum bilden könnte. 


2. Die Freihandelszone 

In ihrer Konstruktion unterscheidet sich eine 
Freihandelszone von einer Zollunion in einem 
wesentlichen Punkt: während die Freihandels- 
zone, ebenso wie die Zollunion, keine Zölle oder 
mengenmäßigen Beschränkungen für den Handels- 
verkehr der Mitgliedstaaten untereinander kennt, 
wird in der Freihandelszone kein gemeinsamer 
Außentarif geschaffen. Das bedeutet, daß die ein- 
zelnen Mitglieder der Freihandelszone ihre natio- 
nalen Zolltarife für Einfuhr aus dritten Ländern, 
also aus Nicht-Mitgliedern der Freihandelszone, 
beibehalten und in der Gestaltung ihrer Handels- 
verträge mit diesen dritten Ländern frei sind. Da- 
durch können sich, soweit die einzelnen Mitglieder 
der Freihandelszone gleiche Güter aus dritten 
Ländern in unterschiedlicher Höhe mit Zöllen be- 
legen, bemerkenswerte Verlagerungen der Waren- 
ströme, unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen 
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auf Grund unterschiedlicher Gestehungskosten usw. 
ergeben. 

Bei den Erörterungen über die Möglichkeit, eine 
Freihandelszone zu schaffen, steht also ein Problem 
im Vordergrund, das bei der Bildung einer Zoll- 
union keine Rolle spielt — das Problem des Ur- 
sprungsbegriffes für Erzeugnisse, die nicht aus 
Ländern der Freihandelszone stammen, und das 
Problem, ohne übermäßigen Verwaltungsaufwand 
und ohne ungebührliche Hemmnisse für den Han- 
del der Mitglieder untereinander Methoden für die 
Feststellung des Ursprungs zonenfremder Erzeug- 
nisse zu entwickeln. 

Hierzu kann im weiteren jedoch auf den beson- 
deren Bericht verwiesen werden, der unter Num- 
mer 10 von Herrn Abg. Scheel im Namen des 
Ausschusses zu den Problemen der Freihandels- 
zone vorgelegt wurde. 


II. Der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft 

1. Erster Teil: Grundsätze 

Der Gemeinsame Markt, dessen Merkmale in Ar- 
tikel 3 des Vertrags festgelegt sind, ist nach Ar- 
tikel 8 während einer Übergangszeit von zwölf Jah- 
ren schrittweise zu verwirklichen. Diese Übergangs- 
zeit besteht aus drei Stufen von je vier Jahren. 
Jedoch bestehen für den Übergang zur jeweils 
nächsten Stufe Regelungen (Artikel 8 Abs. 3 und 4 
des Vertrages), die eine Verlängerung der Über- 
gangszeit auf insgesamt 15 Jahre gestatten. Zwin- 
gend ist jedoch vorgeschrieben, daß die Übergangs- 
zeit nicht länger als 15 Jahre dauern darf (Artikel 8 
Abs. 6). Der Übergang von der ersten zur zweiten 
Stufe hängt von der Feststellung des Ministerrats 
ab, daß die für die erste Stufe im Vertrag aus- 
drücklich festgelegten Ziele „im wesentlichen tat- 
sächlich erreicht“ und die Verpflichtungen des Ver- 
trages eingehalten worden sind. Der Rat muß diese 
Feststellung einstimmig treffen. 

Liegt keine Einstimmigkeit vor, so wird die erste 
Stufe um ein weiteres Jahr verlängert. Sie kann 
danach unter denselben Bedingungen erneut um 
ein weiteres Jahr verlängert werden. Nach dem 
Ende dieses sechsten Jahres seit dem Inkrafttreten 
des Vertrages genügt für die Feststellung, daß die 
Ziele der ersten Stufe erreicht worden sind, die 
qualifizierte Mehrheit des Rates. Wird 
diese qualifizierte Mehrheit nicht erreicht, so ist 
ein Schiedsverfahren vorgesehen, das für die Mit- 
gliedstaaten ohne Rücksicht auf die Art der getrof- 
fenen Entscheidung verbindlich ist. Trotz der in 
diesen Bestimmungen enthaltenen Konzessionen, 
die überwiegend auf französische Wünsche zurück- 
gehen, ist sichergestellt, daß die erste Stufe nicht 


länger als insgesamt sieben Jahre dauern kann, 
weil ohne Rücksicht auf den eventuellen Spruch 
der Schiedsstelle mit Ablauf des siebenten Jahres 
ein automalischer Übergang in die zweite Stufe 
eintritt, da die Gesamtdauer der Übergangszeit 
15 Jahre nicht überschreiten darf und für die bei- 
den folgenden Stufen jeweils vier Jahre vorgesehen 
sind. (Die zweite und die dritte Stufe können näm- 
lich nur durch eine einstimmige, vom Rat auf Vor- 
schlag der Kommission erlassene Entscheidung ver- 
längert oder abgekürzt werden.) 


2. Zweiter Teil: Grundlagen der Gemeinschaft 
Titel I: Der freie Warenverkehr 

Der Zweite Teil des Vertrages, „Grundlagen der 
Gemeinschaft“, bestimmt in seinem Titel I die Maß- 
nahmen, die durch den Abbau aller Beschränkun- 
gen den Zusammenschluß der sechs nationalen 
Märkte ermöglichen sollen. 

a) Beseitigung der Binnenzölle 

Die Beseitigung der Binnenzölle wird in den Ar- 
tikeln 12 bis 17 des Vertrages geregelt. Die Bestim- 
mungen über die Aufhebung der Zölle innerhalb 
der Gemeinschaft gelten für die aus den Mitglied- 
staaten stammenden Waren sowie für Waren aus 
dritten Ländern, die sich in den Mitgliedstaaten im 
„freien Verkehr“ befinden, für die also in einem 
Mitgliedstaat Zölle oder Abgaben erhoben und 
nicht ganz oder teilweise rückvergütet wurden. Die 
Beseitigung der Zölle erfolgt in der Weise, daß 
diese am Ende der ersten Stufe um insgesamt 
30 V. H., am Ende der zweiten Stufe um weitere 
30 V. H. gesenkt werden. Die dann noch verblei- 
bende Zollbelastung von 40 v. H. soll, im Laufe der 
dritten Stufe nach einem vom Ministerrat mit qua- 
lifizierter Mehrheit zu beschließenden Verfahren 
abgebaut werden. 

Bei der praktischen Durchführung des Zoll- 
aibbauis wird lets auch darauf ankommen, allen 
etwaigen protektionistischen Tendenzen der Zoll- 
verwaltungspraxis entgegenzutreten. Tendenzen 
dietser Art ßiind 'in einigen Ländern, vor allem bei 
der Ermittlung des Zollwertes eingeführter Waren 
nach den Bestimmungen der Brüsseler Zollwert- 
konvention, ziu beoibaehten. 

Im einzelnen beginnt der Abbau der Binnenzölle 
ein Jahr nach dem Inkrafttreten des Vertrages. Zu 
diesem Zeitpunkt werden die am 1. Januar 1957 
angewandten Zölle der Teilnehmerstaaten linear 
um 10 V. H. gesenkt. Weitere fünf Seinkungen, je- 
weils ebenfalls im Ausmaß von 10 v. H. der am 
1. Januar 1957 angewendeten Zölle, werden im Ver- 
lauf der ersten beiden Stufen in Abständen von 
jeweils 12 bzw. 18 Monaten durchgeführt. In die- 
sen fünf Senkungsphasen ist jedoch im Gegen- 
satz zu der ersten Senkungsaktion lediglich die ge- 
samte Zollbelastung um 10 v. H. zu senken, wäh- 
rend die Mindestsenkung für jedes' einzelne Er- 
zeugnis auf 5 V. H. begrenzt wird. 
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Diese halb lineare, halb selektive Methode soll 
den Teilnehmerstaaten die Möglichkeit geben, ge- 
ringere Senkungen bei einzelnen Waren durch 
höhere Senkungen bei anderen, weniger schutz- 
bedürftigen Erzeugnissen auszugleichen. Allerdings 
sollen die Mitgliedstaaten bestrebt sein (Artikel 14 
Abs. 6), für jede einzelne Ware bis zum Ende der 
ersten Stufe eine Herabsetzung um mindestens 
25 V. H. und bis zum Ende der zweiten Stufe eine 
Senkung um mindestens 50 v. H. zu erreichen. Fer- 
ner ist, um eine angemessene Herabsetzung der 
höchsten Zollsätze sicherzustellen, zwingend vor- 
geschrieben (Artikel 14 Abs. 3), daß der Zollsatz, 
der für eine bestimmte Ware noch 30 v. H. über- 
schreitet, bei jeder Herabsetzung um mindestens 
10 V. H. zu senken ist. 

Die Bestimmungen des zentralen Artikels 14, der 
den Zollabbau innerhalb der Gemeinschaft regelt, 
können vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
und nach Anhören der Versammlung durch ein- 
stimmigen Beschluß geändert werden. Ferner kann 
laut Artikel 15 jeder Mitgliedstaat schon während 
der Übergangszeit die Anwendung seiner Zollsätze 
für Waren, die er aus anderen Mitgliedstaaten ein- 
führt, ganz oder teilweise aussetzen, praktisch also 
autonom den Abbau seiner Zölle über die vertrag- 
lichen Verpflichtungen hinaus beschleunigen. Die 
Mitgliedstaaten verpflichten sich ferner gemäß Ar- 
tikel 12 und 16, untereinander weder neue Ein- 
fuhr- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wir- 
kung einzuführen und die Ausfuhrzölle und die 
Abgaben gleicher Wirkung spätestens am Ende der 
ersten Stufe aufzuheben. 

b) Finanzzölle 

Die Finanzzölle sind zwar nach Artikel 17 ebenso 
wie die übrigen Zölle abzubauen, und zwar bei 
jeder Herabsetzung um mindestens 10 v. H. des 
Ausgangszollsatzes, sie können aber durch inlän- 
dische Abgaben ersetzt werden, die jedoch die 
Waren aus anderen Mitgliedstaaten nidit stärker 
belasten dürfen als gleichartige inländische Waren. 
Bei der Errechnung der gesamten Zollbelastung 
werden die Finanzzölle nicht berücksichtigt. Die 
Kommission kann einen Mitgliedstaat auf Antrag 
(der vor Ende des ersten Jahres nach Inkrafttreten 
des Vertrages zu stellen ist) ermächtigen, seine 
Finanzzölle für einen Zeitraum von bis zu sechs 
Jahren beizubehalten, falls deren Ersetzung durch 
eine Abgabe auf „ernstliche Schwierigkeiten“ stößt. 

Bei den Finanzzöllen werden sich einige Schwie- 
rigkeiten ergeben, da es für diese keine präzise De- 
finition gibt, so daß praktisch jedes Land seine Son- 
derregelung für Finanzzölle auf die Waren anwen- 
den kann, deren Zollbelastung als Finanzzoll be- 
zeichnet wird. Zu den mit Finanzzöllen belegten 
Gütern zählen in der Bundesrepublik beispiels- 
weise das Mineralöl und seine Erzeugnisse, Kaffee, 
Tee, Branntwein, Tabak und ausländische Gewürze. 
Andere Länder, insbesondere Italien, haben aber 
erheblich mehr Finanzzölle gemeldet. 


Schließlich wird durch die Artikel 95 bis 99 (auf 
die im Zusammenhang mit den Wettbewerbsregeln 
noch näher eingegangen wird) bestimmt, daß späte- 
stens mit Beginn der zweiten Stufe Waren, die aus 
einem Mitgliedstaat eingeführt werden, nicht etwa 
höheren inländischen Abgaben unterliegen als 
gleichartige inländische Waren der einführenden 
Mitgliedstaaten. Dadurch soll verhindert werden, 
daß diese Abgaben an die Stelle der abzuschaffen- 
den Einfuhrzölle treten. 


c) Der gemeinsame Außentarif 

Die Bildung des gemeinsamen Zolltarifes (Außen- 
tarif es), der künftig an die Stelle der nationalen 
Zolltarifs 'der Tieilneihimerstiaiaten treten soll, w;ird 
durch die Artikel 18 bis 29 des Vertrages geregelt. 
Die zentralen Artikel 19 und 23 dieses Abschnitts 
des Vertragswerkes bestimmen die Richtlinien, 
nach denen dieser Tarif gestaltet werden soll. 
Grundsätzlich werden für ihn die Zollsätze auf dem 
einfachen (arithmetischen) Mittel der von den Mit- 
gliedstaaten am 1. Januar 1957 angewendeten Zoll- 
sätze festgelegt; das gilt auch für die Agrarzölle. 
Dabei ist zu bemerken, daß diesem Tarif das Brüs- 
seler Zolltarifschema von 1955 zugrunde gelegt 
werden soll, auf das zur Zeit auch der deutsche 
Zolltarif umgestellt wird. Zunächst wird man sich 
auf dem Verhandlungsweg über das endgültige 
Tarifschema verständigen müssen, da das Brüsse- 
ler Schema nur die Hauptpositionen enthält und 
die Mitgliedstaaten unterschiedliche Unterteilun- 
gen in ihren nationalen Zolltarifen aufweisen. Der 
Außentarif liegt folglich im gegenwärtigen Zeit- 
punkt noch nicht vor. Es ergeben sich jedoch auf 
Grund der Bestimmungen des Artikels 19 ff. schon 
Einblicke in die Gestaltung dieses künftigen Außen- 
tarifes, der nach Abschluß der Übergangszeit gel- 
ten soll. Zunächst sind hinsichtlich der Ausgangs- 
zollsätze für Italien und Frankreich, die als Hoch- 
schutzzoll-Länder nach einem möglichst hohen 
Niveau des Außentarifes strebten, Ausnahmen vor- 
gesehen. Im Falle Italiens werden bei der Errech- 
nung des arithmetischen Mittels nicht die tatsäch- 
lich angewendeten italienischen Zollsätze des soge- 
nannten Übergangstarifes, sondern die auf GATT- 
Vereinbarungen beruhenden Vertragszollsätze an- 
gewendet, allerdings nur insoweit, als diese Zoll- 
sätze den Übergangstarif nicht um mehr als 10 v. H. 
übersteigen. Im Falle Frankreichs werden für die 
Bildung des arithmetischen Mittels die von Frank- 
reich zeitweilig suspendierten Zölle für eine Reihe 
von Erzeugnissen nicht berücksichtigt. Die für 
Frankreich für diese Erzeugnisse bei der Errech- 
nung des einfachen Mittels zu berücksichtigenden 
Zolilsätzie sind lin der dem Vertraige beigefüsgten 
Liste A aufgeführt. 

Eine zwingende Beschränkung der Zollhöhe des 
Außentarifes nach oben ergibt sich für solche 
Erzeugnisse, die in den Listen B und C enthalten 
sind. Für die dort aufgeführten Rohstoffe bzw. 
Halbwaren (die allerdings nicht die Gesamtheit 
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aller gehandelten Rohstoffe und Halbwaren um- 
fassen) sind Höchstzollsätze von 3 v. H. und 10 v. H. 
vom Wert vorgesehen. Schließlich ist noch eine 
Sonderbehandlung für gewisse chemische Erzeug- 
nisse (anorganische und organische Chemie) vorge- 
sehen. Für diese Erzeugnisse bestimmen die Listen D 
und E im Anhang des Vertrages Höchstzollsätze 
von 15 bzw. 25 v. H. vom Wert. Die Höchstzollsätze 
dieser vier Listen werden freilich nur dann wirk- 
sam, wenn sich aus der Bildung des arithmetischen 
Mittels im Einzelfall überhaupt eine höhere Be- 
lastung ergeben sollte. Diese verschiedenen Sonder- 
bestimmungen sind ein Ausfluß der unterschied- 
lichen Verhandlungstendenzen bei der Ausarbei- 
tung des Vertrages. Während Italien und Frank- 
reich bemüht waren, ihr verhältnismäßig hohes 
Zollniveau auch im künftigen Außentarif einiger- 
maßen zu erhalten, wurde von der Bundesrepublik 
und den Benelux-Staaten die entgegengesetzte Ten- 
denz vertreten. Die Sonderwünsche für Einzel- 
erzeugnisse, die von allen Staaten im Laufe der 
Verhandlungen vorgebracht wurden, kommen in 
den Listen F und G zum Ausdruck. So enthält die 
Liste F für zahlreiche Erzeugnisse sowohl des ge- 
werblichen als auch des landwirtschaftlichen Sek- 
tors diejenigen Zollsätze des Außentarif es, über die 
bereits endgültige Verständigung erzielt werden 
konnte. Es ist dabei gelungen, auch im künftigen 
Außentarif die 5k>llfreiiheiit für eine Reihe wich- 
tiger Ro'hstoffe zu sichern. So für Baumwolle, 
Flachs, Ramie, Jute, Reisspinnstoffe, Baumwoll-, 
Linters- und Baumwollabfälle, Kupfer und Kup- 
ferlegierungen, Nickel, Zinn, Kaolin, Marmor, Gra- 
nit und andere Steine. Auch der Grundsatz der Ab- 
kappung der Zölle für Rohstoffe und Halbwaren 
auf 3 V. H. bzw. 10 v. H. vom Wert (entsprechend 
den Listen B und C) bedeutet in der Tendenz eine 
Senkung des Zoillnivetaus, das sich aus dem arith- 
metischen Mittel ergeben kiann. 

Wenn dennoch in verschiedenen Fällen eine An- 
hebung des derzeitigen deutschen Zollniveaus ein- 
tritt, so ist zu berücksichtigen, daß der gemeinsame 
Zolltarif erst allmählich im Laufe der Übergangs- 
zeit eingeführt wird und daß die erste Angleichung 
der nationalen Zolltarife an die Sätze des gemein- 
samen Außentarif es erst am Ende des vierten Jah- 
res nach Inkrafttreten des Vertrages vorgenommen 
werden muß. Das Niveau des Außentarifes wird 
außerdem noch gewisse Senkungen in den Zoll- 
verhandlungen erfahren, die mit dritten Staaten, 
vor allem im GATT, notwendig werden. Nach dem 
Inkrafttreten des Außentarifes wird die Gemein- 
schaft mit den einzelnen dritten Ländern über die 
Aufrechterhaltung oder Angleichung der Vertrags- 
sätze, die diese mit den Mitgliedstaaten des Ge- 
meinsamen Marktes vereinbart hatten, an den 
Außentarif verhandeln. Dabei werden gemäß den 
GATT-Bestimmungen (Artikel XXIV) gegeneinan- 
der abzuwägen sein sowohl die Nachteile aus Er- 
höhungen wie auch die Vorteile aus Senkungen der 
neuen Zollsätze des gemeinsamen Außentarifes 
gegenüber den früheren nationalen Tarifen. Nach- 
teilige Auswirkungen auf die Produktionskosten 


der deutschen Wirtschaft lassen sich im übrigen da- 
durch mildern, daß die Mitgliedstaaten für Roh- 
stoffe und Halbwaren bei der Kommission die Zu- 
billigung von Zollkontingenten beantragen können. 
Innerhalb dieser Zollkontingente erhalten die Mit- 
gliedstaaten das Recht, die betreffenden Rohstoffe 
und Halbwaren im Rahmen des eigenen Bedarfes 
weiterhin zollfrei bzw. zu den niedrigeren Zoll- 
sätzen ihres nationalen Zolltarifes zu beziehen. 

Die Erzeugnisse, über die man sich noch nicht 
geeinigt hat, sind in der Liste G, der sogenannten 
Verhandlungsliste, aufgeführt. Zu diesen Waren 
gehören beispielsweise Ölsaaten, Wein, NE-Metalle, 
Holz, Rohaluminium, Kraftfahrzeugmotoren, Werk- 
zeugmaschinen, möglicherweise Papierrohstoff und 
andere. Die Verhandlungen über die Zölle, die 
für die Waren dieser Liste G gelten werden, 
sollen bis zum Ende der ersten Stufe der Über- 
gangszeit .abgeschlossen werden. Dabei hat jedes 
Land das Recht, Vorschläge zsur Erweiterung die- 
ser Liste im Gesamtwert von 2 v. H. seiner Ein- 
fuhr aus dritten Ländern zu machen. Es besteht 
also die Möglichkeit, auch noch Erzeugnisse 
der Listen B und C, für die ohnehin Höchstzoll- 
sätze von 3 v.H. bzw. 10 v. H. vorgesehen sind, 
unter Ausnutzung dieser Marge von 2 v.H. noch 
auf die Verhandlungsliste G setzen zu lassen (und 
damit auf eine weitere Zollsenkung hinzuarbeiten). 
Kommt über die Zollsätze für diese Erzeugnisse 
der Liste G keine Einigung zustande, so setzt der 
Rat diese Sätze bis zum Ende der zweiten Stufe 
einstimmig, danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission fest. 

Der. gemeinsame Außentarif wird in drei Etap- 
pen eingeführt. Zunächst werden am Ende des 
vierten Jahres diejenigen nationalen Zollsätze, die 
um höchstens 15 v.H. von den entsprechenden 
Außentarifsätzen abweichen, durch die letzteren 
ersetzt. Ist der Unterschied größer, so wird er in 
dieser ersten Phase um 30 v.H. verringert. (Die 
nationalen Zollsätze werden also entsprechend er- 
höht oder ermäßigt.) Ein nochmaliges Angleichen 
in demselben Ausmaß, also um weitere 30 v. H. des 
Abstandes zwischen den nationalen Zollsätzen der 
Mitglieder nach dem Stand vom 1. Januar 1957 und 
den Sätzen des Außentarifs ist für das Ende der 
zweiten Stufe vorgesehen. Das Ende der dritten 
Stufe und damit das Ende der Übergangszeit bringt 
schließlich die volle Verwirklichung des Außen- 
tarifes. 

Der gemeinsame Außentarif soll schließlich durch 
eine gemeinsame Liberalisierungsliste, als Grund- 
lage der Einfuhrpolitik gegenüber dritten Ländern, 
ergänzt werden. 

Bei der Festlegung und späteren Aushandlung 
von Abänderungen dies tgemeinsamen Zolltarifes 
sowie bei der Aufstellung einer gemeinsamen Libe- 
raiisierungsliste sind die — bindenden — Grund- 
sätze zu berücksichtigen, die in der Einleitungs- 
formel und in den Artikeln 18 und 110 des Ver- 
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träges niedergelegt sind. Danach wollen die Mit- 
gliedstaaten zur fortschreitenden Beseitigung der 
Beschränkungen im zwischenstaatlichen Wirt- 
schaftsverkehr, insbesondere durch den Abbau der 
Zodlschrankeai, Ibeitnaigen unid dabei lauf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit und zum gemeinsamen 
Nutzen die Senkung der Zollsätze unter die allge- 
meine Höhe anstreben, die auf Grund der Errich- 
tung der Zollunion statthaft wäre. 

d) Finanzzölle (im Außenverkehr) 

Die Finanzzölle werden zunächst nicht (Arti- 
kel 22) in die Berechnung des einfachen Mittels, 
der Grundlage des Außentarifes, einbezogen. Über 
ihre Einbeziehung entscheidet die Kommission 
binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des Ver- 
trages unter Berücksichtigung der etwaigen Schutz- 
wirkung dieser Zölle, d. h. die Kommission be- 
stimmt den etwaigen Schutzzollanteil der Finanz- 
zölle, der bei der Berechnung des gemeinsamen 
Außentarifes für die betreffenden Waren zu be- 
rücksichtigen ist. Diese Regelung beruht auf der 
Tatsache, daß in einzelnen Mitgliedsländern — wie 
gerade in der Bundesrepublik — bestimmte Finanz- 
zölle zum Teil zugleich als Schutzzölle für einzelne 
Produktionszweige wirken. Binnen sechs Monaten 
nach dieser Feststellung kann jeder Mitgliedstaat 
verlangen, daß die bislang mit Finanzzöllen beleg- 
ten Waren auf die Liste G gesetzt werden, also 
Gegenstand von Verhandlungen über die anwend- 
baren Zollsätze werden. Eine Aufrechnung auf den 
Satz von 2 v.H. des Gesamtwertes der Einfuhren 
des betreffenden Landes wird dabei nicht vorge- 
nommen. Die mit Finanzzöllen belegten Waren 
können also zusätzlich Verhandlungsgegenstand 
sein. 

e) Schutzklausel 

Die wichtigste Schutzklausel in diesem Teil des 
Vertragswerkes findet sich in Artikel 26. Danach 
kann die Kommission einen Mitgliedstaat, der sieb 
in besonderen Schwierigkeiten befindet, ermächti- 
gen, die Herabsetzung oder Erhöhung der Sätze 
für bestimmte Positionen seines Zolltarifes aufzu- 
schieben. Die Ermächtigung darf nur für eine be- 
grenzte Frist und nur für Positionen erteilt wer- 
den, die insgesamt höchstens 5 v. H. des Wertes 
der Einfuhren des betreffenden Staates aus dritten 
Ländern während des jüngsten statistisch erfaß- 
baren Jahres betragen. Nach Artikel 28 entscheidet 
der Rat einstimmig über alle autonomen Ände- 
rungen oder Aussetzungen der Sätze des gemein- 
samen Außentarifes. Er kann nach Ablauf der 
Übergangszeiit für einen Zeitabschnitt von höch- 
stens sechs Monaten mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission über Änderungen 
oder Aussetzungen entscheiden, die 20 v.H. jedes 
Zollsatzes nicht überschreiten dürfen. Eine noch- 
malige Verlängerung ist lediglich für weitere sechs 
Monate möglich. 

f) Exkurs 

Bemerkungen über die bisherigen Lieferbe- 
ziehungen der Mitgliedsländer: 


In welcher Weise die Außenhandelsstruktur der 
Bundesrepublik durch die Errichtimg des Gemem- 
samen Marktes verändert werden könnte, läßt si<h 
zur Zeit noch nicht eindeutig überblicken. Die 
Warenströme des Jahres 1956 lassen jedoch unge- 
fähr die Größenordnungen erkennen, die für die 
Beurteilung des später freien Binnenverkehrs im 
Gemeinsamen Markt und für die später nach dem 
gemeinsamen Außentarif zu verzollenden deut- 
schen Einfuhren aus dritten Ländern bzw. für den 
Warenverkehr innerhalb einer Freihandelszone 
interessant sind. So gingen — wie die beigefügte 
Tabelle auf iS. 50 zeigt — 1956 insgesamt 31,2 v. H. 
der westdeutschen Ausfuhr in Einik aufsländer, die 
dem Gemeinsamen Markt angehören werden, und 
weitere 32,8 v. H. 'in Einkaufsländer des übrigen 
OEEC-Raoimes. Die westdeutsche Einfuhr stammte 
1956 zu 26,9 v. H. aus Verkaufsl ändern des künf- 
tigen Gemeinsiamen Marktes ^und zu 31 v. H. aus 
den übrigen OEEC-Ländern. Eine Aufschlüsselung 
der Einfuhren zeigt weiter, daß 27 v. H. der west- 
deutschen Einfuhren der Warengruppe „Ernäh- 
rungswirtschaft“ (in der Untergruppe „Nahrungs- 
mittel tierischen Ursprunges“ 34,1 v.H.) aus den 
Ländern des Gemeinsamen Marktes und 24,4 v. H. 
(bzw. 33,3 V. H.) aus den übrigen OEEC-Ländern 
stammten. Bei den Importen von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft kamen bei den Fertigwaren 
43,9 v.H. aus EWG--Ländern, 36,6 v.H. aus den 
übrigen OEEC-Ländern. Bei den Halbwaren waren 
es 23,4 v.H. (EWG) und 39 v.H. (übrige OEEC) 
und bei den Rohstoffen 18,5 v. H. (EWG) bzw. 
29,2 V. H. (übrige OEEC). 

Die Lage, die sich für die anderen Mitglied- 
staaten des Gemeinsamen Marktes abzeichnet, wird 
durch folgende Ziahlen beleuchtet: Die Einfuhr Bel- 
gien-Luxemburgs stammte 1956 zu 42 v. H. aus den 
übrigen Ländern des kommenden Gemeinsiamen 
Marktes, lund die Ausfuhr ging zu 44,4 v. H. in diese 
Länder. Ebenfalls 1956 machte die Einfuhr Bel- 
gien^uxemiburgs aus den übrigen OEEC-Ländern, 
die also dem Gemeinsamen Markt zimächst nicht 
angehören werden, 18,3 v. H. der gesamten Einfuhr 
aus und die entsprechende Ausfuhr 18 v. H. Frank- 
reich bezog 1956 20,8 v. H. seiner Einfuhr von den 
künftigen Partnerstaaten und lieferte an sie 
24,8 V. H. seiner gesamten Ausfuhr. Die entspre- 
chenden französischen Zahlen für den Handelsver- 
kehr mit den übrigen OEEC-Ländern lauten: für 
die Einfuhr 13,1 v.H. und für die Ausfuhr 18,9 v.H. 
Die Verflechtung Italiens mit dem Gemeinsamen 
Markt bzw, den übrigen OEEC-Bändem liegt pro- 
zentual gesehen noch etwas höher als die fran- 
zösische. Von der italienischen Gesamteinfuhr 
stammten 1956 rund 22 v. H. aus Ländern des Ge- 
meinsamen Marktes, und 25,2 v. H. der Ausfuhr 
gingen in diesen Raum. Für die übrigen OEEC- 
Länder lauten die italienischen Zahlen: 19,4 v. H. 
bei der Einfuhr und 26 v. H. bei der Ausfuhr. Mit 
am stärksten ist, nelben Belgien-Luxemburg, und 
anteilmäßig gesehen, die Verflechtung der Nieder- 
lande mit dem Gemeinsamen Markt. 41,4 v. H. der 
niederländischen Einfuhr stammte 1956 aus den 
künftigen Partnerstaaten und 40,4 v. H. der nieder- 
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ländischen Ausfuhr wurde von diesen Ländern 
aufgenommen. Ferner ikamen 15,9 v. H. der nieder- 
ländischen Gesamteinfuhr aus den übrigen OEEC- 
Ländern, in die wiederum 25,1 v. H. der niederlän- 
dischen Gesam'tausfuhr gingen. 

Wird der künftige Gemeinsame Markt im welt- 
wirtschaftlidhen Rahmen betrachtet, so zeigt sich, 
daß seine Mitglieder zu rund einem Fünftel iam 
Welthandel beteiligt sind. Kommt es zu einer Er- 
weiterung des Gemeinsamen Marktes durch eine 
Freihandelszone, insbesondere duröh die Assoziiie- 
rung Großbritanniens, der ;äikandinavischen Län- 
der, Österreichs und der Schweiz und eventuell 
auch noch der restlichen OEECnLänder, so würde 
dieser wirtschaftliche Großraum, nach dem bisheri- 
gen Handelsvolumen zu urteilen, am Welthandel 
zu etwa 35 v. H. beteiligt sein. In welchem Um- 
fange die heute noch nicht zu einem Ziisammen- 
schluß in einem Gemeinsamen Markt bzw. einer 
Freihandelszone (bereiten Länder an einer der- 
artigen Lösung interessiert sein könnten, ergibt 
sich daraus, daß von den gesamten Ausfuhren ibed- 
spiels weise Dänemarks und Norwegens rund ein 
Viertel nach Ländern des künftigen Gemeinsamen 
Mar^ktes geht. Für Schweden und die 'Schweiz liegt 
der prozentuale Anteil dieser Ausfuhren bei etwa 
einem Drittel, und in Österreich miacht er soigar die 
Hälfte aller österreichisch'en Exporte aus.Für Groß- 
britanniien liegt der Anteil der britischen Exporte 
nach Ländern des Gemeinsamen Marktes zwar nur 
bei etwa 14 v. H., aber dieser gering erscheinende 
Anteil muß unter Berücksichtigung des im Ver- 
gleich zu iden vorher genannten Ländern weit 
größeren Gesamtvolumens des britischen Außen- 
handels gewertet werden. Großbritannien betrach- 
tet dieses Siebtel seiner Gesamtausfuhren keines- 
wegs als einen zu vernachlässigenden Faktor seines 
gesamten Außenhandels, sonst hätte sich die bri- 
tische Regierung nicht so stark an der Assoziierung 
mit dem Gemeinsamen Markt interessiert gezeigt. 

g) Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen 

Parallel mit dem Abbau der Binnienzölle soll 
auch idle Biesieitiigung der Biinfuhrbesichränkuingen 
im Binnjenverkeihr vor sich (gehen. Das Verfaihren 
im leinzielnen regeln idiie Artikel 30 bis 37 des Ver- 
trages. Die noch gegenüber den anderen Mitglied- 
staaten bestehenden bilateralen Kontingente sollen 
in Globialkontingente (die allen Mitgiliedstaaten in 
gleicher Weisie zur Verfügung stehen) zusaimmen- 
gefaßt und jährü-ch lum 20 v. H. 'ihres Gesamt- 
wertes laufgestockt werden. Dabei list 'das Glofbal- 
kontingent für jade Ware um mindestens 10 v. H. 
zu erhöhen. Am Bride 'des zehnten Jahres muß 
jedes Kontingent mindestens 20 v. H. der dnlän- 
dischen Einfuhr betragen. Ausgiangspiunkt für die 
Berechnung der Kontingente ist idier Liberalisie- 
rurigsistand, der lauf Grund der Bieschlüssie des 
Ministerrates der OEEC am 14. Januar 1955 er- 
reicht wurde. 

Mengenmäßige Bies'chränikungen in der Ausfuhr 
(die ohmehin nicht sonderlich ins Gewicht fallen) 


sind verboten und bis zum Ende ider ersten Stufe 
zu beseitigen (Artikel 34). Ferner verpf lichtein sich 
die Mitgliedstaaten in Anlehnung an fdiie Ver- 
pflichtungen beim Abbau ider Binneiiizöile, auch idie 
mengenmäßigen Einfuhr- und Ausfiuhrbeschrän- 
kungen nach Möglichkeit rascher zu ibeseitiigen, als 
les iden vertraglichen Verpf lichtungen entspricht. 
Dieser Teil des Vertrages (ist onit weit weniger 
Sicheiheitsiklauseln ausgestattet als der Teil, wel- 
cher der Abschaffung der Binnenzölle gilt. 

Eki'e Möglichkeit zur Marktbeeinflussung durch 
Verbote und polizeiliche (insbesondere gesundheits- 
polizeiliche) Vorschriften ist im Artikel 36 gegeibien. 
Eir (gestattet Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhr- 
verbote oder entsprechende Beschränkungen, so- 
weit sie gerechtfertigt sind: laus Gründen ider öf- 
fentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherhieit, 
zum Schutze 'der Gesun'dheit un'd des Lebens von 
Menschen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen 
Kulturgutes von künis tierischem, geschichitli ehern 
oder larchäologisichem Wert oder des gewerblichen 
und ikommierziiellen Eigentums. Zu beiachten ist 
aber, daß derartige Vorschriften weder ein Mittel 
zur willkürlichen Diskriminierung noch eine V'er- 
schleierte Beschränkung des Handels — also des 
Wettbewerbs — zrwitschen iden Mitglieds taaten diar- 
stellen dürfen. 


h) Staatliche Handelsmonopole 

StaatM'Che Handelsmonopole sind gemäß Ar- 
tikel 37 schrittweise so umzuformen, diaß lam Ende 
der Ulbergfanigszeit jede Diskriminierung in den 
Versorgungs- und Absaitzbediingungien zwistchen den 
Angehörigen ider Mitgliedstaaten lausigeschlossen 
ist. Dieser Artiikdl gilt für alle Einrichtungen, durch 
idie ein Mitgliedstaat unmittelbiar Oidier mittelbar 
die Einfuhr oder idie Ausfuhr zwfischen den Mit- 
gliedstaaten rechtlich oder tatsächlich kontrolliert 
oder merklich beeinflußt. Er gilt auch für die von 
einem Staat auf andere Rechtsträger übertragenen 
Monopole. Für den Fall, daß eine Ware einem 
staatlichen Handelsmonopol nur in einem oder 
mehreren Mitgliiedsitaaten lunterliegt, können die 
anderen Mitgliedstaaten durch idiie Kommission er- 
mächtigt wierden, bis zu der Anpassung des Han- 
delsmonopoils, also bis zur Verwiirklichung 'der 
nichtdiskriminierendien Behandlung, Schutzmaß- 
nahmen zu ergreifen. Eine besondere Vorsiichts- 
maßnahme wurde im Artikel 37 Abs. 4 lauf deut- 
schen Wuoisch (w-egen des ideutS'Chen Branntwein- 
monopols) im Hinblick lauf diejenigen staatlichen 
Handelsanonopole getroffen, mit denen leine Rege- 
lung zur Erleichterung des Absatzes oder ider Ver- 
wertung landwirtschaftlicher Erzieugnisse verbun- 
den ist. Für sdie sollen bei dien Umformungsmaß- 
nalimen „gleichwertige Sicherheiten“ für die Be- 
schäftigung und Lebienshaltung der (betreffenden 
Erzeuger gewährleistet werden. Die Handelsmono- 
pole haben besondere Bedeutung für Frankreich 
und Italien. 
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Die Bi 0 stiniiinju:nigein des Viertrageß üibeir idein Aib- 
bau der Birineuzöliie uciad der irriiengeinjrnäß'igen Edin- 
fubrbescbränjki'uiriigeiri dürften der Wirtschaft in der 
Bundes repiutblik lein Langfristiges Dispo,nieren ge- 
statten. Dias teils lineare und teils selektive Abbau- 
system scheint ferner izu genügen, um Schock- 
wirkungen in einzelnen Wirtschaftsizweigen ziu ver- 
meiden. Sollten sich durch den während der Über- 
[gangszeit erforderlichen Umstellunigsprozeß in der 
•deiutschen Wirtschaft, Inslbiesondere in ider Industnie, 
Schwierigkeiten ergeben, so stehen Schutzklauseln 
zur Vierfüguing, die bei Bedarf auch in Anspruch 
genommen werden seilten. Auf die Erage der 
Schutzklausieln im Rahmen der Sonderüibergiangs- 
bestimmungen wird in anderem Zusammenhiang 
noch zurückgekommien wer dien. 


3. Dritter Teil: Die Politik der Gemeinschaft 
Titel I; Gemeinsame Regeln 

a) Wettbewerbsregeln 

Der Dritte Teil des Hauptteils des Vertrages 
stellt in seinen Artikeln 85 bis 102 die Regeln und 
Normten auf, welche idie Anpassung der sechs 
Volkswirtschaften im Laufe der Übergangszeit er- 
möglichen sollen, iindem Wettbeweiibsverfälschun- 
gen Older private oder staatliche Eingriffe in den 
Wirtschaftsablauf beseitigt bzw. verhindert werden. 
Die Vorschriften, die sich auf die Unternehmen be- 
ziehen, finden sich in den Artikeiki 85 bis 90. Da- 
bei gilt hinsichtlich der Kartelle im wesentlichen 
dais Verbotsprinzip. Es sind nach Artikel 85 mit 
dem Gemeinsamen Markt „lUn vereinbar und ver- 
boten“ (und damit nichtig) alle Vereinbarungen 
zwischen Untemehmien, Beschlüsse von Unterneh- 
mensvereinigungen und iaufeinander labgestimmte 
Verbaltensw eisen, welche iden Handel izwiischm den 
Mitgliedstaaten zu beieinträchtigen geeignet sind 
und eine Verhinderung, Einschränkung oder Ver- 
fälschung des Wettbewerbs li n n e r h a 1 b des Ge- 
meinsamen Marktes bezwecken oder bewirken. Der 
Artikel 85 versteht unter derartigen Vereinbarun- 
gen -und Verhaltensweisen inslbesondiere 

a) diie unmittelbare oder imittelbare Festsetzung 
der An- oder Verkaufspreise oder sonstiger Ge- 
s chäif tsb'eding ungen ; 

b) die Einschränkung oder Kontrolle der Erzeu- 
gung, des Absatzes, der technisichen Entwicklung 
oder der Investitionen; 

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungs- 
quellen; 

d) die Anwendung unterschiedlicher Bediingungen 
bei gleichwertigiein Leistungen gegenüber Han- 
delspartnern, wodurch idiese im Wettbewerb be- 
nachteiligt werden; 

e) die latn den Abschluß von Verträgen geknüpfte 
Bedingung, diaß die Vertragspartner zusätzliche 
Leistungen lannehmien, die weder siachMch noch 
nach Handelsbrauch in Beziehung zum Ver- 
tragsgegenstand stiehen. 


Ausnahmegenehmigungen können gemäß Ar- 
tikeil 85 Abs. 3 dann erteilt werden, wenn die gene- 
rell veirbotenen Vereinlbaruingen, Beschlüsse oider 
VerhaltensWiedsien „unter angemessener Beteiligung 
der Verbraucher lan dem entstehenden Gewinn zur 
Verbesserung der Wairenerzeugung oider -Verteilung 
oder zur Förderung des technischein oder wirt- 
schaftlichien Fortschrittes b e i t r la g e n“. Dabei 
dürfen w^iedierum den beteiligten Unternehmen 
keine Beschränkungen auf erlagt werden, idie für 
die Verwirklichung dieser Ziele nicht unerläßlich 
sind. Eis dürfen den beteiligten Unternehmen fer- 
ner keine Möglichkeiten leröffnet werden, den 
Wettbeweirb für ieinen wesentlichen Teil ider be- 
treffenden Waren auszusichialten. 

Nach Artikel 86 ist mit dem Gemeinsiamen Markt 
unvereinJbar und verboten ,die mißbräuchliche Aus- 
nutzung einer beherrschenden Stellung auf dem 
Gemeiinsamen Markt oder auf einen wesieintldchen 
Teil desselben durch ein oder mehrere Unter- 
nehmen, sowie it dies zu einer Beeinträchtigung des 
Handels zwischen Mitgliiedstaaten führen kann. 
Ähnliich wie im KartelL Artikel 85 führt auch der 
Artil^el 86 auf, was unter Mißbrauch inisbesondere 
V erst andien werden kann, nämlich 

.a) die 'Unmittelbare oder mittelbcire Erzwingung 
von lunangemessenen Einkaufs- oder Verkaufs- 
preisen oder sonstigen Geschäftsbedinigungen; 

b) die Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes 
oder der technisichen Entwicklung zum Schiaden 
der Verbraucher; 

c) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungexi 
bei gileichwiertigen Leistungen igegenüber Han- 
idelspartnem, wodurch diese im Wettbewerb be- 
nachteiligt werden; 

d) die lan den Abschluß von Verträgen geknüpften 
Bedingungen, daß die Vertragspartner zusätz- 
liche Leistungen lannöhmen, die weder sachlich 
noch nach Handelsbrauch in Beziehung zum 
Vertragsgegenstand stehen. 

Gemäß Artikel 87 hat der Rat binnen drei Jahren 
auf Vorschlag der Kommission und nach AnhÖren 
der Versammlung einhieitliche Regeln (Verordnun- 
gen oder Richtlinien) für idas Kartellwesen im Ge- 
meinsamen Markt aufzustellen. Solange diese Re- 
geln noch nicht aufgestellt sind, wird das Kartell- 
wesen noch nach dem nationalen Recht der Mit- 
igLiedisiländer gehandhabt. 

Die Vorsichriften, idie der Rat zu terlassen hat, 
sollen insbesondere 

durch Einführung von Geldbußen und Zwangsgel- 
dern gewährleisten, daß die (in den Artikeln 85 und 
86 ausgespirochenen Verbote beachtet werden, 

die Einzelheiten für die Ausnahmen (Artikel 85 
Abs. 3) festlegen, welche von dem laillgemeinen Kar- 
tellveribot gema<±t werden können, 

soweit erforderlich, den Anwendungsbereich der 
Artikel 85 und 86 für die einzelnen Wirtschafts- 
zweige näher bestimmen. 
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die Au^glalben igesgeneinia'nder labgreinzieai, die der 
KoinirLissik)!! leiniersieits und dem Gerichtsihof an- 
deinerseits bei der Anwendaing der vom Rat erlas- 
senen Vorschriften für das Rar teil wesen auf allen, 
das Verhältnis festlegen, idas für die jewedligen 
Kartellrechtsvorschriften ider einzelnien Mitglied- 
Staaten einerseits und den vom Rat erlassenen Kar- 
tellvorschriften zu gelten hat. 

Von wesenitlicher praktischer Bedeutung ist da- 
bei, daß der Rat die genannten Vorsehriften nur 
binnen drei Jiaihren nach Inikrafttreten des Ver- 
trages einstimmig erlassen muß. Sind nach 
diesen »drei Jiahren 'die Kartell Vorschriften des Ge- 
meinsamen Marktes noch nicht erlassen, so kann 
sie der Rat mit q u la 1 d f i z i le r t e r Mehrheit be- 
schließen. 

Allerdings kann die Kommission schon unmittel- 
bar nach Aufnahme ihrer Tätigkeit auf die Ver- 
wirklichung der Kartell- und Monopol-Artikel 85 
rund 86 achten (Artikei 89). Auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von Amts wegen untersucht sie 
dabei in Verbindung mit iden zuständigen Biethörden 
der Mitgiliedstaaten (die ihr Amtshilfe zu leisten 
haben) die Fälle, in 'denen Zoiwiidierhiandlungen ge- 
gen ddie Grundsätze der Artikel 85 und 86 vermutet 
werden. Stellt sie eiine Zuwiderhandlrung fest, so 
schlägt sie geeignete Mittel vor, um diese abzu- 
stellen. Wird die Zuwiderhandlung nicht a;bgestellt, 
so trifft die Kommission in einer miit Gründen ver- 
sehenen Entscheidunig die Feststellung, daß eine 
derartige Zuwiderhandlung vorliegt. Sie kann die 
Entscheidung veröffentüchien und die Mitglied- 
staaten ermächtigen, die erforderlichen Abhilfe- 
maßnaihmen zu treffen, deren Biedingungen und 
Einzelheiten die Kommission festlegt. 

Öffentliche Unternehmen und Unternehmen, 
denen die Mitgliedstaaten ibesondere oder aus- 
schließliche Rechte gewähren, sollen gemäß Ar- 
tikel 90 mcht anders behiandelt werden als ;alle an- 
deren Unternehmen. Jedoch bestimmt Absatz 2 des 
Artiike'ls 90, daß die Kartell- und Monopol Vorschrif- 
ten für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind 
oder iden Charakter eines Finanzmonopols haben, 
nur insoweit zu treffen, als sie dadurch nicht an der 
Erfüllung der ihnien übertragenen besonderen Auf- 
gaben rechtlich oder itatsächliich behindert werden. 
Allerdings idarf dadurch die Entwicklung des Han- 
delsvierkehrs mcht in einem Ausmaß beeinträchtigt 
werden, idas dem Interesse der Gemeinschaft zu- 
widerläuft. 

Es Vierdient hervorgehoben zu werden, daß die 
Wettbewerbsregeln ider Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl nnd der EWG nicht überein- 
stimmen. Das gilt vor lallem für idas Verbot der 
Disikriminierung. Nach Artikel 4 Buchstabe b des 
iMontanuniOinvertrages sind fallgemiedn „Maßnah- 
men oder Praktiken“ lauf gehoben und untersagt, die 
eine Diskriminierung zwischen Erzeugern oder 
Käufern oder Verbrauchem herbeifühonen, ins- 
bes'ondere hinsichtli'ch der Preis- und Dieferbeidin- 


-gungen und der Bieförderungstarife. Ebenso sind 
Maßnahmen oder Praktiken aufgehobien amd unter- 
sagt, die den Käufer an der freien Wahl seines 
Lieferanten hindern. Ein derartiges genereRes Dis- 
kriminierungsverbot kennt der EWGr- Vertrag nicht. 
Er spricht ein Diskriminierungsverbot lediglich für 
marktbeherrschiende Unternehmen aus (Artikel 85). 

Gegen die restriktive Fassung der Wettbewerbs- 
regeln, wie sie spätestens vier Jahre nach dem 
Inkrafttreten des Gemedinsamen Marktes gelten 
soll, sind mehrfach Bedenken geäußert worden. Im 
Hinblick lauf dias Ziel, die nationalen Industrien zu 
harmonisieren, wird zumindest eine elastische 
Handhabung notwenidig sein. Auch dürften die Be- 
freiungsmöglichkeiten des Artikels 85 Abs. 3 den 
Erfordemdssen einer rationellen Rartellaufsacht 
nicht unlbedingt entsprechen. Es läßt sich (die Auf- 
fassung vertreten, 'daß bei verschiedenen Kartell- 
arten (z. B. Kondiitionen- und RationalLsierungs- 
kartelle, vertikale Vertriebsbedingungen) idie ge- 
samtwirtsichafttchen Vorteile igrunds ätz, lieh übier- 
w legen oder die Nachteile für das Gemeinwohl so 
unbedeutend sind, daß hier eigentlich eine gene- 
relle Befreilung vom Kartell verbot hätte aus- 
gesprochen werden müssen. 

Eis imuß auch darauf laufmerksam gemacht wer- 
den, daß die Tatsache, daß Kartellfragen in den 
ersten drei Jahren, durch idie nationailen Regierun- 
gen behandelt werden, eine Disikriminierung der 
Unternehmen (derjenigen Länder darstellt, in denen 
im Gegensatz zu jenen Ländern, die für den Ex- 
port keinerlei Kartellbestimmungen kennen, die 
Export-Karteile geneflimigungspflichtig sind oder 
der Mißbrauchsiautfsicht unterliiegen. 

aa) Dumping 

Die Bestimmungen des Vertrages über Dumping- 
Maßniahmien (Artikel 91) beziehen sich lediglich auf 
die Verhinderung eines Dumpings innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes. Falls die Kommiissiion wäh- 
renid der Übergangszeit lauf Antrag eines Mitglied- 
Staates oder eines anderen Beteiligten innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes Dumping-Praktiken 
feststellt, so richtet siie Empfehlungen, diese Prak- 
tiken läbzustellen, an den oder idie Urheber. Wenn 
die Praktiken idennoch fortgesetzt wierden, so er- 
mächtigt diie Kommission den gesichädiigten Mit- 
gliedstaat, geeignete Schutzmaßnaihmen zu treffen, 
deren Beding, ungen und Einzelheiten 'sle festlegt. 
Dringt die Kommissioin mit ihren Anordnungen 
nicht idurch, so kiann mit der Angelegenheit der 
Gerich'tshof (insbesondere nach 'den Artikeln 169, 
170 und 171) befaßt werden. Es erscheint angesichts 
idiesier recht sparsamen Biestimmunigen notwendig, 
über sie hinaus für das Gebiet des Gemeinsamen 
Marktes ^auich eine einheitliche Antidumping-Ge- 
setzgebung gegenüber Einfuhrwaren aus dritten 
Ländern im Laufe der Übergangsizeit baldmög- 
lichst zu lentwickeln. Was lals Dumping gelten soll, 
wird im Vertrag nicht näher definiert. Es muß 
also auf die Biestimmungen des GATT zurück- 
gegriffen wierden, in idenen aber lauch keine ein- 
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deujtige Definition dessen ziu finden ist, was unter 
Dumpinig vierstamden werden soll. Nach ArtOcei VI 
des GATT ist „ein Erzeugnis dann als zu einem 
iimter seinem normalen Wert lieigenden Preise lauf 
den Markt des Einfuihrlandes verbracht anzusehen, 
wenn der Preis dieses Erzeugnisses 

a) niedriger ist .als dier vergleichbare Preis, der im 
normialen Hiandelsverkelir für ein gleidiiartiges 
Erzeugnis gefordert wird, das zum Verbrauch 
in dem exportierendien Lande bestimmt ist oder 

b) beim Pehlen einies solchen Preises auf idem aus- 
ländischen Markt dies letztgenannten Landes, 
wenn ider Preis des ausge führten Erzeugnisses 

aa) niedriger (ist als tder höchst vergleichbare 
Preis für idie Ausfuhr eines ähnlichen Er- 
zeugnisses nach leinem dritten Land im nor- 
malein Handelsverkehr oder 

bb) niedriger ist als die Gestehungskosten die- 
ses Erzeugnisses im Uirsprungslande, zu- 
züglich eines langemessenen Aufschlages für 
die Kosten im Zusamanenhang m'itdem Ver- 
kauf und dem Gewinn.“ 

Trotz dieser Diefinition bleiben noch einige Fra- 
gen 'Ungeklärt. So sagt die GATT-Formulierung 
nichts darüber aus, was vergleichbare Inlandspreise 
bzw. Gestehungskosten etwa eines Ostbio ckstaates 
sind, dessen WirtS'chaft sozialisiert und dessen 
Außenwirtschaft monopoilisiert ist. Ebensowenig 
werden von der GATT-Formulierung erfaßt das so- 
genannte SoziaLDumping (besonders niedrige 
Lohnkosten in einem Exportland) wie das Kurs- 
Dumping. Dabei ist lallerdings zu .berücksichtigen, 
diaß sich der Vorwurf eines Lohn-Dumpiings nur 
schwer beigründen läßt, weil in der Kegel davon 
auiszugehen ist, daß .die Löhne ein Bestandteil der 
nationalen Kostenelemonte sind und da, mit zu den 
natürlichen Standortbediingiungen zählen. 

bb) Staatliche Beihilfen 

Das Proiblem ider staatlichen Beihilfen (Subven- 
tionen, die den Wettbewerb verfälschen könnten) 
wird in den Artikeln 92 bis 94 geregelt. Dianach 
sind staatliche 'Beihilfen .grundsätzlich mit dem Ge- 
meinsamen Markt unvereinbar, also verboten, so- 
weit isie durch idie Bögünsti-gung ibestimmter Unter- 
nehmen oder Proiduktionszwieige den Wettbewerb 
verfälschen oder zu verfälschen drohen und damit 
den Handel zwischen iden Mitgliedstaaten beein- 
trächtigen. Andererseits sind solche Beihilfen zu- 
lässig, die sich nicht lim Wettbewerb auswirken. Da- 
zu zählen grundsätzlich 

a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, 
wenn sie ohne Diskriminierung nach der Her- 
ikunft der Waren gewährt werden; 

b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die 
durch Niaturkatastrophen oder sonstige außer- 
gewöhnliche Ereignisse e'ntsfcanden sind; 

c) Beihilfen für die Wirtschaft ibestimmter durch 
die Teilung Dieutschlands betrO'ffener Gebiete 


der Biundesrepublik Deutschlands, sowioit sie 
zum Ausgleich der durch die Teilung verursach- 
ten wirtschaftlichen Nachteile erforderlich sind. 

Ferner können als vereinbar mit dem Gemein- 
samen Markt angesehen werden 

a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebens- 
haltung iaußergewöhnlich niedrig ist oder eine 
erhebliche Unterbeschäftigung herrscht; 

b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben 
von gemeinsamem europäischem Interesse oder 
zur Beiheibung einer beträchtlichen Störung im 
Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaates; 

c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung ge- 
wisser Wirts'chaftszweige oder Wirtschafts- 
gebiete, soweit sie die Handelsbedingungen 
nicht in einer Weise verändern, die dem gemein- 
samen Interesse zuwiderläuft. Beihdlfen für 
den Schiffsbau, soweit sie am 1. Jianuar 1957 
bestanden und lediglich einem fehlenden Zoll- 
schutz entsprechen, werden jedodi entsprechend 
den für die Abschaffung der Zölle geltenden 
Bestimmungen und vorbethaltlich der Vorschrif- 
ten des Vertrags über idie gemeinsame Handels- 
politik gegenüber dritten Ländern schrittweise 
abgebaut; 

d) sonstige Arten von Beihilfen, die der Rat durch 
eine Entscheidung mit qualifizierter MehAeit 
auf Vorschlag der Kommission ibestimmt. 

In der Praxis wird dem Artikel 94 des Vertrages 
große Bedeutu-ng zukommen, da er den Bat er- 
mächtigt, mit qualifizierter Mehrheit auf Vors-chlag 
der Kommission alle erforderlichen Durchführungs- 
verordnungen für die Beurteilung bzw. Verein- 
barkeit von Beihilfen zu erlassen und d,a{mit den 
Umfang der gestatteten Beihilfen, zu präzisieren. 

b) Steuerliche Vorschriften 

Der Verzerrung der Wettbewerbsrelationen sollen 
auch die steuerlichen Vorschriften der Artikel 95 
bis 99 entgegen wirken. Artikel 99 sieht vor, daß 
die gesetzlich'en Bestimmungen über ddie Umsatz- 
steuier, die Verbrauichsabgiaben lund idie sonstigen 
indirekten Steuern einschließlich der Ausgleichs- 
abgaben ha:rmonisie,rt werden sollen. Die Mit- 
gliedstaaten dürfen lauf Waren 'aus landeren Mit- 
gliedstaaten keine inländfischen Abgaben erh eiben, 
durch die andere Produktionen imittelbar geschützt 
werden. Soweit unmiittelbare oder mittelbare Ab- 
gaben erhoben werden, dürfen .diese nicht hoher 
sein als für gleichiartige inländische Waren. Die 
Harmonisierung lauf diesem Gebiet hat spätestens 
mit Beginn ider zweiten Stufe zu erfolgen. Die 
Rückviergütunig für inländische Abgaben auf Waren, 
die in ein anderes Mitgliedsland ausgeführt werden, 
darf die Hohe dieser Abgaben nicht übersteigen. 
Der Biundesrepublik, .die 'die Umsatzsteuer nach der 
kumulativen Mehrphasenbesteuerung 'erhebt, wird 
durch den Artikel 97 das Recht eingeräumt, die 
Ausgleichsa-bgaben bei der Einfuhr und die Rück- 
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V€r.g!Ütiuinjg,en bei der Ausfuihr .niach Durchschnitts- 
s ätzen festzusetzen. 

c) Angleichung der Rechtsvorschriften 

Die Artikel 100 bis 102 ides Vertraiges verpflich- 
ten die Ragiierunjg, ihre Rechts- imd Verwaltungs- 
vorschriften, die sich auf die Errichtung oder das 
Funktionieren ides Gemeinsamen Marktes auswir- 
ken, anzugleichen. Die Richtlinien für diese An- 
gleiichung werden vom Rat einstimmig auf Vor- 
schlag der Kommission erliassen. Stellt die Kom- 
mission fest, daß vorhandene Unterschiede in den 
Rechts- und Verwaltunigsvorschriften der Mitglied- 
staaten die Wiettbewerbsbedingunigen verfälschen 
und dadurch eine Verzerrung hervorrufen, die be- 
seitigt werden muß, so berät sie über 'diese Beseiti- 
gung zunächst mit (den betreffieniden Mitglaed- 
staaten. Haben diese Beratungen keinen Erfolg, so 
erläßt der Rat (während der ersten Stute einstim- 
mig, danach mit qualifizierter Mehrheit) aut Vor- 
schlag der Kommiisßtioin die erforderlich;en Richt- 
linien. 

In diesem Zusammtenhang 'sind auch die Bestim- 
mungen des Artikels 36 (Verbote und Beschränkun- 
gen zum Schutze der Gesundheit, des nationalen 
Kultuirgutes usw.) von Bedeutung, auf die auf 
Seite 40 schon eingegangen wurde. Anzustreben ist 
hier besonders 'eine Angleich'unig der einzelstaat- 
Mchen Vorschriften zum Schutze der Gesundheit, 
damit Wettbewerbs Verfälschungen mögilichst rasch 
beseitigt werden können. 


IIL Die Wirtschaftspolitik 

Im Wesen einer Zollunion, die ihre Mitglieder 
weit stärker bindet als eine Freihandelszone, liegt 
die Aufgabe, auch eine gemeinsame Wirtschafts- 
politik bei den Mitgliedern zu -entwickeln. Mit der 
Schaffung der EWG wird folglich das große Pro- 
blem der Koordinierung der Handelspolitik, der 
Verkehrspolitik und der Agrarpolitik, in gleichem 
Maße aber auch der Koordinierung der Finanz-, 
Steuer- und Sozialpolitik, der Währungspolitik und 
der Konjunkturpolitik aufgeworfen. Das Problem 
der europäischen Integration kann allein durch 
Liberalisierung des Handelsverkehrs oder durch 
Rückkehr zum Goldstandard nicht gelöst werden, 
da der moderne Staat in die Verteilung des Sozial- 
produktes entscheidend eingreift. Der Anspruch 
des Staates auf diese Eingriffs rechte kann heute 
auch nicht mehr Ohne weiteres beschränkt werden. 
Dieser staatliche Einfluß macht es notwendig, daß 
vor der Bildung einer politischen Gemeinschaft in 
Europa, die doch bedeutet, daß die einzelnen 
Staaten bestimmte Sou veränitäts rechte an diese 
Gemeinschaft ab treten, eine Koordinierung der 
Arbeitsweisen, Instrumente und Institutionen not- 
wendig ist, welche die einzelnen Staaten zur Aus- 
übung der Verteilungsfunktion beispielsweise in 
der Wirtschafts-, Finanz-, Währungs- und Außen- 
handelspolitik benutzten. 


Eiine Überprüfung des Vertrags Werkes unter die- 
sem Gesichtspunkt ergibt, daß es eine Reihe von 
allgemein gehaltenen Erklärungen über die Ab- 
sicht, eine gemeinsame ibzw. koordinierte Wirt- 
schaftspolitik zu treiben, enthält und daneben 
konkrete Verpflichtungen für lediglich drei 
Gebiete: die Handelspolitik, die Verkehrspolitik und 
die Agrarpolitik. 

So heißt es beispielsweise in der Präambel zum 
Vertrag, die vertragschließenden Parteien seien 
„entschlossen, durch gemeinsames Handeln den 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt ihrer Län- 
der zu sichern . . In Artikel 2 wird es als Auf- 
gabe der Gemeinschaft bezeichnet, „durch die Er- 
richtung des Gemeinsaimen Marktes und die 
schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten eine harmonische Entwicklung des 
wirtschaftlichen Lebens ... zu fördern“. In Arti- 
kel 3 wird erklärt, „die Tätigkeit der Gemeinschaft 
. . . umfaßt . . . die Anwendung von Verfahren, 
welche die Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten . . . ermöglichen.“ Artikel 6 be- 
stimmt: „die Mitgliedstaaten koordinieren in enger 
Zusammenarbeit mit den Organen der Ge'mein- 
schaft ihre Wirtscbaftspoilltik, soweit dies zur Er- 
reichung der Ziele dieses Vertrages erforderlich 
ist . . .“. In Artikel 103 wird in Absatz 1 erklärt: 
„Die Mitgliedstaaten betrachten ihre Konjunktur- 
politik als eine Angelegenheit von gemeinsamem 
Interesse. Sie setzen sich miteinander und mit 'der 
Kommission über die unter den jeweiligen Um- 
ständen zu ergreifenden Maßnahmen ins Beneh- 
men.“ Schließlich heißt es noch einmal in Arti- 
kel 105: „Um die Verwirklichung der Ziele des 
Artikels 104 (der sich mit der Sicherung des 
Gleichgewichts der gesamten Zahlungsbilanz jedes 
einzelnen Landes beschäftigt) zu sichern, koordinie- 
ren die Mitgliedstaaten ihre Wirtschaftspolitik. Sie 
richten zu diesem Zweck eine Zusammenarbeit 
zwischen ihren ständigen Verwaltungsstellen und 
zwischen ihren Zentralbanken ein.“ 


1. Konjunkturpolitik 

Der Vertrag enthält also eine Reihe von Bestim- 
mungen, die den Ansatzpunkt für ein koordiniertes 
Vorgehen bilden. Dabei ist ein Vergleich mit ent- 
sprechenden Bestimmungen des Montanunions- 
Vertrages interessant. 

Die Hohe Behörde der Montanunion kann gemäß 
Artikel 58 des Montanunions- Vertrages in einer 
Krisenlage (Rückgang der Nachfrage) ein System 
der Erzeugungsquoten einführen oder durch ein- 
stimmigen Beschluß des Rates auf Antrag eines 
Mitgliedes sogar zu einem solchen Schritt ver- 
pflichtet werden. Ferner kann die Hohe Behörde 
nach Artikel 59 eine Mangellage feststellen. Sie 
stellt dann u. a. entsprechend den vom Rat (im 
Benehmen mdt der Behörde) festgelegten Verwen- 
dunjgsprioritäten die von den Unternehmen durch- 
zuführenden Fabrikationsprogramme auf, über- 
wacht die Lieferverpflichtungen, usw. 
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Dagegen findet sich der einzige Hinweis auf ge- 
meinsame Maßnahmen (im Falle einer Mangellage 
in der EWG lin Artikel 103 Abs. 4 des Vertrages. 
Er sieht für den Fall, daß Schwierigkeiten in der 
Versorgung mit bestimmten Waren anftreten, zu- 
nächst die gegenseitige Konisultation der Mitglied- 
staaten und ider Kommission vor. Der Rat kann so- 
dann einstimmig auf Vorschlag der Kommission 
über inotwendige Maßnahmen entscheiden. Die 
etwa notwendigen Richtlinien zur Durohführung 
seiner Entscheidungen kann der Rat m'it qualli- 
fizierter Mehrheit (auf Vorschlag 'der Kommission) 
erlassen. 

Eben dieses Voirgbhen soll für 'alle konjunktur- 
politischen Maßnahmen maßgebend sein. Dabei 
fällt auf, daß für die Grundsatzentscheidung über 
diese Maßnahmen Einstimmigkeit im Rat verlangt 
wird, während beispielsweise in der EZU Maßnah- 
men auch ohne Einsitimmigkeit getroffen werden 
können. 


2. Währungspolitik 

In diesem Zusammenhang stellt sich das Pro- 
blem, die Zuständigkeit für die Konjunkturp,ollitik 
auch institutionell zu entwickeln. Primär geht es 
dabei um die Währungspolitik, deren Koordinie- 
rung durch einen Beratenden Währungsausschuß 
gemäß Artikel 105 gefördert werden soll. Es darf 
nicht übersehen werden, daß auf französischer 
Seite, im Gegensatz zur deutschen, erheblicher 
Widerstand gegen eine Koordinierung zu spüren 
ist. Frankreiich dürfte jedoch durch den Artikel 107 
bereits geibunden sein, nagh dem jeder Mitglied- 
staat seine Politik auf dem Geibiet der Wechsel- 
kurse als eine Angelegenheit von gemeinsamem 
Interesse zu behandeln hat. Ändert er seinen Wech- 
selkurs so, daß den Zielen des Artikels 104 {Wah- 
rung des Vertrauens in die Währung und S'icherung 
des Gleichgewichts der Gesamtzahlungsbilanz, Wah- 
rung des hohen Beschäftigungsstandes und eines 
stabilen Preisniveaus) nicht entsprochen Wird und 
eine schwerwiegende Verfälschung der Wettbe- 
werbisbedingungen eintritt, so kann die Kommiis- 
sion die übrigen Mitgliedstaaten zu befristeten Ab- 
wehrmaßnahmen ermächtigen. 

Es ist zu hoffen, daß die von Jahr zu Jahr sich 
verbreiternde Erkenntnis auf dem Wege zur Ver- 
wirklichung ides Gemeinsamen Marktes die Bedeu- 
tung einer einheitlichen Währungspolitik unter- 
streichen wird. 

iDer Schwerpunkt der Betrachtung liegt hier 
seilbstversitändlich bei Frankreich. Bei aller Kritik 
an der vereiinibarten Hilfskonstruktion, die Frank- 
reich die Beibehaltung seiner E infuhr abgaiben und 
Exportsubventionen gestattet, muß doch festge- 
s'tellt werden, daß damit wirtschaftlich die Abwer- 
tung des französischen Franc, also die Korrektur 
des Wechselkurses, voTweggenommen wird. Es 
steht zu hoffen, daß man auch auf der französi- 
schen Seite begreift, welch zentrales Anliegen diese 
Frage für die ganze Gemeinschaft ist. 


3, Zahlungs- und Kapitalverkehr 

Der Titel II des Dritten Teiles des Vertrags be- 
faßt sich mit den Grundsätzen für die gemeinsame 
Wiirtsdiaf tspolitik der Mitgliedstaaten. Diese Grund- 
sätze sind lediglich für die gemeinsamie Handels- 
politik näher ausgeführt, erschöpfen sich dagegen 
in wesentlich knapperen Formulierungen für alle 
anderen Gebiete. So heißt es über die Konjunktur- 
Dolitik, auf die der Artikel 103 eingeht, lediglich, 
daß idie Mitgliedstaatien „(ihre Konjunkturpolitik 
als eine Angelegenheit von gemeinsamem Inter- 
esse“ betrachten. Zu diesem Zwecke sollen sie sich 
miteinander und mit dier Kommission über die 
unter den jeweiligen Umständen izu ergreifenden 
Maßnahmen ins Bienehmen setzen. Der Rat kann 
auf Vorschlag der Kommission 'einstimmig über die 
der Lage entsprechenden Maßnahmen entscheiden 
und ierläßt erforderlidhe Richtlinien für deren 
Durohführung. Das gilt auch für den Fall einer 
sogenannten Mangellage. Sonst enthält der Vertrag 
jedoch keine Vorschriften für eine Bewirtschaftung 
von Produktions- oder Verbrauchsgütem. 


4. Die Zahlungsbilanz 

Von den Grundsatz fragen, die sich hinsichtlich 
einer Wirtschaftspolitik der Länder des Gemein- 
samen Marktes stellen, seien zunächst die Vor- 
schriften des Vertrages erwähnt, die sich mit der 
Zahlungsibila'nz und der Handelspolitik befassen. In 
dem Abschnitt Zahlungsibilanz (Artikel 104 bis 109) 
heißt es: „Jeder Mitgliedstaat betreibt die Wirt- 
schaftspolitik, die erforderlich ist, um unter Wah- 
rung des hohen Beschäftigungsstandes und eines 
stabilen Preisniveaus das Gleichgewicht seiner ge- 
samten Zahlungsbilanz zu sichern und das Ver- 
trauen in seine Währung aufrechtzuerhalten“. 
Zur Verwirklichung dieser Ziele „koordinieren die 
Mitgliedstaaten ihre Wirtschaf tspolitik“ (Artikel 
105) und richten zu diesem Zweck „eine Zusam- 
m'enarbeit zwischen ihren zuständigen Verwal- 
tungsstellen und zwischien ihren Zentralbanken 
ein“. Insbesondere zur Koordinierung der Wäh- 
rungspolitik wird ein Berateinder Währungsaus- 
schuß eingesetzt, für den jeder Mitglieidstaat sowie 
die Kommissdon je zwei Mitglieder ernennen. 

Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, in der Wäh- 
rung des Mitgliedstaates, in dem der Gläubiger 
oder der iBegünstigte ansässig ist, die Zahlungen 
zu genehmiigen, die sich auf den Waren-, Dienst- 
leistungs- und Kapital verkehr beziehen sowie den 
Transfer von Kapitalbeträgen und Arbeits entgel- 
ten zu gestatten, soweit der entsprechende Vor- 
gang zwischen den Mitglieds taaten liberalisiert ist. 

Jeder Mitgliedstaat sdll seine Politik auf dem 
Gebiet der Wechselkurse als eine „Angelegenheit 
von gemeinsamem Interesse“ behandeln. Falls ein 
Mitgliedstaat seinen Wiechselkurs in leiner Weise 
ändert, die iden grun'd^äMichein wirtschaftspoliti- 
schen Zielen gemäß Artikel 104 nicht entsprechen 
■und die Wiettbewerbsbedingungen schwerwiegend 
verfälschen, so kann die Kommission nach der An- 
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hörung des Währungsaiisschusses andere Mitglied- 
staaten ermächtigen, auf 'begrenzte Zeit Maßnah- 
men zu treffen, um den Folgen dieses Vorhabens 
zu begegnen (Artikel 107). 

Wesentlich list der Artikel 108, der das Vorgehen 
für den Fall regelt, daß ein Land Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten hat, die das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes oder .die schrittweise Liberali- 
sierung der gemeinsamen Handelspolitik gefähr- 
den. Die Kommission prüft dann unverzüglich die 
Lage und richtet entsprechende Empfehlungen an 
den betreffenden (Staat. Sind diese Maßnahmen 
unzureichend, so empfiehlt die Kommission dem 
Bat nach Anhörung des Währurigsausschusses einen 
gegenseitigen Beistand der Mitgliedsländer. Dieser 
kann insbesondere (bestehen aus einem albgestimm- 
ten Vorgehen bei anderen internationalen Organi- 
sationen durch Maßnahmen, mit denen Verkehrs- 
verlagerungen vermieden werden, falls der in 
Schwierigkeiten geratene Staat gegenüber dr'itten 
Ländern mengenmäßige Beschränkungen beibehält 
oder wiedereinführt, und schließlich durch Bereit- 
stellung von Krediten in begrenzter Höhe. 

Die Bestimmungen, die- der Vertrag für den Aus- 
gleich von Zahlung^ ilanzen enthält, beseitigen 
nicht unmittelbar die tieferen Ursachen für solche 
Zählungsbilanzkrisen. Auch hier ergibt sich wieder 
die Forderung, ein beständiges Gleichgewicht der 
Handels- und Zahlungsbilanzen durch eine ge- 
sunde und von den Regierungen gemeinsam be- 
triebene Währungspolitik zu sichern. 


5. Die Handelspolitik 

Während der Übergangszeit (Artikel 111) koordi- 
nieren die Mitgliiedstaaten ihre Handelsbeziehun- 
gen mit dritten Ländern so, „daß lam Ende der 
Übergangszeit die erforderlichen Voraussetzungen 
für die Durchführung einer gemeinsamen Außen- 
handelspolitik gegeben sind“. Die Vorschläge für 
das Verfahren bei dem gemeinsamen Vorgehen in 
der Übergangszeit werden von der Kommission 
dem Bat unterbreitet. Das gleiche gilt für die 
Vereinheitlichung der Handelspolitik. Die Mitglied- 
staaten treffen femer im Benehmen mit der Kom- 
mission alle erforderlichen Maßnahmen, um insbe- 
sondere eine Anpassung der geltenden Zollverein- 
barungen mit dritten Ländern herbeizuführen, um 
das Inkrafttreten des gemeinsamen Außenhiandels- 
tarifes nicht zu verzögern. Ziel der Mitgliedstaaten 
soll es ferner sein, ihre Liberalisierungslisten 
gegenüber dritten Ländern auf einen möglichst 
hohen Stand untereinander zu vereinheitlichen. 
Beseitigen oder verringern die Mitglieder ihre 
mengenmäßigen Beschränkungen gegenüber drit- 
ten Ländern, so müssen sie die Kommission davon 
unterrichten und den .anderen Mitgliedstaaten die 
gleiche Behandlung gewähren. 

Es ist nicht zu übersehen, d.aß die gemeinsiame 
Handelspolitik, die von den Mitgliedsländiern zu be- 
treiben ist, für die Bundesrepublik eine Reihe von 
Problemen aufwirft. Insbesondere könnte die Ver- 


pflichtung zu multilateralen langfristigen Abkom- 
men Über den Austausch von Agrarerzeugnissen, 
die den Teilnehmerstaaten den Absatz ihrer Pro- 
duktion auf dem Gemeinsamen Markt sichern sol- 
len, unter Umständen die handelspolitischen Be- 
ziehungen der Bundesrepublik mit ihren traditdo- 
nellen Handelspartnern in unerwünschter Weise 
beeinflussen. Hier werden Regelungen gefunden 
werden müssen, welche die Struktur der deutschen 
Einfuhr hinsichtlich dieser traditionellen Handels- 
partner berücksichtigen. Ähnliche handelspolitische 
Probleme wie auf dem Agrarsektor ergeben sich 
aus den B.estimmuingen über die Assoziierung der 
überseeischen Gebiete. Durch die Einbeziehung 
dieser Gebiete kommt es in einzelnen Fällen zu 
der Festlegung von Außenzöllen für die Erzeug- 
nisse dieser Gebiete, die von der Bundesrepublik 
bisher überwiegend aus anderen Ländern, und 
zwar zollfrei, bezogen wurden. Hier bietet die Mög- 
lichkeit, Zollkontingente zu beantragen, eine ge- 
wisse Aussicht auf die Lösung des Problems. 
Schließlich sollte man das Problem nicht verklei- 
nern, daß sich dritte Länder, wenn sie außerhalb 
der Freihandelszone bleiben, unter Umständen 
einem höheren Einfuhrzoll für ihren Absatz in der 
Bundesrepublik als bisher gegenübersehen könn- 
ten. DaraiUis ergibt sich niatürlich auch die Gefahr, 
daß die Bundesrepublik beim Absatz an derartige 
dritte Länder mit etwaigen Erhöhungen der Ein- 
fuhrzölle dieser Länder zu rechnen hat. Nach dem 
Ende der Übergangszeit werden Handelsabkom- 
men nur noch von der Kommission abgeschlössen 
werden können. Diese Handelsabkomm'en unter- 
liegen nicht der Ratifizierung durch die nationalen 
Parlamente, womit deren Zuständigkeit insoweit 
eingeschränkt wird, ohne daß eine entsprechende 
Erweiterung der Befugnisse der Versammlung der 
Gemeinschaft erfolgt. 

Die Systeme der von den Mitgliedstaaten für die 
Ausfuhr nach dritten Ländern gewährten Beihilfen 
sind vor dem Ende der Übergangszeit schrittweise 
zu vereinheitlichen, soweit dies erforderlich ist, um 
eine Verfälschung des Wettbewerbs zwischen den 
Unternehmen der Gemeinschaft zu vermeiden. Dies 
gilt aber nicht für die Rückvergütung von Zöllen 
oder Abgaben gleicher Wirkung sowie von indirek- 
ten Abgaben einschließlich der Umsatzsteuer, der 
Verbrauchsäbgaben und der sonstigen lindirekten 
Steuern bei der Ausfuhr einer Ware eines Mit- 
gliedstaates nach einem dritten Lande, soweit der- 
artige Rückvergütungen nicht höher sind als die 
Belastungen, die die 'ausgeführten Waren unmittel- 
bar oder mdttelbar treffen. 


6. Steuerpolitik 

Ein wesentliches Gebiet, auf dem eine Koordi- 
nierung der einzelstaatlichen Regelung dringend 
geboten erscheint, ist das der Steuerpolitik. Es 
wird notwendig sein, eingehend den Einfluß zu 
untersuchen, den die Besteuerung auf die Wirt- 
schaftsbeziehungen -der Partnerländer ausübt. Ziel 
dieser Bemühungen sollte es sein, Wettbewerbs- 
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Störungen und -Verzerrungen auf Grund unter- 
schiedlicher Steuersysteme zu verringern oder zu 
beseitigen. Eine andere Frage ist es dabei, ob alle 
oder ob nur gewiisse Steuern einander anzugleichen 
wären. Zunächst stellt sich die Aufgabe einer Har- 
monisierung derjenigen Steuern, die unmittelbar 
in die Gestehungskosten eingehen, weU diese 
Steuern die Preise und damit auch die Wettbe- 
werbsverhältnisse in erheblichem Umfange beein- 
flussen. Es wird aber auch bei den Steuern vom 
Einkommen und vom Ertrag bine Angleichung 
vorzunehmen sein. Dieses Problem ergibt sich 
natürlich besonders im Hinblick auf die Kapital- 
beteiligungen. Das Kapital wird bei einer unein- 
heitlichen steuerlichen Belastung in den Mitglieds- 
ländern in denjemgen Staat fließen, lin dem es am 
niedrigsten besteuert wird. Als konkrete Aufgabe 
stellt sich auch eine rechtzeitige Reform des deut- 
schen Unisatzsteuersystems wie auch des Systems 
der Finanzzölle. Dagegen erscheint eine Harmoni- 
sierung bzw. Koordinierung für die Steuern, die 
auf die Wettbewerbs Verhältnisse keinen Einfluß 
haben, wie z. B. für die kleinen Gemeindesteuern, 
nicht erforderlich. 


7. Allgemeines 

Umfassende iBestimmungen für die Methoden, 
die von der EWG bei der Verwirklichung des all- 
gemeinen Zieles der Koordlnierimg der Wirt- 
schaftspolitik befolgt werden sollen, fehlen. Die 
Elastizität, die dadurch gegeben ist, läßt die Hoff- 
nung berechtigt erscheinen, daß bei der Ausgestal- 
tung idieser Politik die marktwirtschaftlichen Prin- 
zipien, auf denen das Vertragswerk beruht, zum 
Tragen kommen. Die Elastizität der Vertragsge- 
stalt img macht aber auch eine ständige und enge 
Zusammenarbeit der EWG- Organe mit der gesam- 
ten Wirtschaft notwendig. Es muß gewährleistet 
sein, daß bei der Festlegung der Methoden einer 
gemeinsamen Wirtschaftspolitik die Erfahrungen 
der Wirtschaftspraktiker verwertet und die legi- 
time Vertretung der Interessen einzelner Wirt- 
schaftsgebiete möglich werden. Offensidhtlich kann 
der als beratendes Organ innerhalb der EWG ge- 
dachte Wirtschafts- und Sozialausschuß seine Auf- 
gabe nur dann erfüllen, wenn er ständige Unter- 
abteilungen für die wichtigsten Wirtschaftszweige 
und für die wichtigsten Gebiete der Wirtschafts- 
politik erhält. Die zunächst vorgesehenen zwei 
Unterabteilungen für Landwirtschaft und Verkehr 
(gemäß Artikel 197) erscheinen nicht ausreichend. 

So stellt sich heute schon die Aufgabe, auf die 
Entwicklung dieser gemeinsamen Politik, die sich 
nach dem Inkrafttreten des Vertrages ciurch die 
vielen Einzel entscheidungen der Organe der EWG 
und der Regierungen vollziehen wird, durch be- 
stimmte Richtlinien und mit einer bestimmten 
Mednungsbildung Einfluß zu nehmen. Für diese 
Haltung sollte der Gedanike maßgebend sein, daß 
es über die Koordinierung der im Vertrage schon 
näher definierten Teilgebiete der Wirtschaftspoli- 
tik möglichst 'bald zu einer immer stärkeren Ab- 


stimmung der gesamten Wirtschaftspolitik kom- 
men muß. Je enger sich diese Abstimmung gestal- 
tet, desto geringer dürfte die Notwendigkeit wer- 
den, Schutzklauseln in Anspruch zu nehmen, die 
eine weitere Integration verzögern, und desto 
größer sind die Aussichten, Europa zu einem kraft- 
vollen Faktor der Weltwirtschaft und der Welt- 
politik werden zu lassen. 


IV. Protokolle 
Übergangsbestimmungen 

Die strukturellen Unterschiede der Volkswirt- 
schaften der 6 Länder, der unterschiedliche Grad 
der wirtschaftlichen Entwicklung und die beson- 
dere Lage einzelner Wirtschaftszweige haben es 
angezeigt erscheinen lassen, in das Vertrags werk, 
abgesehen von den allgemeinen Regelungen für die 
Übergangszeit bis zur vollen Verwirklichung des 
GemeirLsamen Marktes eine Reihe von Sonderbe- 
stimmungen aufzunehmen, die im wesentlichen 
Schutzcharakter tragen. 

Im Vertrag selbst findet sich zunächst die Gene- 
ralklausel des Artikels 226. Danach kann während 
der Übergangszeit ein Mitgliedstaat „bei Schwierig- 
keiten, welche einen Wirtschaftszweig erheblich 
und voraussichtlich anhaltend treffen, oder welche 
die Wirtschaftslage eines bestimmten Gebietes be- 
trächtlich verschlechtern können, die Genehmigung 
zur Anwendung von Schutzmaßnahmen bean- 
tragen, um die Lage wieder auszugleichen oder den 
betreffenden Wirtschaftszweig an die Wirtschaft 
des Gemeinsamen Marktes anzupassen“. Die Kom- 
mission bestimmt auf Antrag des betreffenden 
Staates „unverzüglich in einem Dringliohkeitsver- 
fahren die ihres Erachtens erforderlichen Schutz- 
maßnahmen und legt gleichzeitig die Bedingungen 
und Einzelheiten ihrer Anwendung fest“. Die von 
der Kommission genehmigten Maßnahmen kön- 
nen von den sonstigen Vorschriften des Vertrages, 
insbesondere also von den Vorschriften über Zölle 
und Kontingentbeseitigungen, Wettbewerbsregeln 
usw., ab weichen, soweit und solange dies unbe- 
dingt erforderlich ist, um das Ziel eines Ausgleichs 
der Lage durch eine Anpassung des betreffenden 
Wirtschaftszweiges an die Wirtschaft des Gemein- 
samen Marktes zu erreichen. Im Vorrang sind je- 
doch Maßnahmen zu ergreifen, die das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes am wenigsten 
stören. 

1. Frankreich 

Die übrigen Sonde r-Übergangsbestimmungen fin- 
den sich in einer Reihe von Protokollen, die dem 
Vertrag beigefügt sind. So sieht das „Protokoll 
über bestimmte Vorschriften 'betreff end Frank- 
reich“ vor, daß es zunächst seine Importabgaben 
und Exportbeihilfen bei der Ein- bzw. Ausfuhr 
von Waren aus und nach den .Teilnehmerländern 
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beibehalten kainn. Die französische Regierung hat 
über dieses System jährlich Bericiit zu erstatten. 
Sie muß dabei neu eingeführte Importabgaben und 
Exportbeiihilfen bekamntgeben. Kommt der Rat zu 
der Auffassung, daß bestimmte Indus tri ezweii.ge 
der anderen Mitgliedstaaten durch die franzö- 
sischen Maßnahmen beeinträchtigt werden, so kann 
er die französische Regierung ersuchen, bestimmte 
Maßnahmen zur Vereinheitlichung der Abgaben 
und Beihilfen für jede der drei Gruppen Rohstoffe, 
I-Ialbwaren und Fertigwiaren zu treffen. Kommt die 
französische Regierung diesem Ersuchen (nicht nach, 
so ermächtigt ider Rat die anderen Mitgliedstaiaten, 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, deren Bedingun- 
gen und Eiinzelheiten er festlegt. Das System der 
französischen Abgaben und Beihilfen muß beseitigt 
werden, fails die laufende Zahlungsbilanz Frank- 
reichs für länger als ein Jahr ausgeglichen war und 
falls die Währungsreserven Frankreichs einen zu- 
friedenstellenden Stand erreicht haben. Gibt es 
über die Auslegung dieser Bestimmung Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen der Kommission und 
der französischen Regierung, so wird ein Schieds- 
richter eingeschaltet. Die Bestimmungen dieses 
Protokolls sind eine eindieutige Konzession an 
Frankreich in dem Sinne, daß Frankreich dadurch 
zunächst der Notwendigkeit einer Abwertung des 
französiisclien Franc enthoben v/ird. Die Beibehal- 
tung des französischen Systems, das in der Wirt- 
schaftspraxis die Auisfuhren verbilligt und die Ein- 
fuhren verteuert, nimmt die Auswirkungen einer 
Abwertung des französischen Franc vorweg. Das 
Gruindsatzprobilom einer Koordinierung der Wäh- 
rungspolitik der einzelnen Miitgliedisländer und 
eliner Bereinigung ider Wechselkurse, die für ein 
zufriedenstellendes Fuinktionieren des Gemein- 
sam, ein Marktes auf lange Sicht erforderlich er- 
scheint, wird durch diesen Behelf zugunsten Frank- 
reichs allerdings nicht gelöst. Es wird auch diarauf 
zu achtem sein, daß nicht durch einen Mißbraiuch 
des Systems der französischen Exportsubventionen 
einzelniG Wirtschaftszweige Frankreichs Wett- 
bewerbs vor teile erlangen. Ebenso wird dafür Sorge 
getragen werden müssen, diaß Exportsubv^entionen 
von Frankroich nicht in einer Höhe .gewährt wer- 
den, die das von ider Überbewertung des franzö- 
sischen Fra,nc bestim,mte Gefälle zu dem Preis- 
inivc.au in den anderen Ländern übersteigt. 

2. Italien 

Eine weitere Sonderbestimmung gilt für Italien. 
Hier nehmien die Mitgliedstaaten in einem beson- 
deren Protokoll zur Kenntnis, daß sich die ita- 
lieinische Regierung mit der Durchführung eines 
lO-JahriCs-Planes zur wirtschiaftlichen Ausweitung 
befaßt, der insbesondere die Ausrüstung der wenig 
entwickelten Gebiete Südit,aildens und der italie.ni- 
3 eben Inseln sowie die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze zur B.eseitig'ung der Arbeitsilosdgkeit betrifft. 
Da diie Erreichung der Ziele dieses italiendschen 
1 0- Ja,hres-Planes im gemeinsameu Interesse der 
EWG-Länder liegt, empfehlen diese den Organen 


der Gemeinschaft alle im Vertrag vorgesehenen 
Mittel und Verfahren zur Unterstützung dieses 
Voa'habens. Das igilt besonders für leinen Einsatz 
von Mitteln der Europäischen Investitionsbank und 
des Sozialfonds. Da Italien auf Grund dieser Vor- 
(haben in den kommenden Jahren erhieblichen Be- 
ta, stungen ausgesetzt sein wird, wird durch das Pro- 
tokoll a,nierkannt, .daß ,bei der Anwendung der Ar- 
tikel 108 und 109 des Vertrages (Beistands- und 
autonome Schutzmaßnahmen im Falle von Zah- 
lungsbiilanzkrisen) auf die besondere Lage Ita,li.ens 
Rücksicht genommen wird. 


3. Luxemburg 

Ein weiteres Protokoll räumt Luxemburg auf 
Grund der besonderen Lage seiner Landwirtschaft 
das Recht ein, 'die mengenmäßigen Beschränkungen 
für die Einfuhr der Erzeugnisse beizubehialten, die 
in ,der Lis,te im Anhang zur Entscheidung der Ver- 
tragsparteien des GATT vom 13. Dezember 1955 
i,m Hinblick auf .die luxemburgische Landwirtschaft 
aufgeführt sind. Luxemburg wird jedoch lalle Maß- 
nahmen strulctureller, technischer und wirtschaft- 
licher Art treffen, um die schrittweise Eingliede- 
rung :der luxemburgischen Landwirtschaft in den 
Gemeinsamen Markt zu ermogliichen. * 


4. Mineralölbergbau Deutschland 

Wegen des besonderen Charakters ,der Mineral öl- 
zölle in der Bundesrepublik, die zugleich Schutz- 
zölle iUaid Finanzzölle sind, ist für d,as Mineralöl- 
gebiet eine Sonderregelunig iinnerhalb der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemieinschaft vorgesehen worden. 

Die Sonderregelung ist ndedergelegt in dem „Pro- 
tokoll über diie Mineralöle und einige ihrer Deri- 
vate“ (Anhang XIV des Vertrages). 

a) Hierin wird im Verkehr der Mitgliiedstaaiten 

luiTtereiiuainider .für idie wichtigsten Mineralöle — 
Roihöle und Leichtöle, .mittelschwere Öle, 
Schweröle, gasförmige Kohlenwasserstoffe, 

Vaseline, Paraffine, Petrolatum und paraf- 
finische Rückstände — zugelassen, idaß jeder 
Mitgliedstaat für einen Zeitraum von sechs Jah- 
ren die bestehenden Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung beibehält. Die genanniten Zölle müssen 
jedoch nach Ablauf dieser sechs Jahre vollstän- 
dig aufgehoben werden. 

b) Gegenüber dritten Ländern kö.nnein die ge- 
nannten Zölle leben falls für dm Zeitraum von 
sechs Jahren beibehalten werden; alsdann ent- 
fällt der Rohölzoll, und die Zölle für Fertig- 
waren werden den Zollsätzen des igem,ei:nsa'men 
Zolltarifs angeglichen. 

c) Beiliilfen für die Förderung von Rohöl können 
mit dem Ziele .der Angleichung der einhei- 
mischen Rohölpreise an den Weltmarktpreis (cif 
europäischer Hafen) unter den alligemeinen Vor- 
aussetzungen des Artikels 92 Ziff. 3 c des Ver- 
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triaigieis igegiöbem werden. Für die ersten acht 
Jiaiire nach Inkrafttreten des Vertrages können 
diese iB eihilf en nur diann von der Koimmission 
nntersaigt werden, wenn die Gewährung in miß- 
bräuchlicher Weise erfolgt. 

Die Bes:tknimungen des Protokolils haben für die 

Rohölversorgung der Bundesrepublik eine ibeson- 
dere Bedeutung. 

Die Biundesrepuibiik ist das einzige Mitgliedsland, 
das 'einen Zoll iauch auf die Einfuhr von Rohöl ler- 
hebt. Von der Erhebung dieses Zolles für Rohöl 
hän'gt wiederum der Schutz der deutschen Rohöl- 
förderung ab. Der Zollsatz für Rohöl beträgt 
129 DM/t; dieser Zollsatz gewährleistet (einen tat- 
sächlichen Zollschutz für das deiutische Rohöl in 
Höhe von etwa 85 DM/t. Der Warenwert für eine 
Tonne Rohöl bieläuft sich etwa auf 100 bis 120 DM. 
Der Wegfall dieses Zollschutzes würde zur Zeit die 
deutsche Erdölförderunig. zum Erliegen bringen. 

Von iden Mitgliedstaaten hat die Bundesrepublik 
mit 3,5 Millionen Jahrestormen bei weitem die 
höchste einheimis'che Erdölproduktion (Frankreich 
1,3 Millionen, Niederlande 1,1 Millionen, Italien 
0,6 Millionen Tonnen dm Jahre 1956). Der Anteil der 
einheimischen Förderung lan der gesamten Rohöl- 
verarbeitung der Bundesirepuiblik beläuft sich auf 
30 V. H. Die Bedeutung eigener Förderung hat am 
deutlichsiten die Suezkrise gezeigt. 

Der Schutz des deutschen Rohöls im Wege der 
Rohölverziollung lendet jedoch unauswieichlich sechs 
Jahre nach Inkrafttreten des Vertrages. Innerhalb 
dieser Frist müssen idaher Maßnahmen ergriffen 
werden, um tdie deutsche Erdölförderung im volks- 
wirtschaftlich notwendigen Umfange nach Ablauf 
der sechs Jahre zu slcheirn. Dafür sind folgende 
Wege möglich: 

1 , 

Das jetzige Schutzzollsystem mit seinem hohen 
Rohölzoll bleibt noch sechs Jahre unverändert be- 
stehen. Nach Ablauf dieses Zeitraums entfällt die 
Rohölverzollunig, und eine Beihilfe der Bundes- 
regierunig an die deutsch'en Rohölförderer tritt an 
deren Stelle. Die Festsetzung der Beihilfe erfolgt 
im Benehmen mit der Kommission. 

Dieses Vorgehen gilbt nach iden bisherigen Er- 
fahrungen diie Gewähr, daß in den nächsten sechs 
Jahren die höchstmögliche Menge deutschen Roh- 
öls gefördert wird und der Produktionsanstieg der 
letzten Jahre (jeweils etwia 400 000 it Mehrförde- 
rung je Jahr) aiihält. 

Diem steht andererseits 'entgegen, daß noch für 
einen relativ langen Zeitraum ein außergewöhnlich 
kompliziertes und die Wirtschaft belastendes Zoll- 
system laufrechterhalten iMeibt. Die Anpassung der 
Betriebe und der Zollverwaltung an ein neues Zoll- 
und Beihilfesystem müßte sich dann ibereits im 
Rahmen ides Gemeinsiamen Marktes vollziehen und 
'Unvermieidlich in diesiem Zeitpunkt izu lintemen Rei- 
biangsverlusten führen. 


2 . 

Bereits in naher Zukunft wird der ideutsdie Roh- 
ölzoll in Angleichung an die übrigen Mitglieds- 
länder auf 0 V. H. ermäßligt und gleichz.eitLg ein 
'anderes System dies Schutzes unter deutscher Ver- 
antwortung gebildet. 

Dieses Vorgehen hätte wirtschaftlich dien Vorteil, 
daß die Höhe ider B^eihilfe lan die deutsche Erdöl- 
förderung nach 'wirtschaftsp'olitischen Gesiichts- 
piunkten bemessen werden ikann. Je mach dem an- 
gewendeten System der 'Bieihilfe und deren Höhe 
könnte sogtar angestrebt 'werden, die ideutsche För- 
deruing nach Ablauf 'der sechs Jahre unabhängig 
von wiedteren Beihilfen zu machen. Letzteres ist 
z. B. in den Niederlanden der Fall, die eine ein- 
heimische Produktion von mehr als 1 Million Jah- 
restonnen zu verzeichnen haben, ohne daß diese 
Fördeiiung idurch Zölle oder Beihilfen geschützt 
Wiird. Die einheimische Förderung liegt dort in 'den 
Händen der niederländisch-englischen Gesellschaft 
der Royal-Dutch-Shiell. Andere Staatein schützen 
ihre einheimische Förderung durch 'niedrigere Be- 
la'stungen für solche Fertigwaren, die 'aus (der 
eigenen Rohölförderumg hergestellt werden. Wie- 
der andere behandeln die Verarbeitung von impor- 
tiertem und verarbeitetem Rohöl gleiich und stützen 
die eigene PrOfdukition durch Subventionen. 

Weichier dieser Wege der zweckmäßigste ist, ist 
heute noch nicht labz'usehen. Jedes dieser Systeme 
bringt ' Schwierigkeiten für idie Betriebe wie 'die 
Verwaltung mit sich; es wäre gut, wenn sich dieses 
System bereits praktisch ieingespielt hätte, bevor 
das Mineralölgebiet integri'ert wird. 

Es hängt auch von dem zu wählenden Schutz- 
system ab, ob — wie es nach dem jietzigen System 
zwangsläufig der Fall ist — 'eine größtmögliche 
Steigerung 'der tatsächlichen Förderung erreicht 
werden soll, oder öb der Schwerpunkt der Maß- 
nalhmien auf die Durchführiung von Aufschluß- 
'arbeiten mit dem Ziel (der Bildung von sicheren 
Reserven in Krisenzeitien gelegt werden soll. Dia- 
mit steht wiederu'm im Zusammenhiang, ob es den 
'deutschen Produzienten und Raffineuren gelingt, 
'Sich eine 'eigene Rohölförderung in anderen Ge- 
bieten der Welt 'ZU schaffen, die 'die einheim'ische 
Förderung ergänzen bzw. weitgehend ersetzen 
könnte. 

Keiner der zur Auswiahl stehenden Wege kann 
Öhme Berücksichtigung 'des (grundlieig'enden Struk- 
turwiandels beschritten werden, der sich innerhalb 
der Mineralölindustrie in (den inächsten Jahren mit 
der zunehimenden Verwiendung von Heizöl für 
Energiezwecke vollzieht. Im Jahre 1953 betrug der 
Heizöl verbrauch etwa 1 Million t; bis 1965 wird er 
auf etwa 16 bis 17 Millionen t steigen. Diieses An- 
steigen bedeutet, daß das Mineralöl zu einem nicht 
mehr Wiegzudenkenden Faktor unserer Energie- 
bilanz wird 'und die Rohölförderung damit nicht 
nur mengenmäßig, sondern 'auch kostenmäßig in 
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die ArLstreriigimgen um eine axasreichedide nuid 
preisgünstige Energieversorgung der deutschen In- 
dustrie einbezogen werden muß. 

Für die Versorgung der Bundesrepublik mit 
Mineralölfertigw^aren dringen die Bestimmungen 
des „Protokolls“ zwangsläufig eine Ausweitung 
des Treibstof fmarktes lauf die Gebiete der Mit- 
gliedstaaten mit sich. Nach spätestens sechs Jiaihren 
entfallen alle Zölle für die Einfuhr von Treibstof- 
fen, so daß sich die Produktion in diesem Gebiet 
mengenmäßig besser ausgleichen wird und die 
preislichen Divergenzen zwischen den Mitglieds- 
ländern verschwinden werden. 

Für den Bundeshaushalt ist die kommende Ent- 
wicklung von erheblicher Bedeutung. Die Auf- 


hebung der jetzigen MineralölzölLe bedeutet einen 
erheblichen Ausfall von Einnahmen des Bundes. 
Es tritt ferner eine zusätzliche Belastung des Bun- 
deshaushalts idurch die Bedihilfezahlungen an die 
deutsche Erdölförderung ein. Ob und in welchem 
Maße diese Belastung des Bundes durch eine Er- 
höhung der Mineralölsteuer ausgeglichen werden 
kann, ist u. a. eine politische Frage und steht in 
engem Zusammenhang mit der lallgem einen Ent- 
wicklung der Hiaushaltse innahmen und ^ausgaben. 

Bonn, den 28. Juni 1Ü57 

Dr. Hellwig 

Berichterstatter 


Anlage 


Der Außenhandel der Bundesrepublik im Jahre 1956 
mit den Ländern des Gemeinsamen Marktes und 
den übrigen OEEC-Ländem 

I. Gesamtaußenhandel (nach Einkaufs- und Käufer- 
ländern) 

(in V. H. der westdeutschen Gesamteinfuhr und 
-ausfuhr) 

Länder des Gemeinsamen übrige OEEC-Länder 
Marktes 

Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 

26,9 31,2 31,0 32,8 


II. Einfuhr (nach Warengruppen und nach Einkaufs- 
ländern) 

(in V. H. der westdeutschen Gesamteinfuhr der be- 
treffenden Warengruppe) 

Länder des Ge- übrige OEEC- 
meinsamen Länder 

Marktes 

a) Ernährungswirt- 


Schaft 

darunter: 

27,0 

24,4 

Nahrungsmittel 
tierischen Ur- 



sprungs 

34,1 

33,3 

Gewerbliche Wirt- 
schaft 



Rohstoffe 

18,5 

29,2 

Halbwaren 

23,4 

39,0 

Fertigwaren 

43,9 

36,6 
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7. Die Landwirtschaft im Vertrag zur Gründung der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft 

(Zweiter Teil Titel II) 


Beriditerstatter: Abgeordneter Lüdcer (Mündhien) 


A. Die grundlegenden Bestimmungen des Vertrags 

Die ibesonderen iSchmerigkediten, die mit der Ein- 
beziehung der Landwirtschaft in den Gemeinsamen 
Markt zu meistern waren und sind, werden am 
besten vierdeutlicht durch das Ringen der beiden 
gegensätzlichen Auffassungen bei der Vorberei- 
tung des Vertrages: 

Die Landwirtschaft ohne biesondere Bestimmun- 
gen in den Gemeinsamen Markt einzubeziehen 

oder 

sie wegen ihrer besonderen Schwierigkeiten 

völlig auszfuklammem. 

Die Erkenntnis, daß der Gemeinsame Markt 
ohne Einibeziehung der Landwirtschaft einen frag- 
würdigen Torso büden müßte, zwang zu einem 
Kompromiß zwischen diesen beiden extremen Auf- 
fassungen. Der Vertrag sieht demnach vor, daß 
der Gemeinsame Markt in Form einer Zollunion 
die Landwirtschaft und den Handel mit landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen umfaßt und den festge- 
legten Regeln unterstellt, soweit in Titel 12 Ar- 
tikel 38 bis 47 nichts anderes bestimmt ist (Ar- 
tikel 38). Diese Lösung erscheint weise, weil sie 
den praktischen Bedürfnissen so weit als möglich 
angepaßt ist; in kloiger Beschränkung legt der Ver- 
trag lediglddi die notwendigsten Grundprinzipien 
für die Behandlung der Landwirtschaft fest und 
verweist die Regelung der Einzelfragen in die zu- 
künftige Entwicklung. Diese Grundprinzipien 'im 
Rahmen der Zollunion sind: 

1 . 

Der Abbau der innereii Zölle und Kontingente 
und der gleichzeitige Aufbau des Zollaußentarifs 

voUzielhien sich für landwirtschaftliche Produkte 
nach dem gleichen Rhythmus und derselben Auto- 
matik wie für industrielle Erzeugnisse (Liste zu 
Artikel 38, Anhang 2, Seife 49). Bei bestimmten 
Erzeugnissen sind mit Abschluß des Vertrags be- 
reits die Zollsätze für den Außentarif festgelegt 
(Liste F, Anhang 1, Seite 43). 

2 . 

Das vorgesehene System von Mindestpreisen 
(Artikel 44) soll jedem Mitgliedstaat während der 
Übergangszeit, die bekanntlich auf 12 bis 15 Jahre 
berechnet ist, in nicht-diskriminierender Weise die 
Möglichkeit geben, Schwierigkeiten zu überwinden, 
die durch den Abbau von Zöllen und Kontingenten 


entstehen können. Dieses System von Mindestprei- 
sen ibeschränikt nicht den Rhythmus und die Auto- 
matik ides Abbaues ider Zölle lUnd Kontingentes, son- 
dern ist lals Notbremse gedacht, deren Handhabung 
es im Laufe einer ibestimmten Zeit gestatten soll, 
durch lentsprechende Regelungen die eingetretenen 
Sichwierigke'iten zu überwinden. Die Grundsätze 
für die Aufstellung von Mmdestpreissystemen und 
die Verfahrensregeln für ihre Anwendiing sind :im 
Vertrag (Artikel 44) festgelegt. 

3. 

Die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte 

(Artikel 40) soll die in den Mitgliedstaaten beste- 
henden unterschiedlichen Systeme zur Beeinflus- 
sung der Agrarmärkte (Marktordnungssysteme, 
Preis- und Absatzgarantien, Subventions- und Ab- 
schöpfungssysteme usw.) harmonisieren; diese B'e- 
stimmung erwächst aus der Erkenntnis, daß aus 
dem Abbau von Zöllen und Kontingenten in Ver- 
'bindung mit einem System von Mindestpreisen 
allein noch keiin Gemeinsamer Markt geschaffen 
werden kann. Diese Organisation der Agrarmärkte 
kann in drei Formen geschehen: 

a) durch gemeinsame Wettbewerbsregeln, 

b) durch bindende Koordinierung der verschiede- 
nen einzelstaatlichen Marktordnungen, 

c) durch eine gemeinsame europäische Marktord- 
nung, 

Im Vertrag selbst ist nicht bestimmt, welcher 
dieser drei Formen das einzelne landwirtschaftliche 
Erzeugnis imterworfen werden soll. 

Die gemeinsame Organisation kann allerdings 
nur dann durch einen Beschluß mit qualifizierter 
Mehrheit geschaffen werden, wenn sie den betrof- 
fenen Erzeugern in den überstimmten Mitglied- 
staaten gewisse Garantien für (ihre Beschäftigung 
und ihren Lebensstandard bietet un'd binnenmarkt- 
ähnliche Verhältnisse schafft (Artikel 43 Ziffer 3). 

Bis zur Begründung d'ieser gemeinsamen Orga- 
nisation der Agrarmärkte können während der 
ersten Stufe langfristige Verträge oder Abkommen 
(Artikel 45) zwischen Einfuhr- imd Ausfuhrstaaten 
entwickelt und abgeschlossen werden; solche Ver- 
träge sind nur zulässig für Produkte, 'die m dem 
Einfuhrland einer Marktordnung unterliegen und 
für die ein Einfuhrbiedarf besteht; s(ie müssen 
schrittweisie multilaterial innerhalb der Gemein- 
schaft gestaltet wer den. Sie sollen unter Berücksich- 
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tigung der herkömmlichen Handelsströme eine 
schrittweise Steigerung der vereinbarten Liefer- 
mengen und eine allmähliche Annäherung der Lie- 
ferpreise an die Erzeugerpreise des Einfuhrlandes 
vorsehen. 

Schließlich gibt der Vertrag jedem Mltgliedsitaat 
die Möglichkeit, eine besondere Einfuhrabgabe (Ar- 
tikel 46) zu erheben, wenn er sich einer Marktord- 
nung mit exportfördernder Wirkung in dem aus- 
führenden Mitgliedstaait gegenübersieht, die die 
einheimische Erzeugung in ihrer Wettbewerbs- 
fähigkeit beeinträchtigt. 

Die Beschränkungen, die der Vertrag für Kar- 
telle, Monopole und staatliche Beihilfen vorsieht 
(Artikel 42) gelten für die Landwirtschaft zunächst 
nicht; inwieweit sie später auf die Landwirtschaft 
Anwendung finden sollen, ;ist im Rahmen der ige- 
meinsamen europäischen Agrarpolitik zu bestim- 
men. 

4. 

Die Gestaltung einer gemeinsamen Agrarpolitik 
der Mitgliedstaaten ist im Vertrag vorgeschrieben 
(Artikel 38), ohne die leine sinnvolle Entwicklung 
des Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse nicht möglich wäre. Diese gemeinSiame 
europäische Agrarpolitik muß sich die notwendigen 
Instrumente schaffen, um der Landwiirtschaft die 
Chance zu geben, ihren vollen Beitrag im Rahmen 
der fortschreitenden Entwicklung der Gesamtwirt- 
schaft zu erfüllen und die Ziele dieser europäischen 
Agrarpolitik zu erreichen. Diese Ziele sind im Ver- 
trag (Artikel 39) definiert: 

a) Die Produktivität der Landwirtschaft durch 
Förderung des .technischen Fortschritts, die Ra- 
tionalisierung der landwirtschaftlichen Erzeu- 
gung und den bestmöglichen Einsatz der Pro- 
duktionsfaktoren insbesondere der Arbeits- 
kräfte zu steigern; 

b) auf diese Weise der landvi^irtschaftlichen Be- 
völkerung, insbesondere durch Erhöhung des 
Pro-Kopf-Einkommens der in der Landwirt- 
schaft tätigen Personen eine angemessenie Le- 
benshaltung zu gewährleisten; 

c) die Märkte zu stabilisieren; 

d) die Versorgung sicherziust eilen; 

e) für die Belieferung der Verbraucher zu ange- 
messenen Preisen Sorge zu tragen. 

Diese gemeinsame europäische Agrarpolitik ist 
binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des Vertra- 
ges zu formulieren und dem Rat als Vorschlag vor- 
zulegen, der während der beiden erstem Stufen 
einstimmig lund danach mit qualifizierter Mehrheit 
nach Anhörung der Versammlung hierüber be- 
schließt und die entsprechenden Verordnungen, 
Richtlinien oder Entscheidungen unbeschadet sei- 
ner Empfehilungen erläßt (Artikel 43 Ziff. 1 bis 3); 
zu ihrer Unterstütz, ung beruft die Kommissiion, die 
diese gemeinsame europäische Agrarpolitik in Form 
eines Vorschlages auszuarbeiten hat, eine „Kon- 
ferenz der Mitgliedstaaten“ ein. 


5. 

Die europäische Investitionsbank sowie der euro- 
päische Sozialfonds stehen selbstverständlich mit 
ihrer allgemeinen Zweckbestimmung auch der 
Landwirtschaft zur Verfügung, die auf beide Ein- 
richtungem, insbesondere zur Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und von solchen zur eventuellen Umstellung der 
Erzeugung, angewiesen ist. 

Außerdem können im Rahmen der gemeinsamen 
Organisation der Agrarmärkte ein oder mehrere 
Ausrichtungs- oder Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft geschaffen werden. 


B. Die Beratungen im Ausschuß, unterschieden 
zwischen den besonderen Problemen der vorge- 
sehenen Übergangszeit und denen der endgültigen 
Begründung des Gemeinsamen Marktes 

Im Vordergrund der Beratungen standen die 
sachlichen ,und institutionellen Fragen im Zusam- 
menhang mit den Bestimmungen des Artikels 43, 
die die Erarbeitung einer gemeinsamen europäi- 
schen Agrarpolitik zum Inhalt haben. Hierin ist 
zweifellos das Kernstück der .agrarpolitischen Füh- 
rungsarbeit der nächsten Jahre zu sehen. 

1 . 

Alle iSprecher im Ausschuß maßen einer zweck- 
entsprechenden guten Zusammensetzung der deut- 
schen Delegation speziell und der „Konferenz der 
Mitgliedstaaten“ im allgemeinen besondere Bedeu- 
tung bei. Sie soll so erfolgen, daß ihr Mitwirken und 
Beratungsergebnis .gesamtwirtschaftspolitischen Er- 
wägungen und Notwendigkeiten gerecht wird; 
diese Aufgabe glaubt der Ausschuß am besten ge- 
währleistet, wenn diese „Konferenz der Mitglied- 
staaten“ nicht nur aus landwirtschaftlichen Sach- 
verständigen zusammengesetzt ist. Eine geschickte 
personelle Verzahnung und sachliche Zusammen- 
,arbeit mit den in Frage kommenden berufsstän- 
dischen und politisch-parlamentarischen Institutio- 
nen auf europäischer Ebene wurde ebenfalls allge- 
mein ,als zweckmäßig erachtet. Desgleichen wurde 
die Zweckmäßigkeit einer laufenden Zusammen- 
arbeit zwischen ider europäischen Kommission und 
■der „Konferenz der Mitgliedstaaten“ 'einerseits und 
den zuständigen Ausschüssen des Parlaments der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 'andererseits 
unterstrichen. 

2 . 

Das z,ukünftige Verhältnis der Mitgliedstaaten 
im einzelnen sowie das Verhältnis der Wirtschafts- 
gemeinschaft global zu dritten Ländern und der 
mögliche Einfluß auf die herkömmlichen Waren- 
ströme wurden eibenfalls eingehend erörtert, ohne 
zu konkreten Urteilen im einzelnen zu gelangen. 

Der Ausschuß gelangte zu der Erkenntnis, daß 
für die Dauer der Übergangszeit auch im Rahmen 
der begründeten Gemeinschaft zunächst noch jedes 
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Land auLsreidiende Möglichkeiten besitzt, seine 
Handelsbeziehungen der Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes aufriedenstellend anzupasaen. 

In der weiteren Entwicklung müsse die Gemein- 
schaft als solche eine gemeinsame Handelspolitik 
Drittländern gegenüber machen, wobei jeder Mit- 
gliedstaat in der Festlegung dieser gemeinsamen 
Hanidelspolitiik sein Gewicht zur Geltung bringen 
könne. Das GATT sehe ausdrücklich die Bildung 
solcher Gemeinschaften vor; seine Bestimmungen 
seien eine weitgehende Gewähr dafür, daß das 
Verhältnis der Gemeinschaft zu Drittländern nicht 
nachteiliger für diese sich zu entwickeln brauche 
als die Summe der bis zu diesem Zeitpunkt be- 
stehenden Beziehungen der einzelnen Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft; die iBestimmung des Ar- 
tikels 45 Abs. 2 wurde hierfür als ausreichend er- 
achtet; es sei eine perfektionistische Überforderung, 
wenn man schon heute für jeden einzelnen denkba- 
ren Fall der Zukunft eine klare Antwort erklärten 
wolle; es käme audi hier darauf an, ein bestimm- 
tes Maß an Vertrauen in eine sinnvolle Entwick- 
lung zu investieren. Im übrigen würde diese Frage 
durch die in Aussicht genommene Bildung einer 
Freihandelszone sowie durch mögliche Assoziie- 
rungsverträge mit in Frage kommenden weiteren 
Drittländern einer weitgehenden Klärung zuge- 
führt. 

3. 

Die mögliche Anwendung von Mindestpreis- 
systemen und der Abschluß langfristiger Präferenz- 
Abkommen wurden im Ausschuß ebenfalls ent- 
sprechend ihrer entscheidenden Bedeutung für die 
Übergangszeit eingehend erörtert. Dabei wurden 
übereinstimmend multilateral wirkende Mindest- 
preissysiteme als Ersatz für bisher bilateral ausge- 
handelte Kontingente als '.ein wesentlicher Fortschritt 
auf den Abbau der Handelshemmnisse auf dem Wege 
zu einem Gemeinsamen Markt bewertet; auch dann, 
wenn man idie 'Schwierigkeiten, „richtigliegende“ 
Mindestpreis:e zu fixieren, nicht verkennt, war 
man im Ausschuß doch weitgehend der überein- 
stimmenden Auffassung, daß die im Vertrag Ar- 
tikel 44 bestimmten objektiven Kriterien für die 


Festlegung von Mindestpreisen sowie die dort 
ebenfalls festgelegten Verfahrensregeln ausrei- 
chend für die Handhabung dieser Notbremse seien, 
ohne die kontinjuierliche Entwicklung zum Ge- 
meinsamen Markt wesentlich zu stören. 

In VerbindurDg mit den Bestimmungen in Ar- 
tikel 45 über den Abschluß langfristiger Präferenz- 
Verträge .gelangte der Ausschuß zu der Überzeu- 
gung, daß sie bei sorgfältiger und richtiger Hand- 
habung sogar eine Erleichterung und Beschleuni- 
gung für eine gemeinsame Organisation der Agrar- 
märkte und für die Formulierung einer gemein- 
samen europäischen Agrarpolitik sein könnten. 

4 . 

Mögliche Umstellungen in der landwirtschaft- 
lichen Produktion der Mitglieds taaten sowie not- 
wendige Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur müssen nach Meinung des Ausschusses 
linsibesondere im Zusammenhang mit dem Faktor 
Zeit gesehen werden. Der Ausschuß gelangte zu der 
Meinung, daß sehr wohl Ereignissie von innen her- 
aus aber auch vom außen eintreten könnten, die 
den Eintritt in den endgültigen Gemeinsamen 
Markt vor Ablauf ider Übergangszeit von 12 bis 
15 Jahren erforderten. Diese Möglichkeit dürfe bei 
den weiteren Verhandlungen nicht außer acht ge- 
lassen werden. 

So bleibe es die wichtigste Aufgabe, in den er- 
sten zwei Jahren nach Inkrafttreten des Vertrages 
die gemeinsame europäische Agrarpolitik festzu- 
legen und die Instrumente zu ihrer Durchführung 
zu schaffen; mit anderen Worten, den Grundlinien 
und grundsätzlichen Bestimmungen des Vertrags 
den notwendigen Geist und Inhalt eines echten Ge- 
meinsamen Marktes zu göben, der in der Lage ist, 
den Wohlstand und die Sicherheit der 160 Millio- 
nen Menschen dieser Gemeinschaft zu verbessern. 


Bonn, den 28. Juni 1957 

Lücker (München) 

Berichterstatter 
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8. Der Verkehr im Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

(Zweiter Teil Titel IV) 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bleiß 

'Dem Bereich des Verkehrs sind die Artikel 74 
bis 84 des Vertrags über die iGründung der Euro- 
päischen Wartschaftgemeinschaft gewidmet. Sie 
gellten für Beförderungen tim Eisenibahn-, Straßen- 
und Binnenschif f ah rts verkehr. Der Rat kann atber 
auch einstimmig (darüber entscheiden, ob, inwie- 
weit omd nach welchen Verfahren geeignete Vor- 
schriften für die iSeesch'iffaihrt und Luftfahrt zu 
erlassen sind. 

Artikel 74 bejaht den Grundsatz einer gemein- 
samen Verkehrspolitik. Es bleibt aber — nach dem 
Wortlaut des Vertrages — zunächst noch völlig 
offen, lauf welchem Wege der in Artikel 74 ausge- 
sprochene Grundsatz zu realisieren ist. Es bleibt 
offen, ob die (gemeinsame Verkehrspolitik auf der 
Grundlage der Gemeinwirtschaftlichkeit — so der 
grundsätzliche Standpunkt (der Bundesregierung — , 
des freien Wettbewerbs der Verkehrsträger — 
so viertreten von einer anderen Delegation — oder 
eines gemischten (Systems (betrieben werden soll. 
Trotz langwieriger Verhandlungen und zahlreicher 
Formulierungsvorschläge war hierüber bis zur Un- 
terzeichnung der Verträge eine Übereinstimmung 
zwischen den Vertragspartnern nicht zu erzielen. 
Man einigte sich lediglich insoweit, als der Rat bis 
zum Ende der zweiten Btufe einstimmig und da- 
nach mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

a) gemeinsame Regeln laufstellt 

für den internationalen Verkehr aus oder nach 
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates oder 
für den Durcbgiangsverkehr durch das Hoheits- 
gebiet eines oder mehrerer MitgiMedstaaten, 

b) die Bedingungen festlegt 

für die Zulassung von Verkehrsunternehmern 

zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, 
in diem sie nicht ansässig sind, 

c) alle sonstigen zweckdienlichen Vorschriften er- 
läßt. 

In Abweichung von dieser eben idargestellten 
Verfahrensweise sind laiber die Vorschriften über 
die Grundsätze der Verkehrsordnung, deren An- 
wendung die Lebenshaltung und die Beschäfti- 
gungslage (in bestimmten Gebieten sowie den Be- 
trieb der Verkehrseinrich'tungen ernstlich gefähr- 
den könnte, vom Rat — ohne jede Zelibegrenzung 
— einstimmig zu erlassen. Der Rat hat dabei die 


sich aus der Errichtung des gemeinsamen Marktes 
ergebende wirtschaftliche Entwicklung zu (berück- 
sichtigen. Die vorsichtige, stark auf den Ermessens- 
sipielraum abgiestellte Formulierunig ider Artikel 74 
und 75 bedeutet, daß die Grundsätze einer gemein- 
samen Verkehrspolitik von den Vertragspartnern 
noch erarbeitet werden müssen und daß sie — in 
den entscheidenden Eragen — der Zustimmung 
aller Vertragspartner bedürfen. .Zu den Maßnah- 
men im Rahmen ider gemeinsamen Verlkehrspolitik 
sollte vornehmliich auch die Beseitigung der soge- 
nannten „gebrochenen“ Tarifsätze gehören, soweit 
sie noch im grenzüberschreitenden Güterverkehr 
angewandt Wierden. 

Abgesehen von dieser zunächst noch ungeklärt 
gebliebenen (grundsätzlichen Verikehrsordnung ent- 
hält der Vertrag einige bedeutsame iSonderlbestim- 
mungen: 

Nach Artikel 76 darf ein Mitgliedstaat die ver- 
schiedenen bei mkrafttreten dieses Vertrages auf 
diesem Gebiet geltenden Vorschriften in ihren un- 
mittelbaren oder mittelbaren Auswiirkungen auf 
die Verkehrsunternehmen anderer 'Mitgliedstaaten 
im Vergleich zu den inländischen Verkehrsunter- 
nehmen nicht ungünstiger gestalten, wenn eine 
solche Maßnahme nicht ausdrücklich vom Rat ein- 
stimmig geäbdlligit wird. Dagegen sind Beihilfen, die 
den Erfordernissen der iKoordinierung des Ver- 
kehrs oder der Abgeltung bestimmter mit dem Be- 
griff des öffentlichen Dienstes zusammenhängen- 
der Leistungen entsprechen, zulässig. 

Artikel 78 ibejiaht das Priaizip der Eigenwirt- 
schafitlichkeit der Verkehrsträger, denn jede Maß- 
nahme auf dem Gebiet der Heföirderungsentgelte- 
und -^bedingungen, die im Rahmen dieses Vertra- 
ges getroffen wirci, hat der wirtschaftlichen Lage 
der Verkehrsuntemehmer Rechnung zu tragen. 
Eine Interpretation dieser Bestimmung scheint 
dringend erforderlich zu sein, insbesondere müßte 
geklärt werden, ob sich hieraus Folgen für die 
Tarifpolitik eines Vertragspartners bzw. An- 
sprüche der Verkehrsträger und Verkehrsunterneh- 
mer ergeben. 

Nach Artikel 79 sind bis spätestens dem Ende 
der zweiten Stufe Diskrimiinierungen zu beseitigen, 
die darin bestehen, idaß ein Verkehrsunternehmer 
auf denselben Ver^kehrsverbindungen für die (glei- 
chen Güter je nach ihrem Herkunfts- oder Be- 
stimmungsland unterschiedliche Frachten und Be- 
f ör derungsb ed ingungen anwendet. 
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Die Beseitigung der Dislkriminierungen während 
der Übergangszeit bleibt nicht dem betreffenden 
Viertragspartner üiberlassen, sondern hat sich nach 
einer Regelung zu vollziehen, idie binnen zweier 
Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes von dem 
Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und iSozialausschusses getroffen wird. Die Durch- 
führung dieser Regelung ^oibliegt der Kommission; 
sie prüft von sich aus oder auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates die Diskrimdnierungsfälle und erläßt 
nach Beratung mit jedem in (Betracht kommenden 
Mitgliedstaat die erforderlichen Entscheid'ungen. 

Bedeutsam ist Artikel 80. Er verbietet mit Be- 
ginn der zweiten iStufe die Anwendung von Aus- 
nahme- und Sondertarifen. Es heißt im Absatz 1 
des Artiikeils 80, daß „die von einem Mitgliedstaat 
auferlegten Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen verboten sind, die in irgendeiner Weise der 
Unterstützung oder dem Schutz eines oder mehre- 
rer bestimmter Unternehmungen oder Industrien 
dienen, es sei denn, daß die Kommission die Ge- 
nehmigung hierzu erteilt“. 

Bei der Prüfung der Frachten und Bef örderungs- 
bedingungen soll die Kommission die Erfordernisse 
einer angemessenen Btandortpolitik, die Bedürfnisse 


der unterentwickelten Gebiete und die Pröbleme 
der durch politische Umstände schwer betroffenen 
Gebiete und die Auswirkungen der Frachten und 
Beförderungsbedingungen auf den Wettbewenb 
zwischen den Verkehrsarten berücksichtigen. 

Artikel 80 Abs. 3 gestattet außerdem Wettbe- 
werbstarife, zu denen auch die deutschien See- 
hafenausnahmetarife zu rechnen sind. 

Eine Ausnahme ist für die Maßnahmen vorge- 
sehen, die erforderlich sind, die wirtschaftlichen 
Nachteile auszugleichen, die der Wirtschaft be- 
stimmter von der Teilung Deutschlands betroffe- 
ner Gebiete der Bundes repiublik aus dieser Tei- 
lung entstehen. iSie unterliegen nicht den Bestim- 
mungen des Vertrages. 

Der Ausschuß war übereinstimmend der Auf- 
fassung, daß bei der Gestaltung der künftigen Ver- 
kehrspolitik von 'der iStellung ausgegangien werden 
soll, die die Bundesregierung bei den Vertragsver- 
handlungen eingenommen hat. 

Bonn, den 28. Juni 1957 

Dr. Bleiß 

Berichterstatter 


9. Die Assoziierung der überseeisdien Gebiete 

(Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Vierter Teil) 


Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Leverkuehn 


Der Bericht ist im Auftrag des Ausschusses in Ab- 
wesenheit des im Ausland befindlichen Bericht- 
erstatters überarbeitet und ergänzt Abgeord- 
neten Dr. Pohle (Düsseldorf). 

Die Mitglieder der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft, die zu überseeisdien Gebieten beson- 
dere Beziehungen haben, stehen zu 'diesen etwa in 
einem Verhältnis, das als das eines „Gemeinsamen 
Marktes“ bezeichnet werden kann. Es war not- 
wendig, daß beim Übergang der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zum Gemeinsamen Markt 
eine Klärung dieses Verhältnisses erfolgte. Aus der 
historischen Entwicklung und den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten war zu folgern, daß eine Verbin- 
dung beider Märkte gesucht werden mußte. Dabei 


fanden sich gewisse internationale Bindungen, die 
beachtet werden mußten, wie beispielswiedse die 
Kongo- Akte, die durch Vertrag von 1919 auch auf 
gewisse andere Gebiete in Zentral- und West- 
Afrika ausgedehnt worden war. 

Die Artikel 131 bis 136 des Vertrages werden 'er- 
gänzt 

durch idas Durchführungsabkommen über die 
Assoziierung der überseeischen Länder und 

Hoheitsgebiete mit der Gemeinschaft nebst seinen 
Anlagen — Drucksache 3440 Seite 60 — , 

durch das Protokoll über die Regelung für die 

Waren, die unter die iZuständigkeit der Buro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, 
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hinsichtlich Algeriens und der überseeischen 
Departements der Französischen Republik — 

Drucksache 3440 Seite 59 — , 

durch das Protokoll über die Anwendung des Ver- 
trags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft auf die außereuropäischen Teile des 
Königreichs der Niederlande — Drucksache 3440 
Seite 59 — , 

durch die Protokolle über das Zollkontingent für 
die Einfuhr von Bananen und von ungebranntem 
Kaffee — Drucksache 3440 Seite 63 — , 

ferner durch die sogenannten Absichtserklärungen 
im Hinblick auf die Assoziierung der unabhängigen 
Länder der Franken-Zone, des Königreichs Libyen, 
Surinams und der Niederländischen Antillen mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
über das zur Zeit unter der Verwaltung der 
Italienischen Republik stehende Treuhandgebiet 
Somaliland — Drucksache 3440 Seite 3 bis 4 — . 

Seitens der Vertreter der Bundesregierung 
wurde im Ausschuß darauf hingewiesen, daß die in 
Betracht kommenden überseeischen Gebiete lin drei 
Gruppen zu teilen seien, nämlich die selbständigen 
Staaten, sodann jene Gebiete, die rechtlich Teile 
ihres Mutterlandes seien, und endlich die sonsti- 
gen überseeischen Gebiete. Mit der ersten Gruppe, 
zu der Tunis, Marokko, Libyen, Surinam, die 
Niederländischen Antillen und Italienisch-Somali- 
land zählen, sollen nach dem Vertrag Assoziations- 
abkommen abgeschlossen werden. Bei den Gebie- 
ten, die rechtlich Teile ihres Mutterlandes sind, 
handelt es sich um Algier und einige kleinere 
französische Gebiete, wie Martinique, Guadeloupe, 
Reunion. Nach Artikel 227 finden in ihnen gewisse 
Bestimmungen des Vertrages sofort Anwendung. 
Andere treten erst auf Grund einer einstimmigen 
Entscheidung des Rates in Kraft. 

Nach Artikel 16 des Durohführungsabkommens 
über die Assoziierung der überseeischen Länder 
und Hoheitsgebiete können die Mittel des zur För- 
derung der sozialen und wirtschaftlichen Entwick- 
lung geschaffenen sogenannten Entwicklungsfonds 
auch für Vorhaben in Algier und in den über- 
seeischen Departements Frankreichs verwendet 
werden. Die französische Regierung hat jedoch er- 
klärt, sie beabsichtige nur Anträge im Hinblick 
auf die unter die Zuständigkeit des Ministers für 
das überseeische Frankreich fallenden Gebiete zu 
stellen, zu denen Algier und die überseeLschen 
Departements nicht gehören. Wenn diese Erklä- 
rung der französischen Regierung auch den Inhalt 
des Vertrages nicht modifiziert, so stellt sie doch 
die Absichten der französischen Regierung unzwei- 
deutig klar. 

Aber nicht nur im Hinblick auf Algier, sondern 
auch im Hinblick auf die dritte Gruppe, nämlich 
die sonstigen überseeischen Gebiete, wurde im 
Ausschuß eine Reihe von Fragen gestellt, die ge- 
wisse Bedenken gegen deren in Artikel 131 nieder- 
gelegte „Assoziierung“ an die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft erkennen ließen. Hierbei er- 


gaben sich als Kernfragen, ob die Bundesrepublik 
nicht dadurch zu einem von Ihr nicht gewünschten 
kolonialen Engagement gezwungen würde, ob nicht 
die handeLspolitische Gefahr einer Präferenzzone 
mit der Tendenz zur ewigen Dauer entstünde, und 
schließlich, ob etwia das Risiko der finanzielLen 
Überbelastung heraufbeschworen, die Hoffnung 
auf private Investitionen in jenen Gebieten sich 
zudem als Fehlschlag erweisen würde. Auch wurde 
von verschiedenen Seiten auf die nicht durchweg 
befriedigende Regelung des Niederlassungsrechts 
und der Beteiligungsmöglichkeiten hingewiesen. 

Der Ausschuß verschloß sich andererseits nicht 
der Erkenntnis, daß .der afrikanische Kontinent 
in seiner weiteren Entwicklung nicht sich selbst 
überlassen bleiben dürfe, sondern daß ihm weit- 
gehende europäische Wirtschaftshilfe zuteil werden 
müsse. Was die Beteiligunig privater Mittel an der 
weiteren Erschließung der in Frage kommenden 
überseeischen Gebiete anlangt, so bleibt die Ent- 
wicklung abzu warten. 

Der Befürchtung, daß die Bundesrepublik in eine 
überlebte koloniale Politik verstrickt werden 
könne, ist entgegenzuhalten: Artikel 131 macht die 
Präambel zum Vertragsinhalt, die ihrerseits auf die 
Charta der Vereinten Nationen und damit auf das 
Selbstbestirnmungsrecht der Völker verweist. Die 
hier in Betracht kommenden Bestimmungen der 
UN- Char ta lauten : 

„Die Mitglieder der Vereinten Nationen, wel- 
che die Verantwortung für die Verwaltung von Ge- 
bieten haben oder übernehmen, deren Völker noch 
nicht die volle Selbstregierung erreicht haben, an- 
erkennen den Grundsatz, daß die Interessen der 
Bewohner dieser Gebiete ausschlaggebend sind, 
und übernehmen als eine heilige Mission die Ver- 
pflichtung, die Wohlfahrt der Bewohner dieser Ge- 
biete im Rahmen des durch die vorliegende Sat- 
zung begründeten Systems des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit weitestgehend zu 
fördern und zu diesem Zweck 

a) mit gebührender Rücksichtnahme auf die Kul- 
tur der betreffenden Völker ihren politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und erzieherischen 
Fortschritt, ihre gerechte Behandlung und ihren 
Schutz gegen Mißbräuche zu gewährleisten; 

b) die Fähigkeit zur Selbstregierung zu entwik- 
kehi, die politischen Bestrebungen der Völker 
gebührend zu berücksichtigen und sie bei der 
schrittweisen Entwicklung ihrer freien poli- 
tischen Einrichtung zu unterstützen, entspre- 
chend den besonderen Verhältnissen jedes ein- 
zelnen Geibiets und dessen Bevölkerung und 
den verschiedenen Stufen ihrer Entwicklung; 

(Artikel 73) 

Im Durchführungsabkommen sind Bestimmun- 
gen getroffen, aus denen sich ergibt, daß nur sol- 
che Investitionsprojekte aus dem Entwicklungs- 
fonds gefördert werden, die der einheimischen Be- 
völkerung zugute kommen. Das sogenannte 
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Projektprinzip list anerkannt; die aufgebrachten 
Mittel müssen förderungs würdigen konkreten Pro- 
jekten dienen. iBei allen Projekten ist eine Beteili- 
gung der regionalen Vertretungen der Bevölke- 
rung vorgesehen. Die Französische Kammer hat 
zudem durch vor kurzem erlassene Gesetze in 13 
französischen Interessengebieten parlamentarische 
Körperschaften der Einwohner vorgesehen. End- 
lich sind diie Stimmen (in Rat und Europäischer 
Kommission bei der Beschlußfassung über die Ver- 
wendung der Mittel so verteilt, daß der Bundes- 
republik ein erhebliches Stimmgewicht zukommt. 
In der Gewährung von 33 von 100 Stimmen und 
der Notwendigkeit der Beschlußfassung durch eine 
Zweidrittel-Mehrheit liegt eine beträchtliche 
Wahrscheinlichkeit dafür, daß Projekte, die die 
Bundesrepublik nicht billigt, nicht verwirklicht 
werden. 

Die Einbeziehung der überseeischen Gebiete in 
den Gemeinsamen Markt wird auch damit gerecht- 
fertigt, daß das Tempo der Entwicklung in diesen 
Gebieten in der letzten Zeit zugenommen hat und 
möglicherweise in nächster Zukunft noch mehr an 
Geschwindigkeit gewinnen wird. Die französische 
Regierung fühlt sich den Lasten, die daraus ent- 
stehen, nicht mehr allein gewachsen. Inwieweit 
dies auch bei den anderen Vertragspartnern der 
Fall ist, wird die Entwicklung erweisen. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß Frankreich für die Anpas- 
.sung im europäischen Raum im gleichen Zeitraum 
beträchtliche Mittel aufzuwenden haben wird. 
Unter diesen Gesichtspunkten haben die übrigen 
Partner den im Vertragswerk vorgesehenen Bei- 
trägen zugestimmt. Sie sind, in erster Linie für die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung bestimmt 
und sollen der sogenannten Infrastruktur dienen, 
also Aufbauunternehmungen, wie Hafen, Eisen- 
bahnen, Straßen, und sozialen Zwecken, wie dem 
Bau von Krankenhäusern, Schulen und dergleichen. 
Beobachtungen und Studien, die von deutschen Be- 
suchern in letzter Zeit gemacht wurden, ergaben, 
daß in manchen Gebieten bereits Fortschritte auf 
dem Wege zur staatlichen Selbständigkeit erzielt 
wurden. 

Der Ausschuß legt in diesem Zusammenhang 
Wert darauf, auf die Unterstützung der Tendenzen 
zur wirtschaftlichen, sozialen und politischen Ent- 
wicklung hinzuweisen, die der Europarat in seiner 
Entschließung 126 zum Ausdruck brachte. Dort 
heißt es unter Punkt 15, „daß zur Durchführung 
des Vertrages über die beiderseitigen Ansichten, 
Erfordernisse und Präferenzen zwischen Europäern 
und Afrikanern auf der Basis der Gleichheit Kon- 
sultationen stattfinden sollten“. Punkt 16 verweist 
auf die Anwendungskonvention, „die die volle Mit- 
wirkung der Vertreter der überseeischen Völker 
bei der Investitionspolitik der Gemeinschaft in die- 
sen Ländern sicherstellen soll und damit Gewähr 
dafür bietet, daß sie zu der wirtschaftlichen, so- 
zialen und politischen Entwicklung dieser Völker 
beitragen wird“. 


Der Ausschuß hat sich auch mit der Frage be- 
schäftigt, ob durch die Einbeziehung der übersee- 
ischen Gebiete unter den Vertrag wirtschaftliche 
Störungen zu erwarten sind. Das scheint schon des- 
wegen nicht der Fall zu sein, weil die Einfuhr aus 
diesen Gebieten in den letzten Jahren nur 2,6 bis 
2,7 V. H. der Einfuhr der Bundesrepublik betrug, 
die Ausfuhr sogar nur 1,3 bis 1,4 v. H. Unter diesen 
Umständen ist mit Störungen in den bisherigen 
Außenhandelsibeziehungen der Bundesrepublik 
nicht zu rechnen. Vielmehr darf erwartet werden, 
daß eine Intensivierung der wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zu den überseeischen Gebieten sich in- 
nerhalb der allgemeinen Steigerung des Ein- und 
Ausfuhrhandels abspielen wird. Eine Ausdehnung 
der Handelsbeziehungen kann als Folge der aBge- 
meinen Erhöhung der Produktivität und der An- 
sprüche auf einen erhöhten Lebensstandard erwar- 
tet werden. Dies entspricht auch den Zielen des 
Gemeinsamen Marktes. 

Aut einem Spezialgebiet, auf dem ein Schutz 
bisheriger Beziehungen des Überseehandels erfor- 
derlich war, ist das Protokoll über das Zollkontin- 
gent für die Einfuhr von Bananen ergangen. In 
ihm wird eine zollfreie Einfuhr von 90 v. H. der 
1956 eingeführten Menge zugestanden, die sich in 
vorsichtiger Degression verringert. 

Das bisher in den überseeischen Besitzungen ge- 
schützte Niederlassungsrecht für die Staatsange- 
hörigen des Mutterlandes wird auf die Mitglied- 
staaten des Vertragsw^erks auf Grund der Gleich- 
berechtigung ausgedehnt. Bereits im ersten Jahr 
muß eine Entscheidung des Rats mit qualifizierter 
Mehrheit heilbeigeführt werden; sie soll regeln, 
wie das Niederlassungsrecht im einzelnen zu hand- 
haben ist. 

Der Entwicklungsfonds, der im ganzen 581 Mil- 
lionen Dollar in einem Zeitraum von 5 Jahren be- 
trägt, wird in Jahresibeiträgen von anfänglich 
10 V. H. bis im letzten Jahr von 38,5 v. H. aufge- 
bracht. Er wird von der Europäischen Kommission 
verwaltet. Die Bundesrepublik und Frankreich 
tragen je 200 Millionen Dollar bei. Beide Lander 
haben je 33 Stimmen bei der Abstimmung im Mini- 
sterrat Über die durchzuführenden Projekte; eine 
qualifizierte Mehrheit von zwei Dritteln ist vorge- 
sehen. Einstimmigkeit zu verlangen, würde die 
Ausnutzung des Fonds voraussichtlich stark behin- 
dern. 

Weitere Einzelheiten können aus der Begrün- 
dung in Drucksache 3440 entnommen werden, für 
die überseeischen Gebiete insbesondere auf Seite 
138 ff., von der der Ausschuß zustimmend Kennt- 
nis genommen hat. 


Bonn, den 28. Juni 1957 

Dr. Leverkuehn Dr. Pohle (Düsseldorf) 

Berichterstatter 
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10. Die Freihandelszone 


Berichterstatter: Abgeordneter Scheel 

A. 

Auif der MindsteTraitstaigiung der OEEC vom 
21. Jfu'li 1956 machte der Generalsekretär, M. Ser- 
geny t, mit englischer Unterstützung 'den Vorschlag, 
der vorgeseh'enen Eiuropäischien Wirtschaftsigemein- 
schaft eine Freihandelszone der OEEC-Länder an- 
zugliedem. Dieser Vorschlag hat zwei Wurzeln: 

1. Die Weiterentwicklung im OEEC-Riaum stieß auf 
zun ehmiende S chAvierigk eiten . 

2. Die Uiberlegiungen, einen Gemeinsiamen Markt 
der sechs Mentanunio ns- Länder zu ibilden, hatten 
einen direkten Einfluß auf die englische Haltung. 


Zu 1. 

Die Entwicklung der OEEC 

In iden ersten Jahren ihrer Tätigkeit bemühte 
sich die OEEC hauptsächlich um den Abbau der 
sogenannten mengenmäßigen Einfuhrbeschränkun- 
gen, die seinerzeit lals das größte Hindernis auf dem 
Wege zur Liberalisierung des Wiaren Verkehrs ange- 
sehen wurden. Dank der Arbeit der OEEC gelang 
es im Laufe der Jahre, den Litberaldsierungsstand 
im europäischen Durchschnitt nahe an 90 v. H. her- 
amzuführen. Es zeigte sich, idaß man damit weit- 
gehend am der Grenze des Erreichbaren angelangt 
war. Insbesandere machten die Länder mit relativ 
niedrigem Zoliniveau (iBenelux, Skandinaviien, 
Schweiz) den weiteren Abbau der mengenmäßigen 
Beschränkaangen davon abhängig, diaß die übrigen 
Länder ihr Zollniveau senken würden. Daraufhin 
wurden innerhalb ider Organisation Zollsenkungs- 
pläine entwickelt, die jedoch lauf 'den Widerstand 
Großbritianniens und Frankreichs stießen. 

Zu 2. 

Durch eine Initiative der Gemeinsamen Versamm- 
Irung der Buropäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl entwickelten nach der Messina-Konferenz 
die Sechs Mitgliedstaaten ihr Zollunions-Projekt, 
das tim Laufe des Jahres 1956 immer konkretere 
Formen annjähm. 

In dieser Situation legte der GeneraLstekretär der 
OEEC auf der Minister ratstagiung Mitte Juli 1956 
den Plan vor, die sechs Länder des Gern einsamen 
Marktes mit den übrigen OEEC-Ländem in einer 
Freihandelszone zu vereinigen. Der Plan fand all- 
gemeine Billigung lUind der Minis terrat beschloß, 
einen Expertenausschuß einzusetzen, dem der Auf- 
trag gegeben wurde, „die möglichen Formen und 
Verfahren einer Assoziierung mit multilateral ar 


Grundilage zwischen der vor geschlagenen Zollunion 
und den dieser Gruppe nicht -angeh origen Mit- 
gliedsländem zu untersuchen.“ 


Neuorientierung der britischen Politik 

Diese Initiiative war möglich geworden durch 
eine inzwischen erfolgte Neuorientiierung .dier bri- 
tischen Politik. Bis dahiin hatte GroßbritannLen im 
Hinblick auf seine traditionellen Bindungen an das 
Commonweialth sieh von allen Bestrebungen um 
einen engeren wiirtschaftlichen europäischen Zu- 
sammenschluß abseits gehailten. Auch eine Betei- 
ligung an der Zollunion der Sechs war britischer- 
seiits unter Hinweis auf das Zoll-Präferenzsystem 
des britischen Commonwealth äbgelehnt worden. 
Diese britische Haltung hatte zur Folge, daß sich 
eine Reihe anderer europäischer Länder ebenfalls 
abseits hiielt. 

Die Besorgnis hinsichtlich der Auswirkungen des 
her an reif enden Gemeinsamen M^arktes auf die bri- 
tischen Exportmöglichkeiten auf dem europäischen 
Kontinent führte, zusammen mit gewissen Fak- 
toren (der Relativierung des Wertes der Präferen- 
zen durch Entwicklumgen innerhalb des Empire 
sowie den politischen und wirtschaftlichen Konse- 
quenzen der Sueskrise), zu einem Wandel der bri- 
ti sehen Europa-Politik. 

Großbritannien suchte nach einer Möglichkeit, 
sich an eiinem engeren wirtschaftMchein Zusarnmen- 
schluß mit dem europäischen Kontinent, der 25 v.H. 
seiner Exporte aufnimmt, zu beteiligen, ohne seine 
wirtschaftlichen Bindungen an dias Common wealth, 
das 50 V. H. der britiischen Exporte iaufnimmt, auf- 
zugeiben. Diese Möglichkeit bietet ihm die Formel 
der Freihandelszone, iin der im Gegensatz zur Zoll- 
union kein einheitlicher Außentarif gebildet wird, 
sondern jedes Land sieinien eigenen Zollsatz gegen- 
über dritten Ländern beibehält. 

Durch die Verwirklichiung des Proj.ekts iwürde in 
Westeuropa ein Freihandelsgebiet unter Einschluß 
Großbritanniens entstehen, das eine Bevölkerung 
von 250 Millionen Menschen umfaßt. Innerhalb 
dieses Gebiets würden die Industrien der beteilig- 
ten Länder 'im Laufe der Zeit die gleichen Vorteile 
der Massenproduktion und der Arbeitsteilung nutz- 
bar machen können, über die heute z. B, die USA 
verfügen. Durch .diesen größeren europäischen 
Markt würde die Gefahr ei.ner Abschnürung der 
sechs Länder des Gemeinsamen Marktes vom 
übrigen Europa sowie mögliche Störungen im bis- 
iherigien Austauschverhältnis des Warenverkehrs 
weitgehend vermieden werden. 
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B. 

Durch die Entschieddiuing des Mmiistemats der 
OEEC voim 21. JuiM 1956 wurde eine Arbeits- 
gruppe 17 gebildet, die sich mit .den wdchtigsrten 
Problemen, die mit der Errichtung einer Frei- 
handelszone entstehen, befaßt hat. Die Arbeits- 
gruppe sollte ihren Bericht bis zum Ende des Jahres 
1956 dem Ministerrat vorlegen. Auf seiner letzten 
Sitzung Mitte Februiar 1957 hat ider Ministerrat 
den Bericht der Expertengruppe besprochen, der 
die technische Durchführbarkieit des Projektes be- 
jiaht. 

Der Bericht, der nur die Grundsatzfrage beant- 
wortete, ließ einige wichtige Gebiete unerledigt. 
So z. B.; 

a) Den Einschluß der fand wirtschaftlichen Erzeug- 
nisse, 

b) die Beteiligung und die ibesondere Stellung der 
unterentwickelten Länder (Griechenland, Türkei, 
Irland, Island, Portugal), 

c) die Möglichkeiten der Harmonisierung lau.i wirt- 
schaftlichem, fiiinanz:iellem und sozialem Gebiet. 

Als Ergebnis der Ministerratsbesprechuing wurde 
ein Arbeitsstab gebildet, dessen Leiter der britische 
Schatzkanzler Sir Thorneycroft ist. Dieser Arbeits- 
stab, der die Vorarbeiten für die Entwicklung .einer 
Planung zur Freihandelszone durchführt, hat drei 
Arbeitsgruppen gebildet: 

Arbeitsgruppe 21 

für die allgemeinen Probleme der Freihandels- 
zone 

Arbeitsgruppe 22 

für das Problem der Landwirtschaft in der Frei- 
hanidelszone 

Großbiätannien fordert den Ausschluß der 
Agrarprodukte aus der Freih'andelszone, da 
seine Einfuhren aus dem Coanmonweialth zu 
90 V. H. aus Agrarprodukten bestehen und durch 
Präferenzzölle geschützt sind. Die europäischen 
Agrar-Exportländer legen .entscheidenden Wert 
auf dien Einschluß des Agrarsektors, dem sie als 
Gegenleistung für die Öffnung ihrer Märkte für 
die indiustriellen Produkte der lamderen Länder 
betrachten. 

Arbeitsgruppe 23 

für .diie Fragen der unter industrialisierten Län- 
der (sogenannte Excentrics) und die .damit ver- 
bundenen Investitionsfragen 

Die ;unteriindustrialisierten Mitgtlledsländer der 
OEEC 'Wünschen sich ‘an der FreihandeLszone zu 
beteiligen, um ein weiteres Zurückbleiben ihres 
Entwicklungsstandes zu vermediden. Sie ierkläre:i 
jedoch, idaß sie vorerst auf Schutzzölle für ihre 
Industrie nicht verzichten können. 


Die Verhandlungen zur Ausarbeitung eines Ver- 
tragstextes und zur Prüfung von Lösungsmöglich- 
keiten für die Probleme der Landwirtschaft und 
der Entwicklungsländer, die Anfang März aufge- 
nommen worden waren, haben inoch nicht zur Ent- 
scheidung in politischen Kernfragen geführt. In- 
wieweit die Bildung einer Freihandelszone eine 
Änderung und Ergänzung der Vertragstexte über 
die Bildung der Europäischen Wirtschaftsigemein- 
schjaft bedingt, kann noch nicht übersehen werden. 
Um die Ratifikation der in den verschiiedenen Par- 
lamenten im Augenblick behandielten Vertragstexte 
nicht zu gefährden, soll die ursprünglich für den 
Juli vorgesehene Ministerratstagung voraussichtlich 
zunächst auf den Herbst verschoben werden. 

C. 

L 

Im Februar 1957 legte England in einem Memo- 
randum ,,A European free trade area“, das an die 

OEEC gerichtet war, seinen Standpunkt zur Frage 
einer Freihandelszone dar. In dieser offiziellen 
Stellungnahme wurden u. a. folgende Punkte her- 
vorgehoben : 

England wünscht die Errichtung eines großen 
europäischen Marktes durch die Beseitigung der 
Zollschranken und der Kontingentierung. Jedoch 
möchte das Königreich diesen Markt auf indu- 
strielle Erzeugnisse beschränkt sehen. 

Aus Rücksichtnahme auf die Verpflichtungen im 
Co,mmonwealth kann England nicht der Zollunion 
der sechs Länder bei treten, da sonst die Einfuhren 
laus dem Commonwealth nur eine Zollpräferenz 
hätten, wohingegen die Einfuhren aus den Ländern 
der Zollunion zollfrei wären. Daher richtet England 
die Aufmerksiamkeit ‘auf die Schaffung einer Frei- 
handelszone, deren Mitglieder die Mengenkontin- 
gentierungen und die Zollschranken im Verkehr 
luntereinander beseitigen, die aber gleichzeitig ihre 
eigenen Regelungen hinsichtlich dier Einfuhren aus 
den Staaten, die nicht Mitglied der Zone sind, bei- 
behalten. 

Niach der Meinung des Vereinigten Königreichs 
würde eine Freihandelszone die ständige Beibe- 
haltung eines hohen Beschäftigungsgrades sichern. 
Die miit der erhöhten Spezialisierung der Wirt- 
schiaft verbundene Steigerung .der technischen Ent- 
wicklung würde eine Stärkung der europäischen 
Wirtschiaft ergeben, die eine schrittweise Abschaf- 
fung der Beschränkungen für die Einfuhren aus 
den nicht zur Zone gehörigen Ländern erlaubt. 
Das Ziel bestehe lin der Beseitiigung der Handels- 
hemmniisse in einem wesentlichen Bereich des Welt- 
handels. 

Obwohl eine Freihandelszone .zunächst nur den 
Abbau der Zolle und der Kontingentierungen be- 
treiben würde, wird in der Praxis ln der Zukunft 
mit einer Tendenz zu einer engeren Zusamrnen- 
arbeit im Bereich der Wirtschaftspolitik zwischen 
den Mdtgliedem der Zone zu rechnen sein. 


59 



Die Landwirtschaft, die lin Erugdand geschützt ißit, 
soll nicht (in die Freihanidelszone edinibezogen weridien. 

Das Viereinigte Köniigredch 'isit der Aoiffiassnonig, 
diaß die FreiihandieLszone iim Rahnien der OEEC er- 
richtet werden solilte, daß möglicherweise laber ibe- 
sondiere Instituitioinen njotwendig sein werden, 

2 . 

Im Gegensatz ziur lenglischen Haltung steht die 
Aujffasisiung landierer agrarpiolitis'ch ibesoniders inter- 
essiierter Länder, wie z. B. Dänemark, dias eine 
Freihandelszone, idie die landwirtBchaftlichen Pro- 
dukte nicht einlbieziiiehen würde, mit starken Be- 
denken betrachtet. Für Dänemark ist es schwierig, 
sieinen Markt für die gewerbliichen Produkte zu 
öffnen, währenid für die Produkte seiner Agrar- 
wirtschaft keinerlei Erleichterungen eintreten. 
Dänemarks Stellunig ist aoch insoweat besonders 
schwierig, äls der landw’irtschaftlich bedeutendste 
Konkurrent, die Niiederlande, sich im Rahmien der 
Europäisichen Wirtschaf tsgemeiins'chaft eine Sonder- 
stellung, nicht zuletzt lauf Kosten Dänemarks, er- 
worbien hat. In Dänemark erörtert >msm daher unter 
anderem die Möiglichkeiit eines Sondfervertrages mit 
der Europäischen Wirtschaftsigemeinsichaft, der 
einen Teilanschluß des däniischien Agrarsektors be- 
wirken soll. 

Der völlige Ausschluß der Agrarerzeugnisse wür- 
de lauch Schwiierigikeiten im GATT mit sich bringen, 
dia sich nach dessen Bestimmungen die Freihandels- 
zone auf alle wesen tlichien Teile (des Handels er- 
strecken muß. 

In den mieisten europäischen Ländern, die der 
Europäischen Wlrtscbaftsgeimeinschaft nicht ange- 
hören werden, ist (der Gedanke einer Ergänzung 
dieser Zollunion durch eine Freihandelszone positiv 
aiufgenoimmjen worden. 


D. 

Der 3. Sonderausschuß des Deutschen Bundestages 
(Gemeinsamer Markt/Euratom) hat die Entwick- 
lung der Diskussionen um eine Freihanidelszone in 
seiner Sitzung vom 24. Mai 1957 beraten. Es ist 
davon lauszugeihen, daß der Gemeinsame Markt lund 
idle weltwirtschaftliche Zusammenarbeit einander 
nicht aussichließen dürfen, sondern daß sie sich 
gegenseitig fördern sollen. Der Vertrag ülber die 
Europäisichie Wiirtschaftsgemeinschaft birgt nach der 
Me,inung des Ausschusses nehmen Vorzügen auch 
Gefaihrenelemjente. Es besteht die Gefahr, daß sich 
der Markt der Europäischen Wirts ch'aftsgemeln- 
schaft durch eine gemeinsame Außienzollpolitik 
gegenüber den übrigen OEEC-Ländem abs'chMeßen 
könnte. Geradie für idie Bundesrepublik, für die der 
Außenhandel ein Fundament einer stabüen wirt- 
schaftlichen Entwicklung iist, imuß aber oiberstes 
Ziel 'aller hianidelspolitischen Erwäigungen sein, leine 
nach allen Sieiten offene und freie B'ewegam'gsmög- 
lichkeit zu haben. So erscheint eine Fredihiandels- 


zone, die la'Re OEEC-Länder 'umfaßt, geradezu als 
eine notwendige Ergänzung des Gem,einsamien 
Marktes 'der Sechs. 

Insoweit ist die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft >in der Entwicklung kein Endstadium, son- 
dern eine Etappe auf dem Wege zu einer stetigen 
freieren Entwicklung des gesamten Welthandels. 

Diese Auffassung ^vurde in iden Besprechungen 
zwischen Biuinldeskanzler Dr. Adenauer und dem 
englischen Premierminister MiacMillan besion'ders 
hervorgehoben. 

Während einerseits der Gedanke, i©:ne Frei- 
handelszone ;zu bilden, ohne 'das Zustandekommen 
der Eu;ropä:ischen Wirts chaftsgemteinschaft wohl 
kaum bis zum jetzigen Stadium gelangt wäre, muß 
landiererseits die Freilhaindielszone als eine notwen- 
dige Ergäinzu'ng 'der Europäis'chiein Wirtschaftsge- 
meinschaft langiesehien werden. Es genügt aber 
nicht, daß inin'erihialib der Freihandelszone eine 
liberale Handelspolitik getrieben wird. Die Zone als 
solche muß freie Verbindung zum Weltoarkt haben, 
dienn lauf die Dauer kann selbst ein so großer Wirt- 
schaftsraum wiie dieser OEEC-Raum vom Welt- 
markt (isoliiert nicht bestehen. 

Die Gefahren, daß (die kl den Verträgen zur Eu- 
ropäischen Wirts'chaftsgemeinschaft erkiennibaren 
restriktivien Tendenzen sich durchs, etzen könnten, 
werden durch die Veilbindung dieses Marktes mit 
einer Freihandelszione weitgehiend beseitigt. 

Die im Zusammerihang mit der Nieubildung der 
französischen Regierung sichtbar gewordienen Über- 
legungen 'fühirendier französischer Politiker zu noch 
stärkeren Restriktionen in der Handelspolitik dür- 
fen nicht unbeachtet bleiben. 

Aber nicht nur die wirtschaftliche Seite dieser 
Frage ist zu beachten, 'Siond'ern vielmehr lauch die 
politische Bedeutun^g. Eine zunehmende Integra- 
tion nationaler Wirtschaften schafft Fakten, deren 
politische Foligen 'unausweichlich sind. Der poli- 
tis'Che Wille des Deutschen Bundestages ist es, zu 
einer Zusammenarbeit aller europäischen Völker 
zu kommen. Es erscheint daher unumgänglich nötig, 
neben der wirtschaftlichen Intregiation im Bereich 
der Europäischen Wirts chaftsgemeinstchaft die Ar- 
beiten an der Schaffung einer Freiih,andelszone mit 
aller Energie vorwärts zu treiben, um so im grö- 
ßeren OEEC-Bereich d'a's weitergestreckte politische 
Ziel leirier Gesamteinigung Europas lanzusitreben. 
Die Anwendung der Verträge über die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft muß ebenfalls diesem 
Ziele dienen. 

Die Regieru;ngen 'der vertragschließenden Län- 
der 'haben in rder Präambel zu den Verträgien über 
die Gründung ider Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinischaft er- 
klärt, daß sie 

„in dem fesiten Willen, idie Graxndlagen für einen 

immer 'engeren Zusammenschluß der europäischen 

Völker zu schaffen,“ 
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„in dem Wunsch, durch eine gemieinsame Han- 
delspolitik zur fortschreitenden Besieitigunjg der 
Beschränihunigen im zwischenstaatlichien Wirt- 
schaftsverkehr 'beizutragen,“ 

„entschlossen, durch diesen Zusiaonmenschliuß 
ihrer Wirtschaftskräfte Frieden und Freiheit zu 
wahren und zu festigen und miit der Aufforde- 
rung an idie anderen Völker Burop,as, die sich zu 
dem igleichen hohen Ziel 'bekennen, 'sich diesen 
Bestrebungen anzuschließen, “ 

dk^ vorstehenden Verträge ialbgeschlossien haben. 

In einer feierlichen Erklärung bekennen die Ver- 
tragspartner gemeinsam, 

,,djaß sie ialsbaild nach Inkrafttreten der Ver- 
träge, linsbesondere im Rahmen der internatio- 
nalen Organisationen, denen sie angehören, Ab- 
kommen schließen wollen, um diese im gemein- 
saimien Interesse liegen den Ziele zu erreichen und 
die 'harmonische Entwicklung des gesamten 
Handelsverkehrs zu gewährleLsten.“ 

Der Bundesrat 

„hält leß für erforderlich, daß die Bundesregie- 
rung im Sinne der gemeirusamen Erklärung der 


Mitgliedstaaten mit größter Beschleunigung alle 
notwendigen Schritte unternimmit, die zur Bil- 
dung einer Freihandelszone und damit zu einer 
europäischen Qesiamtlösung führen.“ 

Der Sonderausschuß schließt sich den Erklärun- 
gen ider Vertragschließenden lund dem Wunsche 
des Bundesrates an und legt dem Bundestag eine 
entsprechende Entschließung zur Anna‘hime vor. 

Es ist als ein M'angel lempfunden worden, daß das 
Parlament mit seinen Organen in die Entwicklun- 
gen, die zum Abschluß der Verträge über iden Ge- 
meinsamen Markt geführt haben, nicht frühzeitig 
genug 'einbezogen worden ist. Die Notwendigkeit 
des Abschlusses von Verträgen über die Bildung 
einer Freihandielszone .erscheinen d.em Sonderaus- 
schuß so bedeutend, daß ein piarlamentarischer Aus- 
schuß des Bundestages miit der ständigen weiteren 
Behandlung dieses Fragenkomplexes betraut wer- 
den sollte. 


Bonn, den 28. Juni 1957 

Scheel 

Berichterstatter 


61 




B. ANTRAG DES AUSSCHUSSES: 


Der Bundestag wolle besdiließen, 

den Gesetzentwurf — Drudtsadien 3440, Nachtrag zu 
3440, 3615 — in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 28. Juni 1957 


Der 3. Sonderausschuß 
— Gemeinsamer Markt/Euratom — 

Dr. Furier 

Dr. Elbräditer - 

Dr. Mommer 
Geiger (München) 

Sabel 

Ritzel 

Dr. Hellwig 
Lücker (München) 

Dr. Bleiß 
Dr. Leverkuehn 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 
Dr. Furier Sdieel 

Vorsitzender Berichterstatter 


63 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft 
- Drucksache 3440 - 

mit den Beschlüssen des 3. Sonderausschusses — Gemeinsamer Markt/Euratom — 


Entwurf 


Entwurf ^ines Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschtaftsgemednschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz Beschlossen: 


Artlikel 1 

Den in Rom am 25. März 1957 Unterzeich- 
neten Verträgen zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur 
Gründung der Epropäischen Atomgemein- 
schaft nebst ihren Anhängen und den ihnen 
beigefügten Protokollen und dem gleichzeitig 
Unterzeichneten Abkommen über gemein- 
same Organe für die Europäischen Gemein- 
schaften wird zugestimmt. Die Verträge, ihre 
Anhänge, die ihnen beigefügten Protokolle 
und das Abkommen werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Beschlüsse des 3. Sonder- 
ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschiaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Den In Rom am 25. März 1957 Unterzeich- 
neten Verträgen zur Grüntdung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur 
Gründung der Europäischen Atomgemein- 
schaft nebst Ihren Anhängen und den ihnen 
beigefügten Protokollen und dem gleichzeitig 
Unterzeichneten Abkommen über gemein- 
same Organe für die Europäischen Gemein- 
schaften, einsdiließUch der am 17. April 1957 
in Brüssel Unterzeichneten Protokolle über 
die Satzung des Gerichtshofs der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
die Vorrechte und Befreiungen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
die Satzung des Gerichtshofs der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft, 
die Vorrechte und Befreiungen der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3. Sonder- 
ausschusses 


Artikel 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, abgaben- 
rechtliche Vorschriften, insbesondere den 
Zolltarif und die Ausfuhrzolliste nach Maß- 
gabe der Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft insoweit zu ändern, als die Bun- 
desrepublik Deutschland 


a) nach Artikel 14, 16 und 17 Abs. 1 dieses 
Vertrages und Nummer 1 des Protokolls 
über Mineralöle und einige Mineralöl- 
erzeugnisse die zwischen den Mitglied- 
staaten geltenden Zölle abzubauen hat, 

b) nach Artikel 23 dieses Vertrages und 
Nummer 1 des Protokolls über Mineral- 
öle und einige Mineralölerzeugnisse die 
Zollsätze dem gemeinsamen Außentarif 
anzupassen hat, 

c) nach Artikel 133 Abs. 1 dieses Vertrages 
die Zollsätze für die Einfuhren aus den 
außereuropäischen Ländern und Hoheits- 
gebieten, die mit Belgien, Frankreich, Ita- 
lien und den Niederlanden besondere Be- 
ziehungen unterhalten, abzubauen hat, 

d) nach dem Protokoll über die Zollkontin- 
gente für die Einfuhr von Bananen zur 


wird zugestiimmt. Die Verträge, ihre An- 
hänge, die ihnen beigefügten Protokolle und 
das Abkommen werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 1 a 

Die Bundesregierung hat Bundestag und 
Bundesrat über die Entwicklungen im Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und im 
Rat der Europäischen Atomgemeinschaft lau- 
fend zu unterrichten. Soweit durch den Be- 
schluß eines Rats innerdeutsche Gesetze er- 
forderlich werden oder in der Bundesrepublik 
Deutschland unmittelbar geltendes ReAt gc- 
sAaffen wird, soll die UnterriAtung vor der 
BesAlußfassung des Rats erfolgen. 


Artikel 2 

(:1) Die Bundesregierung wird ermäAtigt, 

mit Zustimmung des Bundestages zur DurA- 
führung der Verträge zur Gründung der Eu- 
ropäisAen WirtsAaftsgemeinsAaft und der 
EuropäisAen AtomgemeinsAaft 

1. durA ReAtsverordnung aibgabenreAtliiAe 
VorsAriften, insbesondere den Zolkarilf 
und die Ausfuhrzolliste naA Maßgabe der 
Bestimmungen des Vertrages zur Grün- 
dung der EuropäisAen WirtsAaftsgemein- 
sAait insoweit zu ändern, als die Bundes- 
repulblik Deutschland 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 
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E n t w u r f 


Festsetzung von Zollkontingenten be- 
rechtigt ist, 

e) nach Artikel 13 Abs. 2 dieses Vertrages 
im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten Ab- 
gaben abzubauen hat, die die gleiche Wir- 
kung haben wie Einfuhrzölle. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt^ 
durdi Rechtsverordnung, die nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, den Zoll- 
tarif nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft insoweit zu ändern, als die 
Bundesrepublik Deutschland 

a) nach Artikel 93 Abs. 1 dieses Vertrages 
die Zölle für die Einfuhren und Ausfuh- 
ren bestimmter Erzeugnisse zu beseitigen 
hat, 

b) nach Artikel 94 a dieses Vertrages den ge- 
meinsamen Außentarif aufzustellen und 
anzuwenden hat, 

c) nadi Artikel 94 b dieses Vertrages den ge- 
meinsamen Außentarif aufzustellen und 
anzuwenden hat, wenn die Zollsätze des 
gemeinsamen Außentarifs nicht höher als 
das Dreifache der am 1. Januar 1957 an- 
gewandten Zollsätze sind, 

d) nach Artikel 95 dieses Vertrages auf Be- 
schluß des Rats vorzeitig die Zollsätze 
des gemeinsamen Außentarifs anzuwen- 
den hat. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz gilt audi im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung die- 
ses Gesetzes feststellt. 


Beschlüsse des 3. Sonder- 
ausschusses 


e) unverändert 


2. durch Reditsverordnung den Zolltarif 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft insoweit zu ändern, 
als die Bundesrepublik Deutschland 


a) unverändert 


b) unverändert 


d) u n V e r ä n d e r t 


c) unverändert 


(2) Die Zustimmung des Bundestages zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 
ist nicht erforderlich, wenn der Bundestag 
innerhalb von drei Wochen nach Eingang 
des von der Bundesregierung als dringlich be- 
zeichneten Verordnungsentwurfs beim Bun- 
destag keinen die Zustimmung aussprechen- 
den oder verweigernden Beschluß gefaßt hat. 

(3) Rcchtsverordnungen nach Absatz 1 und 
2 bedürfen nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates. Ihm ist Gelegenheit zu geben, zu 
den Verordnungsentwürfen binnen vierzehn 
Tagen Stellung zu nehmen. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern idas Land Berlin die Anwendung die- 
ses Gesetzes feststellt. Rechtsverordnungen, 
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E n t w u r f 


(2) Dieses Gesetz gilt im Saarland vom 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages (Bundesigesetzbl. II S. 1587) an. 
§16 des Gesetzes über die Eingliederung des 
Saarlandes vom 23. Dezember 1956 i(Bundes- 
gesetzlbl. I S. 1011) bleibt unberührt. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 3. Sonder- 
ausschusses 

die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

(2) unverändert 


Artikel 4 
(1) unverändert 

« 

(1 a) Die Ratifikationsurkunden sollen erst 
hinterlegt werden, wenn die Parlamente der 
anderen Unterzeichnerstaaten den Verträgen 
zugestimmt haben. 


(2) Der Tag, an dem der Vertrag zur (2) unverändert 

Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft nach seinem Artikel 247, der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft nach seinem Artikel 224 
und das Abkommen nach seinem Artikel 7 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be> 
kanntzugöben. 
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